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Generalangriff auf 
Tarifverträge 

Seit sechs Monatenr kämp¬ 
fen Beschäftigte des Han¬ 
dels für ihren Tarifvertrag. 

Seite 3 


Terroristen telefonieren 

Geheimverträge erlauben 
deutschen Geheimdiensten, 
ihren US-Kollegen zuzuarbei¬ 
ten. 
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Älvaro Cunhal 

Vor 100 Jahren wur¬ 
de Cunhal in Coim- 
bra geboren ... 

Seite to 
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Thema der Woche 


Wohnungsnot 

Auf dem bundesdeutschen „Woh¬ 
nungsmarkt“ wächst das Chaos. Wo 
private Immobilienfonds sich einst¬ 
mals solide und bezahlbare Sozial- 
und Werkswohnungen einverleibt 
haben, um mehr Rendite zu machen, 
verkommen die Wohnblocks, ver¬ 
schlechtert sich die Wohn- und Le¬ 
bensqualität. Doch mit dem Chaos 
wächst der Widerstand. 

Seite 2 


Pogromstimmung reloaded 


Ob im Stadtrat oder außerparlamen¬ 
tarisch wirksam: Kommunistische 
Kommunalpolitiker entwickeln For¬ 
derungen gegen die Wohnungsnot. 
Diese und andere Hintergrundinfor¬ 
mationen zum Thema lesen Sie auf 
den 

Seiten 12 und 13 


Neofaschisten heizen Stimmung gegen Flüchtlinge an 



G eschichte wiederholt sich offen¬ 
sichtlich doch. Die rassistische 
Stimmungsmache gegen Mi- 
grantinnen und Migranten nimmt in 
verschiedenen Orten in diesem Land 
derart zu, dass sich Viele an die 1990er 
Jahre erinnern. Damals war es in Folge 
ausländerfeindlicher Hetze zu Brand¬ 
anschlägen auf Flüchtlingsunterkünf¬ 
te und Wohnungen von Migrantlnnen 
unter anderem in Hoyerswerda, Ros¬ 
tock, Mölln und Solingen gekommen. 
Heute heißen die Orte Berlin-Hellers¬ 
dorf, Duisburg, Hoyerswerda, Chem¬ 
nitz und Schneeberg in Sachsen, Greiz 
und Beichlingen in Thüringen und in 
Pätz und Gransee in Brandenburg ( sie¬ 
he auch Seite 4). Dort ist die Gefahr, 
dass die Hetze in mörderische Gewalt 
umschlägt, erneut greifbar. Eine wei¬ 
tere Parallele zu 1990: Erneut machen 
neben Neofaschisten aus den Reihen 
der „Freien Kameradschaften“ und 
der NPD auch Anwohner gegen die 
Flüchtlinge mobil. Die Parolen reichen 
von „Nein zum Heim“, „Deutschland 
uns Deutschen“ bis hin zum „Wir sind 
das Volk“. Auch diese Phrasen hatten 
in den 1990er Jahren, als die DDR von 
Westdeutschland annektiert wurde. 
Hochkonjunktur. 

„Nazi“ wollte auch damals keiner sein. 
Dass den „Asylanten alles in den Hin¬ 
tern geschoben wird“, das wird man 
doch wohl noch sagen dürfen. Und 
auch, dass mit ihrer Anwesenheit die 
Kriminalität in der Nachbarschaft 
steigt. Da sind sich die „besorgten Bür¬ 
ger“ schließlich einig mit weiten Teilen 
der etablierten Politiker. 

Auch wenn die rassistische Splitter¬ 
partei „Pro NRW“ am 9. November, 
dem 75. Jahrestag der Reichspogrom¬ 
nacht, in Duisburg wieder zum Auf¬ 
marsch gegen Sinti und Roma aufruft, 
ist zu befürchten, dass sich dutzende 
„Durchschnittsbürger“ der Hetze der 
extremen Rechten anschließen wer¬ 
den. So war es auch in den vergange¬ 
nen Wochen bei Aufzügen der Neofa¬ 


schisten. Es ist ihnen in einigen Orten 
mit ihrer sozialen Demagogie gelun¬ 
gen, in der Bevölkerung vorhandene 
Ressentiments zu kanalisieren und 
Nachbarn zu Fackelmärschen und 
Hasskundgebungen zu mobilisieren. 
Als Erfolgskonzept dient den Rechten 
das Vorgehen der NPD in Berlin-Hel¬ 
lersdorf. Als Bürgerinitiative getarnt 
inszeniert sich die neofaschistische 
Partei dort als wahre Vertreterin der 
sozialen Interessen der Menschen und 
damit als Alternative zum „etablierten 
Parteienkartell“. 

Selbst ein Sprecher des Brandenbur¬ 
ger Innenministeriums warnte kürz¬ 
lich davor, dass es sich bei den ras¬ 
sistischen Aufrufen der vergangenen 
Tage „nicht um spontanen Bürgerpro¬ 
test“ handele, sondern die „Initiatoren 


aus der rechten Szene, sowohl aus der 
NPD als auch aus dem noch radikale¬ 
ren Kameradschaftsspektrum“ kämen. 
„Die Kräfte vor Ort übernehmen das 
Hellersdorfer Modell, das sie als er¬ 
folgversprechend und kampagnenfä¬ 
hig ansehen“ konstatierte das Minis¬ 
terium. 

Auf politische Schlussfolgerungen 
wartet man allerdings vergeblich. Ver¬ 
bote der rassistischen Kundgebungen 
und Aufmärsche lägen auf der Hand. 
Ebenso die dezentrale Unterbringung 
der Migrantinnen und Migranten in 
Wohnungen anstelle sie zu kasernie¬ 
ren. Genau das widerspricht aber der 
offiziellen Praxis, die insbesondere in 
der Flüchtlingspolitik auf Ausgren¬ 
zung, Diffamierung und eine ent¬ 
schlossenen Abwehrhaltung setzt. Das 


Ergebnis sind rassistische Sonderge¬ 
setze, Sammellager samt Fresspaketen, 
Residenzpflicht und rassistische Kon¬ 
trollen, Arbeitsverbote und staatliche 
Diskriminierung gegen Migrantlnnen 
bis hin zu der mörderischen Abschot¬ 
tung der EU-Außengrenzen durch die 
„Grenzschutzagentur“ Frontex. 

Und so bleibt es eine der zentralen 
Aufgaben von Antifaschistinnen und 
Antirassistlnnen, Druck auf staatliche 
Stellen auszuüben, sich mit den vieler¬ 
orts protestierenden Flüchtlingen zu 
solidarisieren, über ihre Situation und 
die Fluchtursachen aufzuklären, aber 
auch ihren Schutz und den ihrer Un¬ 
terkünfte zu organisieren und dem ras¬ 
sistischen Treiben nach Kräften Ein¬ 
halt zu gebieten. 

Markus Bernhardt 


Faschisten greifen Demonstration in Aachen an 

Auch nach Gewalttaten konnten sich die Nazis frei bewegen 


Am 2. November wollten verschiede¬ 
ne Gruppen in Aachen für die Opfer 
von Lampedusa und gegen jeden Ras¬ 
sismus gegen Flüchtlinge demonstrie¬ 
ren. Schon kurz nach dem Start der 
Demonstration tauchten plötzlich Fa¬ 
schisten mit einem Transparent auf, 
mit dem sie für 
die griechische 
Faschistenpartei 
„Goldene Mor¬ 
genröte“ warben. 

Einige der Faschis¬ 
ten griffen sogar De¬ 
monstrationsteilneh¬ 
mer und Polizisten 
an. Die Aachener 
Zeitung schrieb am 
Folgetag: „Die Po¬ 
lizei nahm nach 




sonen ,aus dem rechten Spektrum 4 , 
die allesamt bereits polizeibekannt 
waren, vorübergehend fest. Gegen 
sie wurden Strafanzeigen wegen Wi¬ 
derstandes gegen die Staatsgewalt, 
Landfriedensbruchs und Körperver¬ 
letzung erstattet. Insgesamt sei es eine 
etwa 15-köpfige Gruppe 
gewesen, die die Teil¬ 
nehmer der Demons¬ 
tration provoziert und 
bedroht 4 hätte, hieß es am 
Sonntag auf AZ-Anfrage bei 
der Leitstelle der Aachener 
Polizei“ 

Dennoch erlaubte die Polizei 
den Faschisten kurz nach dem 
Angriff spontan eine Kund¬ 
gebung anzumelden. Nach¬ 
dem die Demonstration ihren 
Weg fortsetzen konnte, kam 
sie erneut nur ein sehr kur¬ 
zes Stück weiter. Abermals 
wurde die Demonstration 
von Faschisten und rechten 


Hooligans angegriffen. Diesmal grif¬ 
fen die Faschisten mit Knüppeln und 
Flaschen an, dabei wurden einige De¬ 
monstrationsteilnehmer verletzt. Ob¬ 
wohl der Anmelder der Demonstrati¬ 
on die Polizei auf eine Problemknei¬ 
pe auf der Route hingewiesen hatte, 
konnten sich die Faschis¬ 
ten dort in Ruhe versam¬ 
meln und den zweiten An¬ 
griff vorbereiten. 

Auch nach den Angriffen 
konnten die Faschisten sich 
frei in Aachen bewegen und 
provozierten schon kurze Zeit 
später Jugendliche, die sich vor 
dem Autonomen Zentrum be¬ 
fanden. 

Dieser Tag zeigte einmal 
mehr, dass Aachen ein 
großes Nazip¬ 
roblem hat 
und das we¬ 
der Polizei 
noch Jus¬ 


tiz daran interessiert sind, daran et¬ 
was zu ändern. 

Vielmehr waren die Faschisten an die¬ 
sem Tag ihrer Rolle im Kapitalismus 
nachgekommen. Sie hatten den Pro¬ 
test für die Flüchtlinge unterdrückt. 
Anstatt für die Menschen zu demons¬ 
trieren, die vor den Küsten Europas 
ermordet werden, mussten die De¬ 
monstrationsteilnehmer ihre eigene 
Haut retten. 

Die Aachener Realität ist eine trau¬ 
rige, und während Faschisten Men¬ 
schen überfallen und bedrohen kön¬ 
nen, ohne große Folgen fürchten zu 
müssen, stehen gleichzeitig mehrere 
Menschen vor Gericht, weil sie 2012 
den Aufmarsch der mittlerweile ver¬ 
botenen Kameradschaft Aachener 
Land verhindern wollten. Antifaschis¬ 
mus wird systematisch kriminalisiert, 
dagegen muss noch mehr und vor al¬ 
lem noch breiterer Protest organisiert 
werden, auch über die Stadtgrenzen 
von Aachen hinaus. Jens Wegener 


Fast eine Million 
Arbeitslose mehr 
in der EU 

Die von der EU-Statistikbehörde Eu¬ 
rostat am 31. Oktober veröffentlich¬ 
ten neuesten Zahlen vermelden einen 
weiteren Anstieg der Arbeitslosig¬ 
keit in der Mehrzahl der EU-Staaten. 
Die offizielle Arbeitslosenquote lag 
im September 2013 in der Eurozone 
bei 12,2 Prozent, gegenüber 11,6 % im 
September 2012, und bei allen 28 EU- 
Staaten bei 11,0% gegenüber 10,6% 
im September 2012. Das sind in der 
Gesamt-EU 26,872 Mio. offiziell als ar¬ 
beitslos anerkannte Männer und Frau¬ 
en, 970 000 mehr als vor einem Jahr. 
Die Jugendarbeitslosigkeit von Men¬ 
schen unter 25 Jahren wird in der Eu¬ 
rozone mit 24,1 Prozent (gegenüber 
23,6% 2012) und in der Gesamt-EU 
mit 23,5 % (gegenüber 23,1 %) ange¬ 
geben. Mit anderen Worten: fast jeder 
vierte Jugendliche in Eurozone und 
EU ist arbeitslos, insgesamt 5,584 Mil¬ 
lionen Menschen. 

Den höchsten Anstieg verzeichnete 
Zypern von 12,7 auf 17,1 Prozent, ge¬ 
folgt von Griechenland von 25,0 auf 
27,6 Prozent. 


UZ-Pressefest 2014 



Buttons schon bestellt? 

Gliederungen der DKP, die noch 
nicht oder nicht mehr mit Buttons 
versorgt sind, können die Buttons 
zum Stückpreis von fünf Euro beim 
Parteivorstand der DKP bestellen. 


Das Spendenkonto 

DKP Parteivorstand, 
Kto.-Nr. 400 248 7501 bei der 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 609 67. 

Sollte sich der Parteivorstand im 
November gegen das Pressefest 
entscheiden,werden aufVerlangen 
des Spenders seine Spende zurück¬ 
überwiesen. 

Das Finanzbarometer des UZ-Pres- 
sefestes sowie einen Bericht zum 
Stand der Vorbereitungen finden 
Sie heute auf 
Seite 16 


Kandidatur der DKP zur 
EU-Wahl jetzt absichern! 

Die Formulare für die Unterschrif¬ 
tensammlung können ab sofort 
als Datei oder als gedrucktes For¬ 
mular beim Parteivorstand bestellt 
werden oder von der Internetseite 
news.dkp.de heruntergeladen wer¬ 
den. 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Volker Metzroth 


Solidarität ist mehr als 
Almosen zu geben 


„Solidarität ist das Zusammenge¬ 
hörigkeitsgefühl, das praktisch wer¬ 
den kann und soll.“ Unter den vielen 
Definitionen für das gemeinsame 
Kämpfen jener, die sich einzeln nicht 
gegen die politisch und ökonomisch 
Herrschenden durchsetzen können, 
scheint mir diese eine der treffend¬ 
sten zu sein. Solidarität ist mehr als 
Almosen zu geben oder den Hun¬ 
gernden zu speisen. Es ist die Hilfe 
für jene Armen und Hungernden, 
die den Kampf gegen Armut und 
Hunger aufgenommen haben. Sie ist 
auch die Unterstützung jener, die den 
Kampf gegen Hungerlöhne und die 
Vernichtung ihrer Arbeitsplätze auf¬ 
genommen haben. 

Wer einmal mit Hunderten im Streik 
stand, hat erfahren, wie die Solidari¬ 
tät untereinander stärkt. Und es tut 
gut, wenn dann noch ein paar Kolle¬ 
gen einer anderen Branche mit ihren 
Gewerkschaftsfahnen hinzukommen. 
Wo vermehrt kleine Belegschaften 
streiken, wo sich deren Streiks län¬ 
ger hinziehen, wird Solidarität immer 
wichtiger. Aktuell erleben wir das in 
Hannover z.B., wo ein Teil der Beleg¬ 
schaft des von der Madsack-Gruppe 
ausgegliederten Dienstleisters KSC 
um einen Haustarifvertrag kämpft. 
Hier ist materielle Solidarität ge¬ 
fragt, reicht doch das satzungsgemä¬ 
ße Streikgeld von ver.di oft nicht aus, 
wo schon normalerweise der Monat 
viel zu lange fürs Gehalt ist. Bei der 
DKP-Gewerkschaftskonferenz wur¬ 
den 500 Euro gesammelt, 105 von 
Kollegen meines ver.di-Ortsvereins, 
der Vorstand will die Summe verdop¬ 
peln. Beispiele, die zur Nachahmung 
empfohlen sind. 

Solidarität brauchen auch die Be¬ 
schäftigten der Firma Norgren in 
Großbettlingen. Sie wehren sich ge¬ 
gen die Vernichtung ihrer Arbeits¬ 
plätze und den Abtransport ihrer 
Maschinen und werden dabei mit 
Einschüchterungsversuchen durch 
eine private „Sicherheitsfirma“ kon¬ 
frontiert. Auch hier helfen Spenden, 
die IGM richtete ein Konto ein. Aber 
noch wichtiger ist, dass der lokale 


Protest gegen den Einsatz „Schwar¬ 
zer Sherrifs“ im Betrieb ein landes¬ 
weites Echo bekommt. Wie beim bel¬ 
gischen Automobilzulieferer Meister, 



wo die deutschen Eigner 2012 die 
gleiche Nummer abziehen wollten. 
Im Einzelhandel streiken seit Mo¬ 
naten nicht nur kampferprobte 
Belegschaften großer Häuser zur 
Verteidigung ihrer Manteltarifver¬ 
träge, der fünften und sechsten Ur¬ 
laubswoche etc. Oft sind es kleine 
Gruppen, die rausgehen, wenn ver. 
di ruft. Und manches Mal kommen 
dann Ohnmachtsgefühle auf, wenn, 
wie bei REAL, kurz darauf selbst 
auf jeden Cent angewiesene Leih¬ 
arbeiter an den Kassen sitzen. Wenn 
dann einige Kolleginnen und Kol¬ 
legen aus anderen Betrieben oder 
eine gewerkschaftliche Senioren¬ 
gruppe hinzukämen, für die Kun¬ 
den unüberhör- und sehbar gegen 
die Machenschaften des Konzerns 
demonstrierten, gäbe das allen mehr 
Kraft im gemeinsamen Kampf. Da 
sind die Ehrenamtlichen vor Ort 
gefordert, auch und gerade die neu¬ 
en DGB-Kreis- und Stadtvorstän¬ 
de. Keine(r) sollte warten, bis So¬ 
lidarität „angeordnet“ wird oder 
wehklagen, wenn das nicht passiert, 
sondern sie konkret vor Ort mitor¬ 
ganisieren; denn gute Beispiele fin¬ 
den immer ihre Nachahmer, auch im 
Klassenkampf. 


Miethai zu Fischstäbchen 


Halloween der anderen Art in München 



Am 31. Oktober fand in München ein 
Halloween-Stadtplanungs-Horror- 
Tripp statt zu dem die Um Weltorgani¬ 
sation green City, das Bündnis Bezahl¬ 
bares Wohnen, Bündnis Gartenstadt 
München, persönlich Betroffene und 
örtliche Mieterinitiativen eingeladen 
hatten. Aktueller Anlass: Ein neu¬ 
es Luxuswohnprojekt in der Isar, für 
das in den vergangenen Tagen sechs 
sechzig Jahre alte Kastanien gefällt 
wurden. 

Der bürgerschaftliche Halloween-Spa- 
ziergang begann am geplanten, nun¬ 
mehr baumlosen Bauplatz des Luxus¬ 
projektes „Glockenbach-Suiten“ und 
ging zu den weiteren Orten der Gentri- 
fizierung dieses Viertels, darunter auch 


zum „Seven“, dem Projekt mit den teu¬ 
ersten Wohnungen Deutschlands. 
Weichen mussten dafür immer altein¬ 
gesessene Kneipen, Handwerksbetrie¬ 
be und gewachsene Stadtviertelstruk¬ 
turen. Deshalb führte der Weg der De¬ 
monstrierenden auch zum Münchner 
Planungsreferat, das dieser Entwick¬ 
lung nahezu tatenlos zusieht. 

Mit dabei - wie immer - der Miethai 
der DKP mit dem Schild „Miethai zu 
Fischstäbchen“. 

Ein Nachtwächter leutete das Toten¬ 
glöckchen für das alte Stadtviertel, 
grausige Monstermasken, Hexen und 
Untote symbolisierten den Horror 
der Vertreibung der Bürger aus ihrem 
Viertel. Text und Fotos: Walter Listl 


„Wir brauchen einen langen Atem“ 

Berliner Anwohnerinitiative kämpft gegen 
Mietsteigerungen und Vertreibung am Thälmann-Park 


Sinem Fendt ist Mitglied der DKP- 
Gruppe Mitte-Pankow in Berlin und 
arbeitet in der gemeinsamen AG Thäl¬ 
mann-Park von DKP und SDAJ. 

UZ: Der Thälmann-Park ist in Berlin 
zur Zeit ein großes Gesprächsthema 
(siehe UZ vom 25.10.), auch in der bür¬ 
gerlichen Presse. Das letzte große Stück 
Natur und eines der letzten Gebiete mit 
sozialem Wohnungsbau im Prenzlauer 
Berg soll gentrifiziert* werden. Wie steht 
die Berliner DKP dazu? 

Sinem Fendt: Schon länger beschäf¬ 
tigen wir uns als DKP in Berlin mit 
Stadt- und Mietenpolitik, überwiegend 
im Zusammenhang mit der Wohnungs¬ 
frage. Unter der „rot-roten“ Regierung 
haben wir ebenso wie unter dem CDU- 
SPD-Senat einen massiven Kahlschlag 
erlebt: Alle Fördermittel im sozialen 
Wohnungsbau und der sozialen Stadt¬ 
erneuerung sind auf Null gekürzt wor¬ 
den. Zusätzlich sind mehr als 200 000 
öffentliche Wohnungen verkauft wor¬ 
den. Seit der „rot-rote“ Senat 2005 
auch noch das Baurecht zu Gunsten 
der wirtschaftlichen Verwertbarkeit 
liberalisiert hat, sind verdichtete Be¬ 
bauung, Bebauungen von Grünflächen 
und steigende Mieten Alltag in Berlin. 
So gesehen war es nur eine Frage der 
Zeit und ein aus Kapitalsicht logischer 
Schritt, dass auch der Ernst-Thälmann- 
Park am Rand des sogenannten inner¬ 
städtischen Rings gentrifiziert wird. 
Hier vollzieht sich ein sozialer Um¬ 
strukturierungsprozess, alte Miete¬ 
rinnen und Mieter und Kleingewer¬ 
betreibende werden oder sind schon 
verdrängt. 

Im Viertel und im angrenzenden Ge¬ 
biet sollen 2200 neue schicke Wohnun¬ 
gen entstehen, zum Teil durch städti¬ 
sche Wohnungsbaugesellschaften wie 
die Gewobag, der bereits 1100 Woh¬ 
nungen im Thälmann-Park gehören, 
zum größeren Teil durch private In¬ 
vestoren die mit einem Mietpreis zwi¬ 
schen 9 bis 11 Euro pro qm planen. 

UZ: „Energetische Sanierungen“ wer¬ 
den gerne als Feigenblatt für giganti¬ 
sche Mieterhöhungen benutzt. Ist das 
auch im Thälmann-Park der Fall und 
wie steht Ihr dazu? 

Sinem Fendt: Die Gewobag hat be¬ 
reits angekündigt, dass in den nächs¬ 
ten Jahren Modernisierungen und 
damit verbunden erhebliche Miet¬ 


preissteigerungen auf die Anwohner 
zukommen. Auch der private Inves¬ 
tor, das Unternehmen Kondor Wes¬ 
sels Holding GmbH, das ein Auge auf 
diesen Kiez geworfen hat, lässt keine 
Zweifel an seinen Absichten: „Güns¬ 
tige Mieten“ lägen bei ihm zwischen 
9 und 11 Euro pro qm. Wenn wir jetzt 
nicht aufpasssen, nicht über die Pla¬ 
nungen informieren und gemeinsam 
dagegen Vorgehen, werden wir am 
Thälmann-Park bald eine stille Ent- 
mietung erleben. Dagegen müssen wir 
uns wehren. 

UZ: Es gibt im Park eine aktive An¬ 
wohnerinitiative, die beginnt Wider¬ 
stand zu organisieren. Habt ihr mit de¬ 
nen Kontakt? 

Sinem Fendt: Mit der Anwohneriniti¬ 
ative „Teddy 2.0“ stehen wir in gutem 
Kontakt. Einige Genossinnen gehören 
zur betroffenen Anwohnerschaft und 
nehmen regelmäßig an den Sitzungen 
der Initiative teil. Wir unterstützen die 
Iniative, wo wir können, ob beim Pla¬ 
katieren oder 
Park putzen. 

Wir haben 
auch eigene 
Aktionen ge¬ 
macht und wer¬ 
den dies in Zu¬ 
kunft wieder 
tun. Als nächs¬ 
tes wollen wir 
mit Flugblät¬ 
tern, die wir in 
alle Briefkäs¬ 
ten stecken, vor allem die Mieterinnen 
erreichen, die noch nicht so viel von 
den schrägen Plänen des Bezirks mit¬ 
bekommen haben. Es gibt außerdem 
die Überlegung, eine Wandzeitung 
sichtbar im Park aufzustellen - als In¬ 
fotafel für uns, die Bürgerinitiative und 
alle Anwohnerinnen. 

UZ: Das Denkmal für den KPD-Vor¬ 
sitzenden ist den Herrschenden und den 
Spekulanten offensichtlich ein Dorn im 
Auge... 

Sinem Fendt: Am Denkmal geht für 
uns als DKP und SDAJ kein Weg 
vorbei. Es handelt sich um ein histo¬ 
rischen Denkmal, das stellvertretend 
alle während des Faschismus ermorde¬ 
ten und verfolgten Kommunisten ehrt. 
Thälmann hat nie seine Überzeugung 
abgelegt und bis zu seiner Verhaftung 


in der Illegalität für eine bessere Welt 
gekämpft. 

Zu dieser besseren Welt gehört auch, 
dass alle Menschen gute Unterkünf¬ 
te haben - nicht nur Besserverdiener. 
Hierfür steht das Denkmal wie auch 
die Wohnblöcke, die zum Park gehö¬ 
ren. Hier sind viele Grünflächen und 
Wohnungen, die für alle bezahlbar 
waren. Genau das wird jetzt verändert 
und aufgebrochen - da ist es nur lo¬ 
gisch, dass auch das Denkmal immer 
wieder zur Diskussion steht. Wie vor 
kurzem bei einer symbolischen Spren¬ 
gung durch die FDP-Jugend. 

UZ: Denkst du, der Kampf um die Er¬ 
haltung des Thälmann-Parks kann ge¬ 
wonnen werden? 

Sinem Fendt: Es gibt hier nicht den ei¬ 
nen Kampf. Hier geht es um die Be¬ 
bauung von Grünflächen, die verdich¬ 
tete Bebauung, Modernisierungen, 
steigende Mieten, eventuelle Zwangs¬ 
räumungen, Vertreibung etc. Momen¬ 
tan sieht es nicht so aus als könnten wir 
die Gentrifi- 
zierung kom¬ 
plett aufhal¬ 
ten, aber wir 
können de¬ 
ren schlimms¬ 
te Auswüch¬ 
se wenigstens 
eindämmen. 
Dafür brau¬ 
chen wir einen 
langen Atem. 
Wir müssen 
kreativ sein, um in diese Verwertungs¬ 
logik einzugreifen und mehr Menschen 
zu motivieren, sich zu wehren. Das 
trifft ja nicht nur auf den Thälmann- 
Park zu, auch auf viele andere Objekte, 
ob hier in Berlin oder anderswo. 
Konkret ist uns wichtig, gemeinsam mit 
der Anwohnerinitiative den Spekulan¬ 
ten und Investoren, den Stadtberatern 
und Architekten und den dahinterste¬ 
ckenden Politikern Widerstand entge¬ 
gensetzen. Wir müssen deutlich ma¬ 
chen, dass hier kein schnelles Geld zu 
holen ist. 

Die Fragen stellte Hermann Baur 

* Soziokulturelle und immobilienwirtschaft¬ 
liche Veränderung ursprünglich preisgünsti¬ 
ger Stadviertel - häufig innenstadtnah - hin 
zur „Aufwertung“ dieser durch wohlhabende 
Eigentümer und Mieter von baulich aufgewer¬ 
teten Immobilien 



Siemens-Management im Schmiergeldsumpf 

Seit Jahren muss der Konzern mit Korruptionsvorwürfen leben 


Als Hoffnungsträger wurde Löscher 
gehandelt, als er 2007 Vorstandsvor¬ 
sitzender wurde. Denn der Siemens- 
Konzern steckte in massiven Schwie¬ 
rigkeiten. Schmiergelder, illegale Preis¬ 
absprachen, Korruption! Die Liste 
der Vorwürfe war lang. Sie kratzte am 
Image und kostete richtig Geld. 

Nach Abschluss aller außergerichtli¬ 
chen Einigungen und aller gerichtlich 
festgelegten Strafen im Zusammen¬ 
hang mit der größten Schmiergeldaf¬ 
färe in der Geschichte der Bundesre¬ 
publik hatte die Siemens AG knapp 
drei Milliarden Euro „Lehrgeld“ be¬ 
zahlt. Hinzu kam der Strafprozess vor 
einem Nürnberger Gericht wegen des 
Aufbaus der AUB als konzernhörige 
betriebsinterne Konkurrenz zur IG 
Metall, begleitet von einer über Jahre 
gepflegten Bestechung von Betriebs¬ 
ratsmitgliedern der AUB. Verurteilt 
wurden am Ende nur Vorstandsmit¬ 
glied Johannes Feldmayer und AUB- 
Vorsitzender Wilhelm Schelsky. Der 
Personalchef von Siemens Deutsch¬ 
land und durch Zeugenaussagen 
schwer belastete Walter Huber blie¬ 
ben wie durch ein Wunder verschont. 
In den folgenden Jahren inszenierte 
sich Löscher als großer „Saubermann“. 
„Compliance“, also die Einhaltung na¬ 
tionaler und internationaler Rechts¬ 


vorschriften und Gesetze, wurde das 
Thema in der öffentlichen Darstel¬ 
lung des Konzerns. Während jedoch die 
Beschäftigten mit einer Vielzahl neuer 
Vorschriften, ausufernder Bürokratie 
und hohen Qualifikationsansprüchen 
zu kämpfen hatten und haben, schei¬ 
nen die Management-Etagen weiter 
tief im Schmiergeldsumpf zu stecken. 
Seit 2008 verging kein Jahr, in dem Sie¬ 
mens nicht wegen irgendeines Korrup¬ 
tionsskandals irgendwo auf der Welt 
im Feuer der Kritik oder sogar vor Ge¬ 
richt stand: USA, Mexiko, Argentinien, 
Griechenland, China. Noch sind längst 
nicht alle Gerichtsprozesse beendet. 
Seit einigen Wochen besteht nun er¬ 
neut der Verdacht, dass versucht wor¬ 
den ist, ein Mitglied des Gesamtbe¬ 
triebsrats mit hohen Gehaltszahlungen 
zu bestechen. Der Verantwortliche für 
diesen Skandal ist wieder Walter Hu¬ 
ber, der Personalchef. Und derzeit 
scheint es, als ob er auch diesmal um 
eine öffentliche juristische Aufarbei¬ 
tung seiner Machenschaften herum¬ 
kommt. Der Konzernvorstand schickte 
den Mann in Urlaub, und zog ihn damit 
zumindest vorläufig aus dem Blickfeld 
der Öffentlichkeit. 

Auch bei Versuchen, Interessenver¬ 
treter der Belegschaft zu bestechen, 
kann es um viel Geld gehen, um das 


Geld der Beschäftigten nämlich. Es 
gehört schon ein erkleckliches Maß 
an krimineller Energie dazu, um über 
Jahrzehnte klammheimlich Gelder an 
„Interessenvertreter“ der Beschäftig¬ 
ten zu schieben. Im Siemens-Manage¬ 
ment befindet sich Walter Huber of¬ 
fensichtlich in bester schlechter Ge¬ 
sellschaft. 

Um aus diesem Sumpf endlich Tatsa¬ 
chen und Akteure ans Licht der Öf¬ 
fentlichkeit zu ziehen, braucht es mehr 
als einen einzigen „Saubermann“. Es 
braucht die vielen, die nicht mehr weg¬ 
schauen wollen, es braucht die vielen, 
die mit größtmöglicher Transparenz 
und Offenheit für ihre Interessen ein- 
treten.Tausende von Betriebsräten der 
IG Metall setzen sich für ihre Kolle¬ 
ginnen ohne jede Vergünstigung ein. 
Eine starke Gewerkschaft IG Metall, 
ihre engagierten Vertrauensleute und 
eine enge Zusammenarbeit zwischen 
Belegschaft, Vertrauensleuten und Be¬ 
triebsräten ist die beste Versicherung 
dafür, dass die Interessen der Beschäf¬ 
tigten nicht unter die Räder kommen 
oder gar in die Hände eines Walter 
Huber! 

Ab März beginnen die Betriebsrats¬ 
wahlen: Jede Stimme für die IG Me¬ 
tall zählt. 

Aus Erlanger rot, Zeitung der DKP Erlangen, 5/2013 
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Zehntausende im Streik 


Handel: Generalangriff auf Tarifverträge 



ie Beschäftigten des Einzel¬ 
handels bekommen die volle 
Breitseite des Kapitalismus zu 
spüren. Die Unternehmer legen die 
Axt an Lohn und Eingruppierung. 
Karstadt will gleich ganz aus dem Flä¬ 
chentarif. Kaufhof, Real, Rewe oder 
Kaufland, sie alle wollen Maximal¬ 
profite und billigste Ausbeutung beim 
Personal. Darauf gibt es nur eine Ant¬ 
wort: Streiks! In den letzten Wochen 
legten Zehntausende Beschäftigte die 
Arbeit nieder. 

Die Warenhäuser fahren seit Januar 
einen Generalangriff auf die Beschäf¬ 
tigten mit einem „innovativen Tarif¬ 
vertrag“. Würde dieser durchgesetzt, 
gäbe es deutliche Gehalts- bzw. Lohn¬ 
kürzungen. In Nordrhein-Westfalen 
soll jetzt ein Exempel statuiert wer¬ 
den. Die Vertreter des Einzelhandels 
waren zur fünften Verhandlungsrun¬ 
de erst gar nicht mehr erschienen. Die 
Gewerkschaft ver.di hat darauf mit 
neuen Streiks geantwortet. 

Für das Personal ist die Höhe des 
Lohns mittlerweile zur Existenzfrage 
geworden. Jobs im Einzelhandel be¬ 
deuten überwiegend Zwangsteilzeit, 
Flexibilisierung und prekäre Beschäf¬ 
tigung mit unbezahlten Überstunden. 
Doch statt die Streiks überregional in 
mehreren Bundesländern gleichzeitig 
zu organisieren, wurde jetzt bekannt, 
dass einzelne ver.di-Funktionäre Ver¬ 
handlungen mit dem Einzelhandels¬ 
verband führen. Hintergrund sind Ab¬ 
sprachen, den von den Unternehmen 
gekündigten alten Manteltarif wieder 
in Kraft zu setzen. Laut einem Fahr¬ 


plan soll zu einem späteren Zeitpunkt 
über „Reformen“ verhandelt werden. 
Dies widerspräche nicht nur der bis¬ 
herigen demokratischen Meinungs¬ 
bildung in der Organisation, sondern 
auch den Forderungen in dieser Ta¬ 
rifauseinandersetzung von Seiten der 
Basis. Erst recht der großen Streikbe¬ 
reitschaft. 


Um den Widerstand zu verstärken, 
ist es nach Auffassung mehrerer Ver¬ 
trauensleutekörper und Betriebsräte 
dringend an der Zeit, dass die Arbeits¬ 
kämpfe im Handel einheitlich, Fachbe¬ 
reichs- und gewerkschaftsübergreifend 
durch ver.di koordiniert werden. Auch 
der Kaufhof-Betriebsrat Helmut Born 
sieht dies so: „Wir können noch mehr. 


Wir lassen uns kein Tarifergebnis dik¬ 
tieren“, erklärte er auf einer Streikver¬ 
sammlung am 31. Oktober in Düssel¬ 
dorf. 

ver.di fordert für die 2,8 Millionen 
Beschäftigten im Handel 6,5 Prozent, 
mindestens 140 Euro. Einen neuen Ter¬ 
min für Tarifverhandlungen in NRW 
gibt es nicht. Herbert Schedlbauer 


Kompromiss in Sicht? 

Sechs Monate Streiks und öffentliche Aktionen im hessischen Einzelhandel 


Entgegen allen Voraussagen der Un¬ 
ternehmer und ihrer willigen Bericht¬ 
erstatter ebbt der Abwehrkampf im 
hessischen Einzelhandel auch nach 
Monaten nicht ab. Selbst jene werden 
dadurch „belehrt“, die meinten, die von 
der Kündigung des Manteltarifvertra¬ 
ges betroffenen Beschäftigten ließen 
sich nicht über einen längeren Zeit¬ 
raum immer wieder zu Streiks und öf¬ 
fentlichen Aktionen motivieren, wenn 
sie „bloß“ ihre bisher geltenden tarifli¬ 
chen Gehälter, Rechte und Leistungen 
verteidigen. Vielmehr müsse ihnen ein 
weiterreichendes Ziel gesteckt werden, 
damit sie wüssten, dass sich das Kämp¬ 
fen wirklich lohnt. 

Es sieht so aus, als ob die stets aufs 
Neue streikenden Beschäftigten sehr 
wohl wissen und verstanden haben, 
dass es in dieser Auseinandersetzung 
nicht „bloß“ um die Verteidigung ir¬ 
gendeines „Besitzstandes“, sondern um 
die entscheidende Frage geht: Können 
sich die Unternehmer im Einzelhandel 
mit der dauerhaften Verschlechterung 
der Tarifverträge und damit der Ar¬ 
beitsbedingungen durchsetzen, dann 
sind damit zwei Gefahren verbunden: 


★ dass in der Branche ein „Tor“ geöff¬ 
net wird, das bei den Unternehmern 
für „Aufwind“ sorgen und sie zu wei¬ 
tergehenden Forderungen anregen 
würde; 

★ dass eine Niederlage der Beschäf¬ 
tigten und ihrer ver.di im Einzelhan¬ 
del als Anreiz für Unternehmer an¬ 
derer Branchen wirken könnte, sich 
ebenfalls fürs Abschaffen oder Aus¬ 
höhlen der dortigen tariflichen Rege¬ 
lungen stark zu machen und einzuset¬ 
zen. 

Insofern kämpfen die streikenden Be¬ 
schäftigten im hessischen Einzelhandel 
nie nur für sich allein, sondern immer 
auch für jene, die sich aus Angst, Un¬ 
wissenheit oder fehlender Solidarität 
nicht ebenfalls für ihre Tarifverträge 
aktiv einsetzen. Oder die nicht verste¬ 
hen (wollen), wie schnell eine Nieder¬ 
lage in einer Branche weitere Verluste 
in anderen Bereichen nach sich ziehen 
kann. 

Denn die Unternehmer sind trotz al¬ 
len Wettbewerbs am Markt längst nicht 
so betriebsblind, dass sie nicht verste¬ 
hen würden, welche Chancen sich aus 
einer Niederlage im Einzelhandel für 
sie selbst ergeben. Und genau deshalb 


sind die größten Konkurrenten am 
Verhandlungstisch und bei tarifpoliti- 
schen Fragen die „dicksten“ Freunde, 
wenn es gegen die Beschäftigten und 
ihre Tarifverträge geht. 

Im Bezirk Südhessen kam der Arbeits¬ 
kampf für manche in den vergangenen 
Jahren erprobten Belegschaften nicht 
plötzlich wie Weihnachten im Dezem¬ 
ber. Die aktivsten ver.di-Vertrauens¬ 
leute bereiteten sich und ihre Kollegin¬ 
nen gezielt auf die ab Mai kommenden 
Streiks vor. 

Dazu waren nicht nur viele persön¬ 
liche Gespräche, sondern auch eine 
große Überzeugungsarbeit notwendig. 
Das hatte den Vorteil, dass kein „Eis“ 
mehr „gebrochen“ werden musste, als 
es richtig losging. Nur so war es - wie 
in den letzten Jahren - möglich, sich 
auf einen Kern von Streikbetrieben zu 
stützen, um dem Verteidigungskampf 
wie der Lohnrunde den notwendigen 
„Schwung“ zu verleihen. In vorders¬ 
ter Reihe gehen und engagieren sich 
seither: H&M Hennes & Mauritz in 
Darmstadt, Viernheim und Weiter¬ 
stadt (Loop5); Karstadt in Darmstadt 
und Viernheim; Real in Groß-Gerau, 
Pfungstadt, Raunheim und Rüssels¬ 


heim. Am Anfang waren trotz der sich 
anbahnenden wirtschaftlichen Katas¬ 
trophe ganz selbstverständlich die Be¬ 
schäftigten von Praktiker in Rüssels¬ 
heim mit dabei. Sie wurden erst durch 
die Insolvenz aus den Reihen der Ak¬ 
tivsten herausgerissen. 

Doch gelang es im Laufe der Zeit 
auch weitere Belegschaften zu moti¬ 
vieren, die Verteidigung ihres Man¬ 
teltarifvertrages zu ihrem eigenen 
Anliegen zu machen. Hier sind die 
Beschäftigten von Kaufland in Lam¬ 
pertheim und Weiterstadt sowie von 
Toom/Rewe in Darmstadt zu nennen. 
Ihre Unterstützung der Auseinander¬ 
setzung entlarvt jene Unternehmer 
als Schwätzer und bewusste Irrefüh¬ 
rer, die ständig und gern behaupten, 
in Südhessen streikten „immer nur die 
Gleichen“. Es ist natürlich verständ¬ 
lich, dass es jenen, die bei keinem oder 
kaum einem Arbeitskampf fehlen, die 
Beteiligung von „anderen“ immer zu 
gering erscheint und deren Entschei¬ 
dung zum Streik nicht schnell und oft 
genug fällt. Wer sich allerdings an die 
Entwicklung der eigenen Streikbereit¬ 
schaft erinnert, der wird wissen, dass 
es manchmal länger dauert, bis in ei¬ 
ner Belegschaft dazu der Mut gefasst 
und die Kolleg/inn/en motiviert sind. 
Doch dann gibt es häufig kein Halten 
mehr. 

Angesichts dieser Erfahrung können 
Ausdauer und Hartnäckigkeit der 
„Altbekannten“ sowie Selbstvertrau¬ 
en und Entschlossenheit der „Neuen“ 
im Arbeitskampf nicht hoch genug be¬ 
wertet werden. Zusammen wird jene 
Kraft und Zielstrebigkeit erreicht, die 
notwendig sind, um ein Wiederinkraft¬ 
setzen des von den Unternehmern ge¬ 
kündigten Manteltarifvertrages ohne 
Abstriche durchzusetzen sowie die 
Einführung einer Niedriglohngrup¬ 
pe von 8,20 Euro zu verhindern. Und 
nicht zuzulassen, dass der Einzelhan¬ 
del zum Einfallstor für unternehmeri¬ 
sche Höhenflüge wird. 

Deshalb kann es keinen ehrlichen und 
annehmbaren Kompromiss geben, der 
die Verwirklichung dieser auch bran¬ 
chenübergreifenden Ziele nicht zu 
seiner Grundlage macht. Eine solche 
Annäherung beider Seiten ist derzeit 
nicht in Sicht. Der Kampf geht also un¬ 
vermindert, besser: verstärkt weiter - 
bis zum Erfolg! Horst Gobrecht 



Südhessischer Streik- und Aktionstag von H&M Darmstadt, Viernheim und Weiterstadt, Karstadt Viernheim sowie Real 
Groß-Gerau, Raunheim und Rüsselsheim am i. November 2013. 


Neuordnung der 
Arbeit erforderlich 

In Bremen forderte Franz-Josef Möllen¬ 
berg, der Vorsitzender der Gewerkschaft 
Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG): 
„Ohne eine Neuordnung der Arbeit 
darf es keine große Koalition geben.“ Zu 
einer neuen Ordnung am Arbeitsmarkt 
gehöre die unverzügliche Einführung ei¬ 
nes gesetzlichen Mindestlohns von 8,50 
Euro - branchenübergreifend und bun¬ 
desweit ohne zeitlichen Stufenplan oder 
andere Hintertürchen. „Dringend gebo¬ 
ten ist die Verhinderung des Missbrauchs 
von Werkverträgen. Die Mitbestimmung 
der Betriebsräte bei der Nutzung von 
Werkverträgen muss deutlich erweitert 
werden. Derzeit werden Werkverträge 
missbraucht, um Tarifverträge und Be¬ 
triebsräte zu umgehen. Die Haftung der 
Unternehmen muss auch auf die von ih¬ 
nen beauftragten Subunternehmen aus¬ 
gedehnt werden. Es ist unerträglich, dass 
sich beispielsweise große Schlachtkon¬ 
zerne und Geflügelschlachtereien aus 
der Verantwortung stehlen können und 
sich ahnungslos zeigen, wenn es um die 
Einhaltung des Tierschutzes, eine ange¬ 
messene Entlohnung bis hin zu men¬ 
schenunwürdigen Wohnverhältnissen 
von Werkvertragsbeschäftigten, die bei 
Subunternehmen beschäftigt sind, geht.“ 

Fast 1 000 noch ohne Job 

Ende August 2012 hatten die P+S-Werf¬ 
ten mit ihren ehemals 1 750 Mitarbei¬ 
tern wegen Zahlungsunfähigkeit Insol¬ 
venz beantragt. Die Pleite folgte und 
zwei Monate später startete die auf ein 
Jahr befristete Transfergesellschaft. Zum 
1. November mussten sich, wie die zu¬ 
ständigen Arbeitsagenturen im Bereich 
Stralsund berichten, 686 und im Bereich 
Wolgast/Greifswald weitere 291 ehema¬ 
lige P+S-Arbeiter arbeitslos melden. 

Ausbildungsverträge 
auf Tiefststand 

Elke Hannack, Stellvertretende Vorsit¬ 
zende des Deutschen Gewerkschafts¬ 
bundes (DGB) meldet, dass dieses Jahr 
die Zahl der neuen Ausbildungsverträge 
trotz stabiler Bewerberzahlen auf den 
niedrigsten Wert seit der deutschen Ein¬ 
heit gefallen ist. Jugendliche mit Haupt- 
und mittlerem Schulabschluss gelänge 
immer weniger der direkte Wechsel von 
der Schule in die Lehre. Fast jeder Drit¬ 
te lande zunächst in der sogenannten 
Warteschleife des Übergangssystems, 
„die nicht zu einer voll qualifizierenden 
Ausbildung führt“, so Hannack dazu. 
Von Jahr zu Jahr werden die Unter¬ 
nehmen ausbildungsunwilliger. Schon 
2012 stellten nur noch 21,7 Prozent der 
2,1 Millionen Betriebe in Deutschland 
Auszubildende ein. Besonders kleinere 
Betriebe ziehen sich aus der Ausbildung 
zurück. Gleichzeitig blieben zahlreiche 
Lehrstellen unbesetzt. Besonders in den 
Branchen, die für ihre schlechten Aus¬ 
bildungsvergütungen und Ausbildungs¬ 
bedingungen bekannt seien. 

Mehr Stress 

Eine neue Studie der Techniker Kran¬ 
kenkasse belegt: Für 53 Prozent der Er¬ 
wachsenen in Deutschland ist das Leben 
nach eigenem Empfinden in den ver¬ 
gangenen Jahren stressiger geworden. 
Frauen fühlen sich häufiger gestresst als 
Männer und Großstädter häufiger als 
Landbewohner. Besonders belastet sind 
Menschen zwischen 36 und 45 Jahren. 80 
Prozent dieser Generation fühlen sich 
unter Druck. Für 47 Prozent ist der Be¬ 
ruf der Belastungsfaktor Nummer eins, 
gefolgt von hohen Ansprüchen an sich 
selbst (41 Prozent) und privaten Kon¬ 
flikten (34 Prozent). 

Meinungsmonopole 

Wie die Bayerische Landeszentrale für 
neue Medien ARD jüngst herausfand, 
verfügen Bertelsmann, Axel Springer, 
ProSiebenSat.l sowie das ZDF zusam¬ 
men über rund 60 Prozent der Mei¬ 
nungsmacht in Deutschland und prägen 
die Meinungsbildung. Das Programm 
der ARD ist zu insgesamt 22,6 Prozent 
an der Meinungsbildung in Deutschland 
beteiligt. Danach kommt Bertelsmann 
mit 13,3 Prozent, Axel Springer mit 9,0 
Prozent, ProSiebenSat.l mit 7,8 Prozent 
sowie das ZDF mit 7,2 Prozent Anteil an 
der Meinungsbildungsanteil. Die Pro¬ 
grammangebote der Öffentlich-Rechtli¬ 
chen halten zusammen einen Anteil von 
rund 30 Prozent am Meinungsmarkt. 
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Chronik 

... der jüngsten Brandanschläge 
gegen von Migrantlnnen 
bewohnte Häuser 

Es brennen wieder Flüchtlingsun¬ 
terkünfte und „Roma-Häuser“, in ei¬ 
ner Dichte vergleichbar Anfang der 
90er Jahre. Der öffentliche Aufschrei 
bleibt bisher weitgehend aus. Zeit¬ 
gleich ertrinken an den Außengren¬ 
zen der EU fast täglich Menschen im 
Mittelmeer, während der Hambur¬ 
ger Senat eine harte Linie gegen die 
„Lampedusa-Flüchtlinge“ fährt. In 
verschiedenen Dörfern und Städten 
gibt es wöchentliche Aufmärsche ge¬ 
gen existierende oder geplante Un¬ 
terkünfte. Mancherorts gelingt es 
den Nazis, gemeinsam mit „Wutbür¬ 
gern“ zu agieren. Es wird Zeit, nicht 
länger wegzusehen. Wir alle wissen: 
Rassismus tötet. Werden wir endlich 
aktiv-gegen Rassismus und rechten 
Terror. 

• 16.8.2013, Brandsatz auf Luckenwal- 
der „Asylheim“ geworfen (Branden¬ 
burg): http://www.maz-online.de/ 
Brandenburg/Brandsatz-auf-Lucken- 
wa I d e r-Asy I heim -ge wo rfe n 

• 16.9.2013, Brandanschlag auf zu¬ 
künftige Flüchtlingsunterkunft in 
Premnitz (Brandenburg): http:// 
www.pnn.de/brandenburg-ber- 
lin/789 061/ 

• 7.10.2013, Brandanschlag auf Asyl¬ 
bewerberheim in Güstrow (Mecklen¬ 
burg-Vorpommern): http://www.ndr. 
de/regional/mecklenburg-vorpom- 
mern/asylbewerberheimi43.html 

• 9.10.2013, Brandstiftung an von 
Roma-Familien bewohntem Haus 
in Duisburg (NRW): http://www. 
derwesten.de/staedte/duisburg/ 
brandstiftung-in-duisburg-hochhei- 
de-42-menschen-fluechteten-auf- 
hausdach-id8 541 057.html 

• 17.10.2013: Brandstiftung auf Asyl¬ 
bewerberunterkunft in Gemünden 
am Main (Bayern): http://www. 
br.de/nachrichten/unterfranken/ 
brand-asylbewerberheim-gemuen- 
den-100.html 

• 19.10.2013, Brandanschlag auf Asy¬ 
lunterkunft in Wehr (Baden-Würt¬ 
temberg): http://www.suedkurier. 
de/region/hochrhein/bad-saeckin- 
gen/Versuchter-Brandanschlag-auf- 
Asylunterkunft;art372 588,6 384 295 

• 21.10.2013, Brandanschlag auf Sin¬ 
ti und Roma-Zentrum in Oldenburg 
(Niedersachsen): https://www.taz. 
de/Brandstiftung/!i25 974/ 

Am 9. November, dem 75. Jahrestag 
der Reichs-Pogrom-Nacht, hat die 
Partei „Pro NRW“ eine Doppelkund¬ 
gebung gegen „Armutseinwande¬ 
rung“ und „Asylmissbrauch“ ange¬ 
meldet-vor einem überwiegend von 
Roma und Sinti bewohnten Häuser¬ 
block in Duisburg-Bergheim sowie 
einem ehemaligen Hospital in Duis¬ 
burg-Neumühl, in dem möglicher¬ 
weise Asylsuchende untergebracht 
werden sollen, gegen deren Unter¬ 
bringung sich bereits Anwohnerln- 
nen-Proteste formiert haben. 
(as)/http: //www. n r w.vv n - bd a. d e/t ex- 
te/n67_chronik_brandanschlaege.htm, 


Antifaschist von Nazis 
geschlagen und entführt 

In den Abendstunden des 2. November 
2013 zogen Faschisten - ungestört durch 
die Polizei - durch Burg. 

Kurz nach 2:00 Uhr stoppte ein Auto in 
der Bahnhofsstraße. Mehrere Personen 
schlugen auf einen ihnen bekannten An¬ 
tifaschisten ein und zogen diesen in ihr 
Fahrzeug. Im Auto drückten die Angrei¬ 
fer den Kopf des Betroffenen auf den 
Boden, bedrohten ihn und fuhren mit 
ihm in ein Waldstück zwischen Burg und 
Detershagen. Dort forderten die Nazis 
ihr Opfer auf Namen von den Antifa¬ 
schistinnen, die zuvor schon von Nazis 
in unmittelbarer Umgebung vom „Big 
Ben“ angegriffen wurden, zu nennen. 
Sie entwendeten das Handy des Antifa¬ 
schisten und riefen eine Person in Burg 
an und fragten sie, wie viel der von den 
Nazis entführte Antifaschist ihr wert sei. 
Kurze Zeit später fuhren die Nazis mit 
dem Auto davon, ließen ihr Opfer stehen 
und nahmen dabei das zuvor entwende¬ 
te Handy mit. AAB Burg] 


Terroristen telefonieren 

NSA wieder Thema auf Bildschirmen und Frontseiten der Tagespresse 


V or zwanzig Jahren erheiterte 
uns die Zeitung „Das neue Spe¬ 
zial“ mit Schlagzeilen wie: „Frau 
küsst Frosch - AIDS!“ „Findiger Land¬ 
wirt erfindet Güllemotor“ „Gesicht von 
Fotomodell in der Sonne geschmolzen“ 
Leider hat dieses unterhaltsame Blatt 
der Konkurrenz weichen müssen. Die 
wiederum verblüffte jetzt im August 
mit folgenden Krachern: „Der Vorwurf 
der vermeintlichen Totalausspähung 
ist vom Tisch“ „Es gibt in Deutsch¬ 
land keine millionenfache Grund¬ 
rechtsverletzung“ „Die NSA hält sich 
in Deutschland an Recht und Gesetz“ 
Nun, den letzten Satz muss man so¬ 
gar gelten lassen. Umso schlimmer für 
Recht und Gesetz! In den USA immer¬ 
hin ist die Telefonüberwachung nach 
dem Patriot Act von einem Richter 
zu genehmigen. Zuständig ist ein Ge¬ 
heimgericht, der Foreign Intelligence 
Surveillance Court (FISC). Am 29. Au¬ 
gust lautete dessen Begründung für die 
Überwachung kurzgefasst: „Terroristen 
telefonieren“. 

Eine Genehmigung durch den FISC ist 
auf 90 Tage befristet. Seit 2006 ist sie 
aber insgesamt 36 Mal, also ununter¬ 
brochen, erteilt worden. Der Umstand, 
dass sie jetzt erstmalig veröffentlicht 
wird, hat mit Snowden zu tun. Mittler¬ 
weile bekennt die US-amerikanische 
Regierung, was nicht mehr zu leugnen 
ist. Aber sie kann kein einziges Beispiel 
eines vereitelten Anschlags vorweisen. 
Späh- und Lauschaktionen deutscher 
Geheimdienste für US-amerikanische, 
auch die der US-amerikanischen selbst 
sind in unserem Land legal - trotz Ar¬ 
tikel 10 des Grundgesetzes, der Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnis garan¬ 
tiert. Verfassungsschutz und BND sind 
auf der Grundlage von Geheimverträ¬ 
gen verpflichtet, den alliierten Diens¬ 
ten zuzuarbeiten. Der Historiker Josef 
Foschepoth hat diese Verträge kürz¬ 
lich dokumentiert. Sie sind Bestand¬ 
teil des Besatzungsstatuts von 1949, des 
Deutschland- und Truppenvertrags von 
1955 und der Zusatzabkommen zum 
NATO-Truppenstatut von 1959/1963. 
Seit 1968 stützen sie sich auf das G- 
10-Gesetz, das immer wieder novelliert 
wird. Foschepoth (Süddeutsche 9.7.13): 


„Die NSA darf in Deutschland alles 
machen.“ 

Der Geheimdienstkoordinator im 
Bundeskanzleramt, Ronald Pofalla 
(CDU), teilte am 12. August mit, die 
NSA sowie der britische Geheimdienst 
GCHQ hätten der deutschen Regie¬ 
rung schriftlich versichert, dass sie sich 
in Deutschland an Recht und Gesetz 
halten. Der BND übermittle nur Daten 
aus seiner Auslandsaufklärung, die zu¬ 


Schweigepflicht. Merkel wurde im Bun¬ 
destagswahlkampf geschont. 

Just einen Monat nach der Wahl be¬ 
herrscht das Thema NSA wieder die 
Bildschirme und Frontseiten der Tages¬ 
presse. Die angebliche Neuigkeit: Mer¬ 
kels Handy ist von den Amis abgehört 
worden. „Ausspähen unter Freunden - 
das geht gar nicht“, sagt sie. Offenbar 
geht es doch. Das Handy der Kanzle¬ 
rin beansprucht gegenwärtig mehr öf- 


die sich der unmittelbaren kommerzi¬ 
ellen Nutzung entziehen [...]: zumin¬ 
dest im Bereich von Suche und von so¬ 
zialen Netzwerken.“ Patrick Bahners, 
Korrespondent derselben Zeitung in 
New York, baut mit Kenneth Roth 
auf das vitale Interesse der Internet¬ 
konzerne an der Abrüstung der NSA. 
„Die globale Dominanz der amerika¬ 
nischen Firmen stehe auf dem Spiel. 
Technisch wäre es für Europa kein 



vor in einem „mehrstufigen Verfahren“ 
von Daten Deutscher bereinigt worden 
seien. Mit den Daten würden jede Wo¬ 
che zwischen drei und fünf Anschläge 
auf Soldaten in Konfliktgebieten wie 
Afghanistan verhindert, log er noch 
und beendete sodann die NSA-Affäre. 
Die Massenmedien hielten sich er¬ 
staunlich diszipliniert an derartige 


fentliehe Beachtung als die Themen der 
Koalitionsverhandlungen. 

Frank Schirrmacher, Mitherausgeber 
der FAZ, sieht bourgeoise Interessen 
diesseits des Atlantiks durch die um¬ 
fassende NSA-Überwachung beein¬ 
trächtigt. Schon am 17. Juni hatte er 
eine technische Lösung parat: „Euro¬ 
pa könnte Alternativsysteme schaffen, 


Problem, die Komplizen der NSA 
auszusperren und eine eigene Infra¬ 
struktur des Datenverkehrs aufzubau¬ 
en.“ (FAZ 2.11.13) 

Nun, mit aufgerüsteter Technik ist 
das Demokratieproblem nicht auszu¬ 
hebeln. Die Welt braucht nicht zwei 
Datenkraken, sondern keine. 

Klaus Stein 


Um Europa keine Mauer 

Bleiberecht für alle und auf Dauer 


Am 2.11. demonstrierten in Hamburg 
bis zu 15 000 Menschen für das Bleibe¬ 
recht der Flüchtlinge aus der Gruppe 
„Lampedusa in Hamburg“. 

Seit einem halben Jahr sind libysche 
Kriegsflüchtlinge in dieser Gruppe ak¬ 
tiv, um auf ihre Forderungen aufmerk¬ 
sam zu machen und für ihre Rechte zu 
kämpfen. Sie wollen ein Aufenthalts¬ 
recht, sie wollen menschenwürdig woh¬ 
nen, statt der notdürftigen Unterbrin¬ 
gung in der St.-Pauli-Kirche (siehe UZ 
vom 25.10.2013). 

Der SPD-geführte Hamburger Senat 
beantwortet diese Forderungen der 
Flüchtlinge mit verstärkten Kontrol¬ 
len, mit Bespitzelung und willkürlicher 
Verhaftung. Viele dieser Flüchtlinge le¬ 
ben auf der Straße, forderten nun aber 
zumindest Schlafplätze. Der Senat ver¬ 
hängte daraufhin ein Verbot zum Auf¬ 
stellen von Schlafcontainern. 

Doch die Solidarität und Unterstützung 
aus der Bevölkerung Hamburgs und 
umliegenden Regionen, wie Schleswig- 
Holstein, wächst. Es werden Lebens¬ 
mittel, Kleidung usw. gespendet, an 
Aktionen der Gruppe „Lampedusa in 
Hamburg“ teilgenommen. Jeden Mitt¬ 
woch findet um 16.30 Uhr eine Protest¬ 
demonstration vom Rathausplatz statt. 
Dass diese Solidarität viele Menschen 
mobilisieren kann, zeigte die Demonst¬ 
ration von fast 10 000 Besuchern eines 
Fußballspiels beim FC-St.-Pauli nach 
dessen Heimspiel am 25. Oktober. Und 
auch über die Stadtgrenzen hinaus soli¬ 
darisiert sich die Bevölkerung. Demons¬ 
trationen finden auch in anderen Städ¬ 
ten statt, wie z.B. am 25.10. oder auch 
als „Warmup-Demo“ am 2.11. in Kiel. 


Der Vorsitzende der SPD des Nach¬ 
barlandes Schleswig-Holstein, Ralf 
Stegner, stellt fest: „Das Flüchtlings¬ 
drama vor Lampedusa ist nicht nur 
eine menschliche Katastrophe, sondern 
ein Offenbarungseid der europäischen 
Flüchtlingspolitik. Die SPD muss sich 
hier klar und deutlich positionieren, 
und zwar für eine Flüchtlingspolitik, 
die die Menschenwürde aller Menschen 
zum Maßstab macht! ... Menschen in 
Not und Lebensgefahr muss immer ge¬ 
holfen werden. Unterlassene Hilfeleis¬ 
tung ist kein Unglück, sondern ein Ver¬ 
brechen!“ 

An Stegner wird nun aus den Bewegun¬ 
gen die Forderung gestellt, sich gegen¬ 
über dem Hamburger Senat, aber auch 
in seinem Bundesland für eine andere 
Asylpolitik einzusetzen. Dass die SPD 
1992 dem sogenannten Asylkompro¬ 
miss zugestimmt hat, sollte kein Grund 
für Stegner und andere sein, jetzt für 
dessen Rücknahme aktiv zu werden. 
Solidarität kommt auch aus den Ge¬ 
werkschaften in Hamburg. Die GEW 
und ver.di hatten zur Teilnahme an der 
Demonstration aufgerufen. Bereits 
im Juli sind die Teilnehmerinnen der 
„Lampedusa-Gruppe“ in ver.di einge¬ 
treten, erhalten darüber auch Rechts¬ 
schutz. Die Schulpersonalrätekonfe¬ 
renz der GEW hat sich am 21.10. mit 
den Flüchtlingen solidarisiert. 

Die Gruppe „Lampedusa in Hamburg“ 
ist jedoch nicht die einzige Flüchtlings¬ 
gruppe, wenn auch die bekannteste. 
Migrantinnen mit unsicherem Aufent¬ 
haltsstatus und eingeschränkten Rech¬ 
ten gibt es viel mehr - nicht nur in Ham¬ 
burg. Bettina Jürgensen 


Gegen Gesinnungs- und 
Schnüffelparagraphen 


Auf Grundlage des Paragraphen 129 
kommt es mittlerweile verstärkt zur 
Repression gegen fortschrittliche po¬ 
litische Bewegungen, deren Aktivisten 
mittels des sogenannten Feindstraf¬ 
rechtes aus dem geltenden Rechtssys¬ 
tem ausgegrenzt und ihrer bürgerlichen 
Freiheiten beschnitten werden. 

Mittels einer Informationsbroschüre, 
die den Titel „Linke Politik verteidi¬ 
gen!“ trägt, soll über das Sonderrechts¬ 
system der Paragraphen 129 StGB in¬ 
formiert werden, der die sogenannte 
„Bildung krimineller Vereinigungen“ 
unter Strafe stellt. 

Besagter Paragraph wurde in den letz¬ 
ten Jahren vermehrt gegen die politi¬ 
sche Linke in Stellung gebracht, da er 
den staatlichen Organen ein umfassen¬ 
des Ausspionieren von Strukturen er¬ 
möglicht, ohne dass sich diese darauf 
beschränken müssen, nur konkreten 
Vorwürfen nachzugehen. 

Die vom „Netzwerk Freiheit für alle 
politischen Gefangenen“ und der 
Dresdner Ortsgruppe der Solidaritäts¬ 
organisation Rote Hilfe e.V. erarbeite¬ 
te Broschüre bietet einen umfassenden 
Überblick über die Hintergründe des 
Schnüffel- und Gesinnungsparagra¬ 
phen und beleuchtet die jüngsten ein¬ 
geleiteten Ermittlungen, die sich nahe¬ 
zu ausnahmslos gegen antikapitalisti¬ 
sche und antifaschistische Strukturen 
richteten. 

So finden sich in der Veröffentlichung 
Beiträge zu den § 129-Verfahren ge¬ 
gen Magdeburger Antikapitalisten, die 
„militante gruppe“ (mg), die linke Sze¬ 
ne Dresdens und kurdische Aktivisten, 


die allesamt in den 2000er Jahren ein¬ 
geleitet worden waren. 

In einem eigenen Beitrag beleuchtet 
der renommierte Berliner Strafver¬ 
teidiger Ulrich von Klinggräff die Ge¬ 
schichte des Paragraphen 129, der sei¬ 
nen faktischen Ursprung schon 1878 
mit der Einführung der sogenannten 
Sozialistengesetze durch Bismarck hat¬ 
te. Von Klinggräff skizziert in seinem 
Aufsatz die Geschichte des politischen 
Strafrechtes und erörtert, wie der Pa¬ 
ragraph 129 StGB schon in den 1950er 
Jahren gegen Mitglieder der KPD in 
Stellung gebracht wurde. In den 1970er 
Jahren waren es hingegen maßgeblich 
Aktivisten und Anhänger der Roten 
Armee Fraktion (RAF) sowie ande¬ 
re linke Stadtguerillagruppen, die im 
Rahmen der Erweiterung des Paragra¬ 
phen 129 um die „Bildung einer terro¬ 
ristischen Vereinigung“ (§ 129a StGB) 
Opfer des politischen Strafrechtes wur¬ 
den. Am 30. August 2002 trat außer¬ 
dem der Paragraph 129b in Kraft, mit¬ 
tels dessen heutzutage meist kurdische 
und türkische Linke bezichtigt werden, 
„kriminelle und terroristische Vereini¬ 
gungen im Ausland“ zu unterstützen, 
bzw. dort Mitglied zu sein. 

Markus Bernhardt 

„Netzwerk Freiheit für alle politischen 
Gefangenen“/Rote Hilfe Dresden 
(Hrsg.):„Linke Politik verteidigen!- Eine 
Broschüre zum Sonderrechtssystem der 
Paragraphen 129 StGB“, 48 Seiten, kos¬ 
tenloser Download im Internet unter 
http://broschuere129.blogsport.eu/ 
files/20i3/o9/broschuere_oi.pdf 
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D ie gesamte Parteiführung ist auf 
dem bevorstehenden SPD-Par- 
teitag am nächsten Wochenen¬ 
de bemüht, der Mitgliedschaft die Bil¬ 
dung einer großen Koalitionsregierung 
doch noch schmackhaft zu machen. Ei¬ 
nerseits sickern täglich Informationen 
aus den Diskussionen aus den vielen 
Arbeitsgruppen, die zur Erarbeitung 
einer Koalitionsvereinbarung instal¬ 
liert wurden, an die Öffentlichkeit. 
Die Botschaften sind: Das Klima bei 
den Gesprächen sei gut. Es gebe in 
etlichen Fragen Übereinstimmungen, 
was angesichts der Konsenssoße, mit 
der die ehemaligen Bundestagspar¬ 
teien CDUCSUSPDFDPGrüne über 
ihre parlamentarische Arbeit gossen, 
nicht verwunderlich. Wie sollen da in 
der Außen-, Sicherheits- und Verteidi¬ 
gungspolitik, Energie-, Sozial-, Renten- 
und Gesundheitspolitik und sowie in 
den meisten anderen Themen bemer¬ 
kenswerte Unterschiede festzustellen 
sein. Andererseits ist auffällig, dass 
es eine Reihe von strittigen Fragen 
gibt, die endgültig von den jeweiligen 
Chefs - Merkel, Seehofer, Gabriel - in 
einer noch einzuberufenden Runde 
entschieden werden sollen. Bundesfi¬ 
nanzminister Schäuble ist aber schon 
jetzt voll des Lobes: „Ich finde“ sagte 
er dem Berliner Tagesspiegel , „dass 
Sigmar Gabriel, den ich schätze, es 
sehr gut macht, wie er seine Partei 
mitnimmt auf dem Weg in die große 
Koalition.“ 

Ob der SPD-Parteitag bereits über 
konkret ausgehandelte Ergebnisse in¬ 
formiert werden wird, bleibt unwahr¬ 
scheinlich, da die Koalitionsverhand- 


Gabriel reagiert dünnhäutig 

Die Entscheidungen im Regierungspoker werden fällig 


lungen erst am 26. November abge- soll den SPD-Mitgliedern zwischen 
schlossen werden sollen. So wird der 6. und 15. Dezember zur Abstimmung 
Parteitag mehr zur Einstimmung auf vorgelegt werden. Sobald die Verhand- 



eine große Koalition genutzt werden. 
Die Genossen sollen auf Linie ge¬ 
bracht werden, schrieb die Süddeut¬ 
sche Zeitung. In den auf dem Parteitag 
zu erwartenden Reden, kritische Un¬ 
tertöne werden nicht fehlen, werden 
einzelne Koalitionsrundenergebnisse 
gepriesen und wird die Parteibasis ge¬ 
beten, diese zu unterstützen. 

Aber dann kommt das Risiko des 
Drahtseilaktes auf die SPD zu, denn 
die komplette Koalitionsvereinbarung 


lungen mit den Unionsparteien been¬ 
det seien und der vereinbarte Text vor¬ 
liege - so das aktuelle Szenario in der 
SPD - werde dieser in einem Sonder¬ 
heft im „Vorwärts“ veröffentlicht und 
ins Internet gestellt. Alle 470 000 Mit¬ 
glieder hätten dann die Möglichkeit, 
den Text zur Meinungsbildung zu nut¬ 
zen. Eine Abstimmung der SPD-Mit- 
glieder soll mit Zusendung der Brief¬ 
wahlunterlagen bis Anfang Dezember 
am 6. Dezember beginnen, Einsen¬ 


deschluss sei der 12. Dezember. Das 
Mitgliedervotum sei gültig, wenn sich 
mindestens 20 Prozent der rund 470 
000 Mitglieder, also rund 95 000 Mit¬ 
glieder, daran beteiligen. Deren Ent¬ 
scheidung soll dann gültig sein. Und 
da gibt es nur ein Ex (keine Koaliti¬ 
on) oder ein Hopp ins Koalitionsbett. 
Angesichts der Meinungsäußerun¬ 
gen führender SPD-Genossinnen und 
-Genossen soll es Hopp geben: Ga¬ 
briel will Vizekanzler werden. Über 
die Übernahme anderer Posten wird 
hinter vorgehaltener Hand bereits seit 
langem gemunkelt. Wir erinnern uns: 
Opposition sei Mist, wurde von füh¬ 
renden Sozialdemokraten schon öfter 
geäußert. Und auch darüber, dass man 
als Mitglied einer Regierung mehr so¬ 
zialdemokratische Vorstellungen Um¬ 
setzen könne, wurde sinniert. Wir wer¬ 
den bald genauer wissen, was von der 
Forderung nach einem einheitlichen, 
flächendeckenden und gesetzlichen 
Mindestlohn übrigbleiben wird. 

In diesen Tagen haben die SPD-Füh- 
rungsmitglieder viel zu tun, um der 
immer noch aufgebrachten, teils wü¬ 
tenden Mitgliedschaft die ungeliebte 
Koalition schmackhaft zu machen. Am 
vorigen Wochenende musste sich Ga¬ 
briel in Berlin auf dem Landespartei¬ 
tag gegen die dort vorgebrachte Kritik 
wehren. „Sein Auftritt gerät nachdenk¬ 
lich, streitlustig und auch etwas dünn¬ 
häutig“, berichtete die Berliner Zei¬ 
tung. Dort hätten sich der Chef der 
Bundes-SPD und der Chef der Landes¬ 
SPD mit ihren Reden einen Schlagab¬ 
tausch geliefert. Der eine, Jan Stoß, 
„leidenschaftlich und prinzipienfest. 


Der andere, Gabriel, nachdenklich und 
streitbar. Beide: laut. Stoß eher gegen 
eine große Koalition ... Gabriel eher 
dafür. Jedenfalls dafür, ein Bündnis mit 
der CDU nicht aus ,Aversion 4 auszu¬ 
schließen.... Es gehe vielmehr darum, 
,die Lebensverhältnisse der Menschen 
real zu verändern 4 ... 

Die Zeitung berichtete weiter, dass der 
SPD-Landesvorsitzende für Sätze be¬ 
jubelt wurde wie den, dass die SPD nie 
wieder zur Freude der Union über das 
Stöckchen springen dürfe, eine Koali¬ 
tion mit der Linkspartei von vornher¬ 
ein auszuschließen. Und wenn die SPD 
im Dezember per Mitgliederentscheid 
über einen Koalitionsvertrag entschei¬ 
det, müsse es eine ergebnisoffene De¬ 
batte geben. Wir werden uns sehr ge¬ 
nau ansehen, ob das, was die SPD will, 
sich auch im Koalitionsvertrag wieder¬ 
findet“, so Stoß. 

Als bei der Rede von Gabriel, so die 
Zeitung weiter, kritische Zwischenru¬ 
fe kamen, versuchte der Mann am Pult 
zu beschwichtigen. Es sei doch eine Il¬ 
lusion zu glauben, „dass die Kanzle¬ 
rin und CDU-Vorsitzende in einem 
Koalitionsvertrag zu 100 Prozent das 
SPD-Programm unterschreiben würde. 
Könne es sich eine Partei wie die SPD 
leisten, alles oder nichts zu sagen?“ 
Gabriel zeigte sich auch dünnhäutig. 
„Wenn ihr alle alles schon wisst, dann 
lasst mich doch nach Hause fahren. Es 
muss doch möglich sein, dass ich in die¬ 
ser Partei mal was ausführe 44 sagte der 
Parteivorsitzende. Auf dem bevorste¬ 
henden SPD-Bundesparteitag wird er 
da wohl ausgiebig Gelegenheit haben. 

RolfPriemer 


Alle gegen die Bayer-Pipeline 

Eindrucksvolle Kundgebung in Hilden gegen Giftgas-Rohr 


Kraftvolles Grün verblasst 

Bundespolitische Weichenstellung hinterlassen Spuren in NRW 


Zwischen der SPD und den Grünen 
gab es in NRW abgesteckte Claims, No- 
Go-Areas, die nach dem Abschluss der 
Koalitionsvereinbarung nicht mehr be¬ 
treten werden durften: Sie wurden zu 
politischen Tabu-Zonen. Der Koaliti¬ 
onsausschuss wurde am 18. Juni 2012 
im Rahmen eines „feierlichen Aktes“ 
im K 21-Museum in Düsseldorf un¬ 
terschrieben. An der Spitze: Hannelo¬ 
re Kraft (SPD) und Sylvia Löhrmann 
(Bündnis 90/Die Grünen“. Feierlich 
geht inzwischen anders. 

Altes Beispiel: In eigenen alten Oppo¬ 
sitionszeiten argumentierten die Grü¬ 
nen vehement gegen die hochgiftige 
CO-Pipeline von Bayer, nachdem sie 
dem Projekt anfangs im Landtag ohne 
Aussprache zugestimmt hatten. Dann 
ging’s in die Regierung. Und dann kam 
nichts mehr von ihnen. 

Die SPD war und ist noch geschmeidi¬ 
ger: Die Mehrheit ihrer Abgeordneten 
im Landesparlament ist in enger Ver¬ 
bundenheit mit Bayer für die Pipeline. 
Die Minderheit der Abgeordneten, die, 
die ihre Wahlkreise an der Pipeline- 
Trasse haben, sind dagegen. Das gilt 
auch für die CDU. 

Der inzwischen zweite Wirtschaftsmi¬ 
nister in der Kraft-Regierung - Garreit 
Duin folgte am 21. Juni 2012 auf Har¬ 
ry Voigtsberger - kickte jüngst gezielt 
eine Tretmine über die rote Linie ins 
Feld der Grünen: Es ging ihm um Koh¬ 
le. Duin forderte nur noch den „gedros¬ 
selten Ausbau“ bei den alternativen 
Energien. Die Wirtschaft sollte, so Duin 
gegenüber der „Wirtschaftswoche“, von 
Abgaben weiter entlastet werden. Grü¬ 
ner Fraktionsvorsitzender Reiner Prig- 
gen forderte die Einhaltung des Koali¬ 
tionsvertrages, an dem Duin noch nicht 
mitgebastelt hatte: Beschleunigung bei 
den erneuerbaren Energien. 

Hinter der Kohle stecken die Energie¬ 
konzerne, die den Strom aus der Koh¬ 
le ziehen. Das lohnt sich für sie nur 
mit Subventionen. Und dafür ist Duin 
zuständig. Der Weiterbau des Kohle¬ 
kraftwerkes Datteln musste gestoppt 
werden. Duin ist für Weiterbau. Folge: 
Remmel, Umweltminister und Grüner, 
ist sauer. Der Energiekonzern RWE 
sieht sich gar in die Enge getrieben. Da 


kann die Landesregierung nicht länger 
hinter der Fichte bleiben. Der Berliner 
„Tagesspiegel“ orakelte schon: Koaliti¬ 
onsbruch in Düsseldorf ... 

In ihrer Selbstdarstellung zu diesem 
Konflikt setzt die Landesmutti, Minis¬ 
terpräsidentin Hannelore Kraft, auf die 
Methode der Bundesmutti: Scheinhaft 
alternativlos auf die Sicherung von Ar¬ 
beitsplätzen setzen. Dabei kann sie sich 
auf den Energiekonzern RWE berufen: 
Der deutet an, dass 5.000 Arbeitsplätze 
wackeln könnten. 


Das Gemeinsame von Merkel, Kraft, 
Duin, Priggen und Remmel: Sie grei¬ 
fen nicht die antagonistischen Wider¬ 
sprüche auf, die durch die Interessen 
der Energie- oder Chemiekonzerne 
verkörpert werden. Sie kleben an den 
kleinen Widersprüchen, die durch et¬ 
was sauberere Luft und veränderte 
C0 2 -Quoten zum Ausdruck kommen. 
Das will gut eingestielt sein: Kraft lud 
deshalb die SPD-Unterhändler, die 
die SPD in der Energiepolitik mit der 
CDU zur Übereinstimmung bringen 
sollen, nach Düsseldorf zur Vorbe¬ 
sprechung ein. Unsichtbare Gesprächs¬ 
partner in der Runde: Industriegewerk¬ 
schaft Bergbau und Energie (IG BCE), 
IG Metall, Bundesverband der Arbeit¬ 


geber und Bundesverband der Indust¬ 
rie. Die hatten gemeinsam erklärt, dass 
das bisherige „System der Einspeise¬ 
vergütung“ schuld sei an den „deutli¬ 
chen Strompreiserhöhungen 44 . 
Eigentlich aber wollten SPD und Grü¬ 
ne einen „Masterplan Energiewende“ 
{Zeile 2044ff. des Koalitionsvertrages). 
Ihre Kritik: „Schwarz-gelb ist nicht in 
der Lage, die Energiewende zu einem 
Gemeinschaftsprojekt zu machen.“ Ihre 
Herausforderung: „Das Erneuerbare 
Energien Gesetz (EEG) muss verläss¬ 


liche Investitionsanreize für den Aus¬ 
bau der Erneuerbaren Energien, ins¬ 
gesamt mindestens in der bisherigen 
Geschwindigkeit bieten...“ 

Das Navi der NRW-SPD ist Rich¬ 
tung Große Koalition in Berlin pro¬ 
grammiert. Wenn Duin weiterhin mit 
voller Kraft als Bremskraftverstärker 
agiert, könnte es den Koalitionswagen 
in NRW allerdings nach rechts aus der 
Kurve tragen. Es bleibt die Frage, ob 
die Grünen als Beifahrer vorher ab- 
springen oder weiterhin nachhaltige 
Koalitionsdisziplin in Düsseldorf üben. 
Die Probefahrt haben sie bei der Bun¬ 
destagswahl gemacht. Das ging für sie 
schlecht aus. 

Uwe Koopmann 


Auf dem Alten Markt in der rheini¬ 
schen Kleinstadt Hilden waren sich 
Hunderte von Kundgebungsteilneh¬ 
merinnen einig: Die Pipeline des Bay¬ 
erkonzerns mit dem hochgiftigen Koh¬ 
lenmonoxid (CO) darf nicht in Be¬ 
trieb gehen. Scharf verurteilt wurden 
die Pläne des Konzerns, sich die vie¬ 
len Abweichungen von den Planungs¬ 
vorgaben nachträglich genehmigen 
zu lassen. Alle Bürgermeister an der 
Trasse von Monheim über Langen¬ 
feld, Hilden, Erkrath, Düsseldorf und 
Ratingen und die jeweiligen Ratsver- 
sammlungen haben die Bayer-Pläne 
abgelehnt. Der Landrat des Kreises 
Mettmann,Thomas Hendele, fasste 
noch einmal die wesentlichen Gründe 
zusammen: Der Bau der Pipeline dient 
den wirtschaftlichen Interessen eines 
Unternehmens, nämlich Bayer. Dafür 
darf es keine Enteignungen von Land 
geben. Enteignungen sind verfassungs¬ 
rechtlich nur möglich, wenn sie der All¬ 
gemeinheit dienen. Bayer aber ist nicht 
die Allgemeinheit. Für eine Pipeline- 
Trasse von 67 Kilometern Länge müs¬ 
sen alternative Strecken geprüft wer¬ 
den. Das hat Bayer nicht gemacht. Es 
hat sogar die Pipeline vom linksrhei¬ 
nischen Produktionsstandort Dorma¬ 
gen erst unter dem Rhein hindurch 
ins rechtsrheinische Monheim verlegt, 
dann durch alle angrenzenden Städte 
geführt, um sie schließlich wieder un¬ 
ter dem Rhein hindurch ins linksrheini¬ 
sche Krefeld-Uerdingen zu schwenken. 
Scharf kritisierte Hendele, dass Bayer 
29 Mal vom Planfeststellungsverfah¬ 
ren abgewichen ist und dieses Verfah¬ 
ren ohne Offenlegung korrigiert wurde. 
Das heißt: Es gab keine Bürgerbeteili¬ 
gung. Mitverantwortlich: die Bezirksre¬ 
gierung Düsseldorf als Genehmigungs¬ 
behörde unter ihrem damaligen Präsi¬ 
denten Jürgen Büssow (SPD). Auch die 
Bayer-Litanei, ohne CO-Pipline seien 
Arbeitsplätze gefährdet, wurde zurück¬ 
gewiesen. Produkte auf Basis von Koh¬ 
lenmonoxid müssten dort hergestellt 
werden, wo das Gift produziert werde. 
Dieter Donner, einer der Sprecher der 
Initiativen gegen die CO-Pipeline, ap¬ 
pellierte an die Kundgebungsteilneh¬ 
merinnen, am Dienstag, 5. November, 
nach Essen in die Grugahalle zu kom¬ 


men. Dort werden ab 10 Uhr die 24 000 
Einwendungen gegen die Planabwei¬ 
chungen erörtert. Vorher gibt es eine 
umfangreiche Einlasskontrolle. 

Eine Initiativen-Sprecherin verurteilte, 
dass von der Bezirksregierung ein Ort 
für die Erörterung gewählt worden sei, 
der für viele Protestierende mit unsin¬ 
nig langen Anfahrtswegen verbunden 
sei. Ein Termin in der Woche bedeute 
auch, dass für die Teilnahme Urlaub ge¬ 
nommen werden müsste. Der aber sei 
nicht in jedem Fall möglich. Am Ende 
der Kundgebung wurden noch zahlrei¬ 
che Vollmachten unterschrieben, damit 
eine Interessenvertretung in Essen ge¬ 
sichert ist. 

Die Mitglieder der DKP im Einzugs¬ 
bereich der Trasse haben die jahrelan¬ 
gen Proteste gegen die CO-Pipeline 
unterstützt und auch die Unterlagen 
mit ihren Einwendungen unterzeich¬ 
net. Der Erörterungstermin in Essen 
wird nicht der letzte Schritt sein. Un¬ 
abhängig von der anschließenden Prü¬ 
fung der Einwendungen durch die Be¬ 
zirksregierung - sie ist quasi ihr eigener 
„Gerichtsherr“ - wird die Auseinan¬ 
dersetzung so lange verlaufen, bis die 
Pipeline endgültig für den Transport 
von Kohlenmonoxid gesperrt wird. 
Die Sperrung hätte aus Sicht der DKP 
politisch längst vollzogen werden kön¬ 
nen. Die Landtagsabgeordneten, die 
ohne Aussprache und einstimmig für 
das Projekt votiert hatten, hätten das 
„Lex Bayer“ aufheben können. Für 
einen solchen Schritt gab es im Land¬ 
tag keine absehbare Mehrheit. SPD- 
und CDU-Abgeordnete stemmen sich 
mehrheitlich im Interesse von Bayer 
gegen den Pipeline-Stopp. Damit las¬ 
sen sie ihre Parteifreunde auf der loka¬ 
len Ebene im Regen stehen. Die DKP 
begrüßt, dass auch die Initiativen sich 
nicht von den Kommunikationsstrate¬ 
gen der Parteien oder von Bayer ein¬ 
nebeln lassen. Druck gibt es nur durch 
die außerparlamentarische Oppositi- 
on.Landrat Hendele unterstrich, dass 
auch die Richter am Oberverwaltungs¬ 
gericht Münster, das die Pipeline noch 
auf dem Tisch hat, Zeitung lesen und so 
erfahren, wie die Bürger Bayer beurtei¬ 
len. Es könnte ja ein Urteil „im Namen 
des Volkes“ geben. UK 



Zerbricht die Koalition in NRW? Das Navi der NRW-SPD und der Regierungsche¬ 
fin Hannelore Kraft ist jedenfalls Richtung Große Koalition in Berlin program¬ 
miert. 
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Paradigmenwechsel 

„Handygate“ macht Wegfall der Kalte-Kriegs-Geschäftsgrundlage unübersehbar. 


D ie Wahrheit kann zuweilen un¬ 
angenehm sein. Insbesondere, 
wenn ihre Verdrängung über lan¬ 
ge Zeiträume eine behagliche Schein¬ 
wirklichkeit zu entfalten vermochte. So 
blieb 70 Jahre nach der letzten, längst 
überwunden geglaubten großen Krise 
der Welt die Erkenntnis nicht erspart, 
dass am „Ende der Geschichte“ keines¬ 
wegs der kleinbürgerliche Utopismus 
des globalen Weltdorfes frohlockte, 
sondern schlicht und einfach der or¬ 
dinäre Kapitalismus seine 200-jährige 
Krisengeschichte fortschrieb. 

Nicht viel anders geht es nun in der 
NSA-Affäre. Die erstaunlich altba¬ 
ckene neue Wahrheit lautet hier: Wir 
leben nicht nur im Kapitalismus, son¬ 
dern auch im Imperialismus. Das klingt 
unangenehm. Und so gar nicht nach ta- 
gesschau-adäquater Political correct- 
ness. In den Worten des Regierungs¬ 
sprechers: „Das geht gar nicht.“ Dum¬ 
merweise richtet sich die Wirklichkeit 
nicht nach Herrn Seibert. 

Jemand, der sich traut, den Autismus 
des Berliner Regierungsviertels zuwei¬ 
len hinter sich zu lassen, ist der FAZ- 
Mitherausgeber Frank Schirrmacher. 
Schirrmacher hatte in seinem Buch 
„Ego“ die gravierenden gesellschafts¬ 
politischen Konsequenzen von „Big 
Data“ und der hochentwickelten, US- 
dominierten Überwachungsapparate 
beschrieben. „Amerika überwacht die 
Welt - Europas Sputnik-Schock“, titel¬ 
te er nun nach Merkels „Handygate“. 
Das könne man nicht in Kauf nehmen: 
„Ein europäischer Aufbruch ist zwin¬ 
gend. Jetzt.“ 

Wer die Bundeskanzlerin und ganze 
Gesellschaften abhöre, wolle Profit 
machen. Auf diese einfache Formel sei 
augenblicklich „die Moral der Über¬ 
wachungsaffäre zu reduzieren“. Es sei 
nicht auszumachen, „was der Abwehr 
von Risiken und was dem Wettbe¬ 
werbsvorteil“ diene. Allein schon die 
„algorithmengesteuerten Wetten gro¬ 
ßer Hedge-Fonds“ während des dro¬ 
henden Zerfalls des Euro-Raumes lie¬ 
ßen begreifen, wie wertvoll die Kom¬ 
munikation der Kanzlerin sei: „Es 
wäre für Europäer nachgerade naiv 
zu glauben, hier ginge es allein um mi¬ 
litärische Überwachung.“ Am Ende der 
Entwicklung stehe „das Bild einer kon¬ 
trollierten und in wesentlichen Teilen 
gesteuerten Gesellschaft, die ein Spiel 
spielt, dessen Spielregeln sie selbst 
nicht mehr kennt“. 

Diese so befürchtete informations¬ 
technologisch basierte „Fremdsteu¬ 
erung“ (die es, vielleicht auf anderen 
Wegen, spätestens seit dem II. Welt¬ 
krieg ohnehin gab) mache jetzt einen 
„europäischen Aufbruch zwingend“. 
Die Erkenntnis dessen was sei, solle 
„zu eine Art Sputnik-Schock in Euro¬ 
pa führen“ wolle man nicht „die Kolo¬ 
nisierung der eigenen Kommunikation 
in Kauf nehmen“. Hier ist Schirrma¬ 
cher nicht mehr weit von Rhetorik der 
50er/60er. Nur sitzt „das Böse“ nicht 
mehr in Moskau. 

Das Ende des Kumpanei 

Wie sich nach dem Untergang des Ro¬ 
ten Oktober auch jenen, die gern an 
eine Friedensdividende glauben woll¬ 
ten, zeigte, bedeutet Imperialismus 
eine Art permanenter Kriegszustand. 
Ein entgrenzter, mit allen militärisch- 
industriellen, wie auch kulturell-medi¬ 
alen Mitteln geführter Kampf um Pro¬ 
fite, Macht, Einfluss und Ressourcen. 
Am 4. Oktober 2001 hat der Nato-Rat 
offiziell den Bündnisfall beschlossen. 
Seither befinden auch „wir“ uns im 
Krieg. Gibt es die Bereitschaft den 
(selbstgeschaffenen) Feind „rück¬ 
sichtslos auszurotten“, so gerät die, sa¬ 
gen wir, Informationsbeschaffung, zu 
einer Funktion der Realisierbarkeit. 
Das galt mit großer Selbstverständ¬ 
lichkeit für die Himmler und Heyd- 
rich, aber es galt eben kaum weniger 
auch für die Hoover und Dulles. Wo¬ 
bei nach dem großen Schlachten die 
siegreichen Letztere mit den willigen 
Ersteren umstandslos eine gedeihliche 
Kooperation eingingen. 


Noch in Gefangenschaft glaubten nicht 
wenige der SS-Elite-Germanen („eine 
Bande sehr disziplinierter Hurensöh¬ 
ne“, George S. Patton), und nicht ganz 
ohne Grund, zusammen mit dem US- 
Vier-Sterne-General „dieser Mongo¬ 
lenbrut“ (Patton) mit vereinten Kräf¬ 
ten doch noch den Garaus machen zu 
können. Das Glaubensbekenntnis aller 
reaktionären Hassprediger dieser Welt, 
der militante Antikommunismus, ver¬ 
stellte geraume Zeit den Blick dafür, 
dass über den Kampf gegen die staat¬ 
lich verfasste Arbeiterbewegung, auch 
gleichzeitig der Kampf um die Rang¬ 
ordnung im Landsknechtshaufen aus¬ 
getragen wurde. Die Bundesregierung 
hat dies anscheinend bis heute nicht 
begriffen. 

So lange sich die BRD, als Frontstaat 
gegen die „Rote Flut“, in einer privi¬ 
legierten Position befand, machte die 
Hemdsärmligkeit der US-Boys allen¬ 
falls jenen zu schaffen, die sich ver¬ 
suchten darüber klar zu werden, was 
denn wohl der Begriff „atomares Ge¬ 
fechtsfeld BRD“ realiter bedeuten 
würde. Den Schmidts und Kohls wa¬ 
ren nach wie vor alle Mittel recht, wenn 
deren Mündungen nur in Richtung Os¬ 
ten zeigten. Die propagandistische Le¬ 
benslüge des deutschen Imperialismus 
nach 1945 wollte Kennedys „Ich bin 
ein Berliner“ zu gerne glauben. 

Mit dem Sieg der Reconquista 1989 
war das einigende, wie ordnende Prin¬ 
zip zerfallen. Noch war genügend Beu¬ 
te für die nachrückenden „Hyänen 
des Schlachtfelds“, die in Deutschland 
denen von 1941 ff. auffällig glichen, 
zu verteilen. Dabei wurde das anhei¬ 
melnd-romantische Lied des globalen 
Weltdorfes gesungen, der neoliberal¬ 
neokonservativ entgrenzte Kapitalis¬ 
mus als ein Sieg der Vernunft gegen 
die Ideologie gefeiert und das Ende 
der Großen Erzählungen verkündet. 
Gleichzeitig aber wurde die Welt nach 
den Renditekriterien der Finanzmärk¬ 
te neu geordnet und im globalen Casi¬ 
no mit immer neuem geliehenen Geld 
verzockt. Bis nach dem großen Crash 
die brachiale Gewalt der große Krise 
die rührenden Phantasmata zerstörte. 
Nach anfänglichen Bemühungen um 
Kooperation bricht sich nun, wie im¬ 
mer im Krisenverlauf, der Egoismus 
Bahn. Die Hyänen beginnen sich ge¬ 
genseitig von der Beute zu verjagen. 
Vor allem der deutsche Imperialismus 
versucht die Krise aggressiv als Chance 
zu innereuropäischen als auch globa¬ 
len Positionsverbesserung zu nutzen. 
Barack Obama wurde kein Berliner. 
Und Angela Merkel hat das Faden¬ 
kreuz auf der Stirn. 

Von der Hegemonie 
zur Machtpolitik 

1945 stand die USA für die Hälfte der 
globalen Wirtschaftskraft. Heute ist ihr 
Anteil auf ein Fünftel gesunken. Der 
Vormacht des „Roll-Back“ erlaub¬ 
te das Bretton-Woods-Abkommen 
als Emittent der Weltreservewährung 
erhebliche Teile der globalen Mehr¬ 
wertproduktion parasitär aufzusaugen. 
Bretton Woods ging im Vietnam-Krieg 
und der sich anschließenden Weltwirt¬ 
schaftskrise unter. Die Antwort der 
Reaganomics, die neoliberale Gegen¬ 
reform, führte dann - bei explodieren¬ 
dem Reichtum - zu einer Überschul¬ 
dung der öffentlichen Kassen, einer 
nachhaltigen Deindustrialisierung 
und einem Zerfall der materiellen und 
geistigen Infrastruktur. In vielen Wirt¬ 
schaftssektoren, so sie überhaupt noch 
relevant existieren, ist der Anschluss 
an das Weltniveau verlorengegangen. 
Eine Entwicklung, die angesichts der 
Haushaltslage sowie der politischen 
Verhältnisse kaum zu stoppen ist. 

Die seit je fragile ökonomisch-politi¬ 
sche Integrationskraft des american 
way of life bedarf daher zunehmend 
der nun nicht mehr limitierten auße¬ 
rökonomischen Abstützung. Umso 
wichtiger wurden die machtstrategi¬ 
schen Schlüsselsektoren Finanzen, 
Rüstung, Informationstechnologie 
und Bewusstseinsindustrie, sowie die 


sich darauf stützende, globalstrate¬ 
gisch ausgerichteten Konzerne, Insti¬ 
tutionen, und Staatsapparate. Gleiches 
gilt selbstverständlich auch für die Ge¬ 
heimdienstapparate. 

Die praktische Anwendung lässt sich 
in Staaten der Strategischen Ellipse 
(von Saudi-Arabien bis Nordsibiri¬ 
en) beobachten, hier lagern etwa zwei 
Drittel der globalen Erdöl- und Erd¬ 
gasreserven. 

Zwar in abgeschwächter Form, aber 
aufgrund derselben sozio-ökonomi- 
schen Basisdynamik verändert sich das 
Verhältnis zu den großen Zentren EU 
und China/Asien. Schon US-Kriegsmi- 
nister Leon Panetta beabsichtigte rund 
drei Fünftel der US-Flotte (sechs von 
elf Flugzeugträgern) bis 2020 in den 
Pazifik zu verlagern. Operativ bedeut¬ 
samer dürfte momentan aber auch hier 
der Cyber-War um die informationelle 
Vorherrschaft sein. China/Südostasien 
gehört zu den Top-Wachstums- 
regionen mit dem Po 
tential zur tech¬ 
nologischer 


Weltmarktführerschaft auch in den 
strategisch wichtigsten Sektoren. Aus 
dem Verbündeten gegen den „rus¬ 
sischen Sozialimperialismus“ ist ein 
ernstzunehmender Konkurrent ge¬ 
worden. Ein Konkurrent, der dazu 
wenig geneigt ist, „die Kolonisierung 
der eigenen Kommunikation in Kauf 
nehmen“. 

Mit dem Untergang der Sowjetuni¬ 
on war der Weg frei für einen neu¬ 
en Versuch der „europäischen In¬ 
tegration“ unter der Dominanz des 
deutschen Finanzkapitals. Mit einem 
Bruttoinlandsprodukt von 16,5 Bio. 
Dollar (USA 15,6 Bio. Dollar, China 
8,2 Bio. Dollar) der weltweit größ¬ 
te, integrierte Wirtschaftsraum. Zwar 
ist die ökonomische Dynamik, insbe¬ 
sondere durch die verfehlte deutsch¬ 
dominierte Krisenpolitik, weit hinter 
den ehrgeizigen Zielen der Lissabon- 
Strategie zurück geblieben (bis 2010 
„zum wettbewerbsfähigsten und 
dynamischsten wissens¬ 
gestützten Wirt¬ 
schaftsraum 



Die großen Ohren der NSA 


der Welt“ zu werden), aber dennoch 
bleibt das ökonomische Potential der 
EU und ihrer politisch industriellen 
Vormacht Deutschland ein entschei¬ 
dender globaler Faktor. Das Interes¬ 
se, die EU zu einer, wie Schirrmacher 
formulieren würde „kontrollierten und 
in wesentlichen Teilen gesteuerten Ge¬ 
sellschaft“ zu machen, „die ein Spiel 
spielt, dessen Spielregeln sie selbst 
nicht mehr kennt“, liegt auf der Hand. 

Sputnik-Schock? 

Dieses Spiel wird begünstigt durch 
den deutschen Imperialismus selbst. 
Die verbissene Entschlossenheit des 
deutschen Finanzkapitals, die europä¬ 
ische Integration ausschließlich über 
die innere Abwertung der sich ver¬ 
mehrenden „Krisenstaaten“ zu errei¬ 
chen, schwächt die EU ökonomisch, 
neutralisiert sie politisch und lässt sie 
und mit wachsenden Risiken auf ihre 
Desintegration zusteuern. Allein die 
mittlerweile aufgetürmten Finanz-Ri¬ 
siken generieren ein vorrangiges Auf- 
klärungs- und Einflussinteresse. Wel¬ 
ches durch das Bestreben ergänzt wird, 
den dumpinglohngestützten Merkanti¬ 
lismus des deutschen Finanzkapitals in 
Grenzen zuhalten, wie der „Currency- 
Report“ des US-Finanzministeriums 
wieder einmal in recht deutlicher Spra¬ 
che verlangt. 

Ob Merkels „Handygate“ tatsächlich 
so etwas wie einen „Sputnik-Schock“ 
auslösen kann, darf bezweifelt wer¬ 
den. Gegen die „Mongolenbrut“ war 
die US-Bourgeoisie bereit, Steuersät¬ 
ze von über 90 Prozent zu akzeptie¬ 
ren. Gegen die NSA dürfte es bei den 
deutschen Geldsäcken nicht einmal 
zu einem „Notopfer“ langen. Natür¬ 
lich werden die US-Dienste kostspielig 
erworbene Industriegeheimnisse und 
Wissenschaftsergebnisse abfischen. 
Sie werden - wie schon längst - das 
Denken der Eliten ausforschen und 
steuern. Und ebenso das großer Be¬ 
völkerungsteile. Die Wirksamkeit der 
Bewusstseinsindustrie ist bei Wahlen 
leicht ablesbar. Und natürlich wollen 
und werden sie „damit Profit machen“. 
Das macht Unbehagen. Und dennoch. 
Was ist die Alternative? Allein die 
NSA kostet ein Mehrfaches der Bun¬ 
deswehr. Für ein Wettrüsten bleiben 
die Kapazitäten unterbelichtet. So 
lange er global einigermaßen die unge¬ 
störte Profitproduktion absichert, gibt 
es an dem großen alten Parasiten USA 
kaum einen Weg vorbei. Noch nicht. 

Klaus Wagener 


Profitmaximierung in der Krise 

Die griechische Bourgeoisie sahnt kräftig ab 


Das in Teilen der deutschen Bevölke¬ 
rung verbreitete Mitleid mit dem ach 
so armen Griechenland, nicht selten 
gepaart mit dem erhobenen Zeigefin¬ 
ger, endlich „ordentlich“ zu wirtschaf¬ 
ten, wird in diesen Tagen konterkariert 
durch die Wirtschafts-Bilanzen des Jah¬ 
res 2012. Trotz sich keineswegs erho¬ 
lender Konjunktur, trotz tiefer öko¬ 
nomischer Krise hat die griechische 
Bourgeoisie gigantische Gewinne ein¬ 
gefahren. Die 500 Unternehmen mit 
den höchsten Profiten sahnten mehr 
als 10 Milliarden Euro ab, ein Anstieg 
um 26 Prozent gegenüber 2011, wie die 
Unternehmensberatungsfirma ICAP in 
ihrem Jahresbericht veröffentlichte. 
Der Umsatz dieser 500 stärksten Ka¬ 
pitalgesellschaften betrug 54,1 Prozent 
des gesamten unternehmerischen Um¬ 
satzes in Griechenland und lag bei 94,1 
Milliarden Euro, ein Anstieg von 4,5 
Prozent gegenüber dem Vorjahr 2011. 
Mit 163 Unternehmen ist die Indust¬ 
rie führend an diesem Prozess beteiligt, 
bei einem Gewinn von 2,1 Milliarden 
Euro. Aus dem Handels-Sektor sind 99 
Unternehmen mit 1,2 Milliarden Euro 
Gewinn aufgelistet. Die Tourismus- 
Branche mutet mit 31 Unternehmen 
der 500 stärksten Gruppen und einem 


Gewinn von 389 Millionen Euro fast 
bescheiden an. 

Den Spitzenplatz im Ranking der Pro¬ 
fitabschöpfung besetzt die Elektroge- 
sellschaft DEI mit RWE-Beteiligung. 
An zweiter Stelle folgt die staatliche 
Wettgesellschaft OPAP, die auf der 
Liste des aktuellen Privatisierungs¬ 
programms bei den Damen und Her¬ 
ren der Troika in Übereinstimmung 
mit der griechischen Regierung ganz 
oben rangiert. Unter die ersten 20 hat 
sich erstmals das Telekommunikati¬ 
onsunternehmen WIND Griechen¬ 
land geschoben sowie der Pharma- 
Konzern Genesis Pharma AG, die Ver¬ 
sicherungsgruppe Ethniki und aus dem 
Tourismus-Sektor das Unternehmen 
OlympicAG. 

Der Konzentrationsprozess des Kapi¬ 
tals hat auch 2012 deutlich zugenom¬ 
men. 20 der gelisteten 500 Unterneh¬ 
men hatten 48,5 Prozent des Gesamt¬ 
umsatzes erwirtschaftet, wobei die 
ersten 50 Unternehmen 61,8 Prozent 
des Profites einstrichen. 

Im industriellen Sektor belegen drei 
Öl- und Kohle-Firmen die ersten Plät¬ 
ze, gefolgt von 20 Lebensmittelfabriken 
und Betrieben aus der Pharma-Indus- 
trie, der Kosmetik- und der Waschmit¬ 


tel-Branche. Bereits im vierten Jahr 
steht im Handels-Sektor Jumbo AG an 
der Spitze der Profitentwicklung. 

Die genannten ökonomischen Daten 
legen offen, dass die griechische Ar¬ 
beiterklasse, die armen Bauern, die 
lernende Jugend sowie die Rentner/in¬ 
nen nicht nur dem Druck des ausländi¬ 
schen Kapitals gegenüberstehen. Es ist 
die Einheitsfront des inländischen und 
internationalen Kapitals in Verbindung 
mit der griechischen Regierung und der 
Troika aus EU-Kommission, Europäi¬ 
scher Zentralbank und IWF, die diesen 
Prozess der Profitmaximierung organi¬ 
siert und verantwortet. Dazu passt die 
Ankündigung, im Handels-Sektor die 
Löhne um 13 Prozent zu kürzen, was 
eine Absenkung von durchschnittlich 
863 auf 751 Euro monatlich bedeutet, 
immer eingedenk der Tatsache, dass die 
Lebenshaltungskosten in Griechenland 
nicht niedriger sind als bei uns. Wen 
wundert, dass die Beschäftigten ihre 
Gewerkschaft zwangen, aktiv in den 
Generalstreik am 6. November einzu¬ 
greifen, um endlich den seit Jahren an¬ 
dauernden Verarmungsprozess gegen 
den Druck der Plutokratia (Reichen¬ 
herrschaft = Kapitalismus) umzukeh¬ 
ren. Udo Paulus 
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Im Netz der Islamisten 

Tunesiens Linke schließen sich zusammen 



Einsamer Appell:„Muslime, Juden, Christen - wir sind alleTunesier!“ 


I m Januar des Jahres 2011 fegte eine 
Volkserhebung in Tunesien den lang- 
jährigen Despoten Ben Ali von sei¬ 
nem Posten und brachte so den Stein 
ins Rollen, der von den westlichen Me¬ 
dien als „arabischer Frühling“ bezeich¬ 
net wurde. Die Euphorie im Land war 
enorm, hatte man doch erfahren, dass 
das Volk in der Lage war Veränderun¬ 
gen herbeizuführen, von denen man 
vorher nicht zu träumen gewagt hat¬ 
te. Der 14. Januar war die Stunde Null, 
man sprach von der „demokratischen 
Revolution“ Es begann der Wettlauf 
um die Macht im Lande, Parteien wur¬ 
den gegründet, verbotene Organisatio¬ 
nen legalisiert, Oppositionelle kehrten 
aus dem Exil zurück. 

Für die Geschehnisse im Nachbarland 
Libyen hatte man wenig Interesse und 
schon gar keine Solidarität. Man war 
der Meinung, auch dort kämpfe das 
Volk für Demokratie, wenn auch mit 
Hilfe der NATO, man war zu sehr mit 
sich selbst beschäftigt. 

Neun Monate später fanden am 23. Ok¬ 
tober die ersten Wahlen zu einer verfas¬ 
sunggebenden Versammlung statt, aus 
der die Islamisten als stärkste Kraft her¬ 
vorgingen, ohne jedoch eine Mehrheit 
zu haben. Den Wahlergebnissen entspre¬ 
chend wurde eine provisorische Koaliti¬ 
onsregierung eingesetzt, bestehend aus 
zwei islamistischen Parteien (Ennahdha 
und Kongress für die Republik) mit der 
Muslimbruderschaft im Hintergrund, so¬ 
wie Ettakatol, eine sich sozialdemokra¬ 
tisch nennende prowestliche Partei. 

Seit nunmehr zwei Jahren ist diese Pro¬ 
visorische Regierung im Amt und trotz 
einiger personeller Änderungen und 
wiederholter Versprechungen, Wah¬ 
len abzuhalten, steht sie im Verdacht, 
ihre Machterhaltung als Hauptaufga¬ 
be zu betrachten. Das einzige gewähl¬ 
te Organ, nämlich die 214 Vertreter der 
Verfassunggebenden Versammlung, ist 
zutiefst gespalten. Auch hier sind isla- 
mistische Kräfte bestrebt, soviel Islam 
wie möglich in die Verfassung zu brin¬ 
gen, was für die säkularen Kräfte unan¬ 
nehmbar ist. Und so geht es hin und her 
zwischen so viel Religion wie möglich 
und so wenig wie nötig. In dieser Zeit 
hat die Bevölkerung außer der Gewin¬ 


nung bestimmter politischer Rechte kei¬ 
ne revolutionären Fortschritte gemacht. 
Die Reichen bereichern sich weiter un¬ 
gehindert und die Armen werden im¬ 
mer mehr. Doch augenscheinlich gibt es 
Kräfte, die sich unter dem Deckmantel 
dieser erzreaktionären Regierung ganz 
wohlfühlen. Militante Salafisten, Dschi- 
hadisten bis hin zu Al-Kaida-Anhän¬ 
gern nutzen die Situation, ihre religiösen 
Wahnvorstellungen in die Tat umzuset¬ 
zen. Noch im vergangenen Jahr drangsa¬ 
lierten und massakrierten sie unter dem 
Namen „Komitees zur Verteidigung der 
Revolution“ Gewerkschafter und an¬ 
dere missliebige Personen. Seit einiger 
Zeit ziehen sie es vor, ihre Schandtaten 
anonym zu begehen. 

Inzwischen operieren gut bewaffnete 
Gruppierungen im ganzen Land. Im¬ 
mer wieder kommt es zu Überfällen 
auf die Armee. Innerhalb nur einer 
Woche kam es im Oktober zu zwei 
„Zwischenfällen“ in verschiedenen 
Landesteilen. Acht Soldaten kamen 
dabei ums Leben und viele wurden 
verletzt. Niemand zweifelt mehr dar¬ 
an, dass der Al-Kaida-Ableger Ansar 
Sharia in Tunesien aktiv ist, dank der 
schier unbegrenzten Unterstützung aus 
Libyen. Die naiven Vorstellungen vom 
libyschen Freiheitskampf haben sich 
als Irrtum herausgestellt und nun sieht 
man in dem Nachbarland eine ernste 
Bedrohung des Landes. Doch was für 
den einen der blanke Horror ist, emp¬ 


findet der andere als wahres Paradies, 
und Letztere scheinen sehr zahlreich zu 
sein. In Algerien ist man sich der Ge¬ 
fahr bewusst und hat dieser Tage die 
Grenzen zu Libyen aber auch Tune¬ 
sien mit mehr als 20 000 zusätzlichen 
Grenzschützern und intensiver Luft¬ 
überwachung besetzt, weil man den 
Nachbarn nicht mehr traut. 

Die provisorische Regierung ist aller¬ 
dings der Meinung, dass alles Notwen¬ 
dige getan wird. Doch sie muss sich fra¬ 
gen lassen, wie es möglich ist, dass aus 
diesem kleinen 9-Millionen-Land tau¬ 
sende Dschihadisten (kürzlich nannte 
man die Zahl von 17. 000)nach einer 
militärischen Ausbildung im Süden des 
eigenen Landes oder in Libyen nach Sy¬ 
rien ziehen und wenn sie lebend zurück¬ 
kehren noch fanatisierter sind. Ihre Au¬ 
ßenpolitik jedenfalls geht in diese Rich¬ 
tung. Tunesien war Gastgeber der ersten 
Versammlung der internationalen Ag¬ 
gressionsgemeinschaft mit dem Namen 
„Freunde Syriens“. Der ehemalige liby¬ 
sche Premierminister al-Bagdadi befand 
sich nach seiner Flucht aus Libyen mo¬ 
natelang in tunesischen Gefängnissen, 
um schließlich trotz internationaler Pro¬ 
teste in einer Nacht-und-Nebel-Aktion 
an seine Schlächter ausgeliefert zu wer¬ 
den. Ein „Verbrüderungsabkommen“ 
der Armeen von Katar und Tunesien 
wurde beschlossen. Wiederholte Soli¬ 
daritätserklärungen für Saudi-Arabien 
betreffs seiner Syrienpolitik usw. 


Die tunesische Linke zog im Oktober 
des vergangenen Jahres die Konse¬ 
quenzen und bildete die „Volksfront“ 
Es vereinigten sich Kommunisten, De¬ 
mokratische Patrioten, Nasseristen, 
Baathisten, linke Sozialdemokraten, 
Trotzkisten und Grüne. Damit ver¬ 
besserten sie erheblich ihre Chancen, 
von der Bevölkerung, aber auch von 
der etablierten Politik als ernstzuneh¬ 
mende Kraft wahrgenommen zu wer¬ 
den. Doch schon wenige Monate spä¬ 
ter, wurde Chokri Belai'd, Führer der 
„Vereinigten Partei der Patrioten und 
Demokraten“ ermordet. Einige Mona¬ 
te später fiel Mohamed Brahmi, eben¬ 
falls Chef einer Partei der Volksfront, 
einem weiteren Attentat zum Opfer. 
Dieser zweite Mord brachte das Fass 
zum Überlaufen. 60 Abgeordnete der 
Verfassunggebenden Versammlung 
stellten ihre Arbeit in diesem Organ 
ein und forderten den sofortigen Rück¬ 
tritt der provisorischen Regierung. Zu¬ 
sammen mit der Volksfront wurde die 
„Nationale Rettungsfront“ gebildet und 
versucht, einen nationalen Dialog mit 
allen politischen Kräften in die Wege 
einzuleiten. Am 23. Oktober, dem zwei¬ 
ten Jahrestag der Wahlen, wurde die 
provisorische Regierung nochmals un¬ 
ter Druck gesetzt, auch auf den Stra¬ 
ßen. Bis Ende November soll ein neues 
Wahlgesetz verabschiedet, eine unab¬ 
hängige übergeordnete Wahlkommissi¬ 
on geschaffen und der Verfassungstext 
durch die Versammlung beschlossen 
werden. Weiterhin soll eine neue pro¬ 
visorische Regierung von parteilosen 
Persönlichkeiten die jetzige Regierung 
ersetzen und höchstens zwölf Monate 
im Amt bleiben. In dieser Zeit soll ein 
Rettungsplan in Gang gesetzt werden, 
der Themen der Politik, Sicherheitsfra¬ 
gen, Wirtschaft und Soziales beinhalten 
soll. Die jetzige Regierung hat wieder 
mal ihr Einverständnis erklärt, das ist 
nichts Neues. Man wird abwarten müs¬ 
sen, ob im letzten Moment nicht wieder 
eine neue Bedingung gestellt wird. Je¬ 
denfalls sind 60 Abgeordnete unter stän¬ 
digen Polizeischutz gestellt worden, weil 
sie sich in akuter Lebensgefahr befinden. 
Es ist zu hoffen, dass wenigstens das 
funktioniert. Christine Lohbauer 


USA isoliert 

Blockade der USA gegen Kuba 

188 Länder unterstützten die Resoluti¬ 
on zur Verurteilung der Blockade, da¬ 
gegen stimmten nur die USA und Is¬ 
rael, und Mikronesien, Palau und Mar- 
shall-Inseln enthielten sich der Stimme. 
Die Regierung Kubas, als Ausdruck 
ihres Strebens nach Frieden und res¬ 
pektvoller Koexistenz, bekräftigt ihre 
Bereitschaft, zur Normalisierung der 
bilateralen Beziehungen überzugehen, 
und ratifiziert ihre Bereitschaft, einen 
ernsthaften, konstruktiven Dialog, auf 
der Grundlage der Gleichheit und des 
vollen Respekts unserer Unabhängig¬ 
keit zu begründen. 

Kuba ist das einzige Reiseziel auf dem 
Planeten, das für Reisen von US-Bür- 
gern verboten ist. Es ist eine relevante 
verfassungsrechtliche Frage, dass die 
Bürger der USA in dieser Angelegen¬ 
heit in Abhängigkeit davon, ob sie ku¬ 
banischer Herkunft sind oder nicht, vor 
dem Gesetz nicht gleich sind. 

Die Vereinigten Staaten sind kein Han¬ 
delspartner Kubas, wie deren Vertreter 
schamlos behaupten. Die Sanktionen 
sind weiterhin intakt und werden rigo¬ 
ros angewendet 

Die wirtschaftliche Belagerung wurde 
verschärft und ihre Auswirkungen sind 
in den Entbehrungen und Schwierig¬ 
keiten zu spüren, denen die kubanische 
Familie ausgesetzt ist 
• Präsident Obama könnte seine brei¬ 
ten verfassungsmäßigen Befugnisse 
nutzen, sogar ohne den Kongress ein¬ 
zubeziehen, um Initiativen einzuleiten, 
die die Situation ändern 
Während der Amtszeit von Präsident 
Obama ist die Blockade intensiver ge¬ 
worden. 

Zum Wohle beider Völker und der he¬ 
misphärischen Beziehungen sollten Di¬ 
alog, Verhandlungen und sogar Zusam¬ 
menarbeit auf Gebieten, die möglich 
und sinnvoll sind, durchgesetzt wer¬ 
den. Die Blockade ist eine unzivilisierte 
Handlung, die die freie Bewegung von 
Personen, den Informationsfluss, Ide¬ 
enaustausch und die Entwicklung kul¬ 
tureller, sportlicher und wissenschaftli¬ 
cher Beziehungen unterbindet. 

Erklärung des Ministers für auswärtige Beziehungen Ku¬ 
bas, Bruno Rodriguez Parrilla, auf der 68. Sitzungsperi¬ 
ode der Generalversammlung der Vereinten Nationen, 
New York, 29. Oktober 2013 


Rekord an Unpopularität für Hollande 

Unter Frankreichs „Sozialisten“ wächst 
die Forderung nach einer Kursänderung 


In Amazonien verschwindet der Gewinn 

Wie der Onlinehandelsriese Amazon Steuern vermeidet 


Während der sozialdemokratische 
französische Staatspräsident Hollande 
Ende Oktober dieses Jahres einen 
„historischen Rekord an Unpopula¬ 
rität“ erreicht hat, wie ihm alle Um¬ 
frageinstitute bestätigten, mehren sich 
innerhalb seiner eigenen Partei die 
Stimmen, die auf eine Kursänderung 
drängen. 

Laut dem Meinungsforschungsinstitut 
BVA erreichte Hollande bei einer re¬ 
präsentativen Meinungsumfrage nach 
anderthalb Jahren an der Staatsspitze 
am 24725. Oktober dieses Jahres nur 
noch eine Zustimmung von 26 Pro¬ 
zent, während 73 Prozent ihn negativ 
beurteilten. Noch nie in den 30 Jahren, 
seitdem das Institut solche Umfragen 
durchführt, habe ein französischer 
Staatspräsident die 30-Prozent-Marke 
unterschritten, vermerkte der stellver¬ 
tretende Leiter des Unternehmens bei 
der Veröffentlichung der Ergebnisse. 
Dabei hatten die Umfragewerte für 
Hollande nach seiner Wahl am 6. Mai 
2012 zwischen 55 und 61 Prozent gele¬ 
gen. Auch die Umfragewerte für Hol¬ 
lande bei den anderen Instituten lagen 
im Oktober 2013 zwischen 31 (CSA) 
und 23 Prozent (ILOP). Die Zustim¬ 
mungskurve seines Regierungschefs 
Ayrault weist den gleichen Rückgang 
von um die 60 auf jetzt etwa 26 Pro¬ 
zent auf. 

Die sozialistische Senatorin Marie- 
Noel Lienemann, die als eine Wortfüh¬ 
rerin des linken Flügels in Hollandes 
„Parti Socialiste“ (PS) gilt, hat darauf 
in einem kurz nach dem Bekanntwer- 
den der miserablen Umfragewerte 
veröffentlichten Interview in der Zei¬ 


tung „Le Parisien“ den Schluss gezo¬ 
gen, man könne nicht länger einfach so 
weitermachen. Es gehe nicht an, weiter 
so zu tun, „als ob alle, die Hollande im 
zweiten Wahlgang unterstützt haben, 
nun nichts mehr zählen“. Die 62-jährige 
Senatorin, die in den 90er Jahren Minis¬ 
terin für Wohnungsbau war, sprach sich 
deshalb für eine große Beratung „der 
Gesamtheit der Linkskräfte einschließ¬ 
lich der Kommunisten“ aus, um über ei¬ 
nen „Neustart“ der Regierungspolitik 
gegen die Sparzwangspolitik und einen 
„neuen Pakt auf den Grundlagen, die 
seinen Wahlsieg gebracht haben“ zu be¬ 
raten. Es gehe um „eine Kursänderung 
und Änderung der Mannschaft“. 

Unter den an der Regierung beteilig¬ 
ten Grünen wächst die Stimmung für 
ein Ausscheiden daraus. Besonders 
nachdem das Duo Hollande/Ayrault 
unter dem Druck von Protestaktionen 
in der Bretagne, die vor allem von den 
Lkw-Unternehmern und den Verbän¬ 
den der Agrarwirtschaft organisiert 
wurden, die „Suspendierung“ der ge¬ 
rade beschlossenen Öko-Steuer ver¬ 
fügt hatte. Ein grüner Parlamentsab¬ 
geordneter bezeichnete die Regierung 
danach als „die des Verzichts und des 
mangelnden Muts“, die sich den Lob- 
bies der Agrarindustrie und des Stra¬ 
ßentransporte beuge. Die grüne Woh¬ 
nungsbauministerin Duflot konnte nur 
mit dem Hinweis, dass die Ökosteuer 
ja nur zeitweilig ausgesetzt sei und die 
rechten Gegner der Grünen sich über 
ihr Ausscheiden freuen würden, den 
weiteren Verbleich in der Regierung 
noch einmal rechtfertigen. 

Pierre Poulain 


Wie Amazon den Staat schröpft, deckt 
Jean-Baptiste Malet in der Titelsto¬ 
ry der November-Ausgabe von „Le 
Monde Diplomatique“ auf. Malet, ein 
junger Journalist, der sich auch einen 
Namen als Regisseur des Dokumen¬ 
tarfilms „Mains brunes sur la ville“ 
(Braune Hände über der Stadt, s. UZ 
v. 12. Juli) machte, verdingte sich wie 
weiland Günter Wallraff - aber unver- 
kleidet - im Oktober letzten Jahres als 
Arbeiter bei Amazon. Seine Abenteu¬ 
er beschrieb er in seinem beim Verlag 
Fayard (Paris) erschienenen Buch „En 
Amazonie. Infiltre dans le „meilleure 
des mondes“. In „Le Monde Diploma¬ 
tique“ stellte er seine neuesten Ermitt¬ 
lungen vor. Er beschreibt unter ande¬ 
rem konkret, wie bei Amazon Staaten 
um ihre Steuer geprellt beziehungswei¬ 
se um Subventionen geschröpft wer¬ 
den. 

So werden alle Bestellungen in der EU, 
sei es ein Buch in Spanien oder ein 
Staubsauger in Lrankreich, durch die 
Gesellschaft Amazon EU SARL fak¬ 
turiert. Dieses Unternehmen machte 
2012 einen Umsatz von fast 10 Milliar¬ 
den US-Dollar. Aber dank eines ausge¬ 
klügelten Steuervermeidungsmodells 
habe es nur einen Gewinn von 20,4 
Mio. US-Dollar ausgewiesen, also ge¬ 
rade mal 2 Promille. 

Die Amazon EU SARL kontrolliert 
die in Europa hierarchisch gegliederte 
Unternehmensstruktur, die nationa¬ 
len Niederlassungen, die die effekti¬ 
ven Leistungen des Online-Giganten 
erbringen: Logistik, Marketing, Be¬ 
ziehungen zu Lieferanten, Öffentlich¬ 
keitsarbeit etc. An der Spitze der Pyra¬ 


mide in Europa thront die finanzielle 
Schatzkammer des Multis: die Amazon 
Europa Holding Technologies SCS. 
Diese Holding steht wieder im Besitz 
von drei Gesellschaften, die im Staat 
Delaware, dem Steuerparadies der 
USA, ihren Sitz haben. 

Inmitten dieses komplexen Geflechts 
an Gesellschaften verschluckt, wie 
Jean-Baptiste Malet beschreibt, die 
Amazon Europe Holding Technolo¬ 
gies SCS - ebenso wie die Amazon EU 
SARL in Luxemburg niedergelassen - 
die Geldströme und leitet sie ab: Bis 
Ende 2011 habe sie 1,9 Milliarden Dol¬ 
lar an Reserven angehäuft. Wie eine 
Bank vergibt sie konzernintern Kredi¬ 
te, belastet hoch, was andernorts wie in 
Frankreich den Gewinn vermindert, al¬ 
les ganz legal, belastet die Filialen mit 
einem „Transfer-Preis“ für die Leis¬ 
tungen, der durchaus vom Marktpreis 
abweichen kann. Dieser für außenste¬ 
hende undurchsichtige Mechanismus 
erlaube dem Global Player, sich der 
Besteuerung des Landes, in dem er nie¬ 
dergelassen ist, zu entziehen, aber ko¬ 
lossale Summen anzusaugen. Konkret 
veröffentlichte die kommunistische Ta¬ 
geszeitung „LHumanite“ vom 31. Ok¬ 
tober aus einem vertraulichen Gutach¬ 
ten der Beratungsgesellschaft Syndex 
am Beispiel des Pharmazie-Giganten 
Sanofi, wie Steuern vermieden werden. 
Malet verweist auf den früher in Brüs¬ 
sel sitzenden Direktor für Öffent¬ 
lichkeitsarbeit von Amazon, Andrew 
Cecil, der britischen Parlamentariern 
und Mitgliedern der Finanzkommis- 
sion einen Überblick verschaffte und 
einige Zahlen nannte: z.B. der Umsatz 


von Amazon UK in Höhe von 3,3-4,5 
Milliarden Pfund im letzten Jahr oder 
wie in Lrankreich von 889 Millionen 
Euro. Pikanterweise hätten aber die 
französischen Lilialen dem Finanz- 
amt beträchtlich niedrigere Summen 
deklariert, und das in einem solchen 
Maße, dass Amazon sich aktuell ei¬ 
ner Steuerberichtigung von 198 Mio. 
Euro erfreue. Wen kümmerte, fragt 
Jean-Baptiste Malet. Die französische 
Logistik-Filiale von Amazon, Amazon 
FR Logistique, die die Lager steuert 
und mehr als eintausend Mitarbeiter 
beschäftigt, habe 2012 einen Umsatz 
von 75 Mio. Euro und einen Gewinn 
von 3,2 Mio. Euro deklariert. 
Anlässlich der Gründung des drit¬ 
ten französischen Großlagers in Cha- 
lon-sur-Saöne - ermutigt und vertei¬ 
digt von Arnaud Montebourg, dem 
Minister für Reindustrialisierung - 
kam Amazon in den Genuss öffent¬ 
licher Subventionen. Zusätzlich zu 
den staatlichen Subsidien aus Paris 
und des Regionalrates der Region 
Saöne-et-Loire, schoss der Regional¬ 
rat der Region Burgund unter Vorsitz 
des Sozialisten Francois Patriat 1,125 
Mio. Euro zu. Die Begründung: um 
die Festanstellung von 250 Mitarbei¬ 
tern zu fördern. „Das Schlimmste ist“, 
zitiert Malet Ben Sihamdi, einen frü¬ 
heren Manager bei Amazon, „dass die¬ 
se Abgeordneten nicht sehen wollen, 
dass Amazon massiv auch über dieses 
ernstzunehmende Projekt in die Ro- 
boterisierung investiert, so dass die¬ 
se Arbeitsplätze unvermeidlich ver¬ 
schwinden werden.“ 

Georges Hallermayer 
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Die militärische Logik ist nicht unsere Logik 

Interview mit Dieter Keller, Vorsitzender des DGB Fellbach, 
über den Friedens- und Sicherheitspolitischen Workshop des DGB 


Als im Sommer herauskam, dass der 
US-amerikanische Geheimdienst 
NSA Millionen Menschen abhört, 
war die Kanzlerin gelassen. Nach¬ 
dem bekannt geworden ist, dass auch 
ihr Handy belauscht wird, erhob sie 
ihre Stimme. 

Von der Aufregung über die Verei¬ 
nigten Staaten könnten die Teile der 
Industrie profitieren, die ein Interes¬ 
se an einem Rüstungswettlauf beson¬ 
derer Art haben: Europa - und hier 



eben auch Deutschland - müsse in 
elektronischer Spionagefähigkeit zu 
den USA aufschließen. 

Die ausschließliche Empörung über 
die NSA ist geeignet, von anderen 
Themen abzulenken: 

Erstens von der Connection Verfas- 
sungsschutz-NSA. Als 2011 bekannt 
wurde, dass ein „Bundestrojaner“ in 
Computer eindringen, sie abschöp¬ 
fen und manipulieren könne, machte 
Dietmar Dath in der FAZ darauf auf¬ 
merksam, dass hier nicht nur in Pri¬ 
vatsphäre, sondern tief in die Gesell¬ 
schaft eingegriffen werde. Wenn viele 
Menschen sich jetzt vor Bespitzelung 
fürchten, denken sie fast nur an „die 


Am 30. September 2013 tagte der 
Bundesausschuss Friedensratschlag 
in Kassel und befasste sich u.a. mit 
der Syrien-Resolution, die der UN- 
Sicherheitsrat am 27. September ver¬ 
abschiedete. Gegenüber der Presse 
äußerte sich anschließend Peter Stru- 
tynski, Sprecher des Bundesausschus¬ 
ses, wie folgt: 

„Als Teil der deutschen und weltwei¬ 
ten Friedensbewegung begrüßen wir 
die Verabschiedung der Syrien-Reso¬ 
lution durch den UN-Sicherheitsrat. 
Mit der einstimmigen Annahme der 
Resolution scheint sich ein Fenster 
der Möglichkeit für eine Ende des 
verheerenden Bürgerkrieges geöffnet 
zu haben. 

Mit Befriedigung stellen wir fest, dass 
Syrien der internationalen Chemie¬ 
waffenkonvention beigetreten ist und 
nun in einem überprüfbaren Verfahren 
sich seines eigenen Chemiewaffenar¬ 
senals entledigen muss. Zu hoffen ist, 
dass der enge Zeitrahmen für die Ver¬ 
nichtung der Chemiewaffen (9 Mona¬ 
te) tatsächlich ausreicht. Die Anwen¬ 
dung, Produktion und Weitergabe von 
chemischen Kampfmitteln ist weltweit 
geächtet. Dies gilt indessen nicht nur 
für die Regierung in Damaskus, son¬ 
dern auch für die vielen Organisatio¬ 
nen der syrischen Opposition - so will 
es die Resolution und so verlangt es 
auch das Kriegsvölkerrecht. Eine Welt 
frei von chemischen Waffen ist das er¬ 
klärte Ziel der Friedensbewegung. 

In der Resolution des Sicherheitsrats 
wird weiter gefordert, die am 30. Juni 


Amerikaner“, nicht an die einheimi¬ 
schen Schlapphüte. 

Zweitens: Hinzu kommen die elekt¬ 
ronische Kontrolle von Beschäftigten 
am Arbeitsplatz und der Umgang von 
IT-Konzernen mit privaten Daten. 
Drittens: Völlig unterbelichtet bleiben 
Cyberwar und Drohnenkrieg. Letzte¬ 
rer ist Staatsterrorismus, mit dem ge¬ 
mordet wird. Über die Verletzung der 
Souveränität einzelner Staaten brau¬ 
chen wir gar nicht erst zu reden: Sie 
ist unverkennbar. 

Warum erhebt sich gegen diese Mor¬ 
de in Deutschland kein massenhaf¬ 
ter Protest? Hier gab es immer dann 
große Friedensbewegungen, wenn 
durch ein Rüstungsprojekt die Be¬ 
völkerung der Bundesrepublik selbst 
bedroht war: Wiederbewaffnung im 
Kalten Krieg, Griff nach Atomwaf¬ 
fen und schließlich die Stationierung 
von Mittelstreckenraketen 1983. Die 
Drohnen zielen nach Territorien und 
Menschen im Süden, sie treffen nicht 
die eigene Haut. Auf den Angriff ge¬ 
gen Jugoslawien 1999 antworteten 
zwar Proteste, aber sie waren nicht 
vergleichbar mit früheren Friedens¬ 
bewegungen. Er traf ja nicht die ei¬ 
genen Leute. 

So gesehen kann man die gegenwärti¬ 
ge Aufregung über NSA durchaus mit 
gemischten Gefühlen zur Kenntnis 
nehmen. Sie wendet sich nur gegen 
die USA, vergisst den eigenen Ge¬ 
heimdienst und privatwirtschaftlichen 
Datenmissbrauch, und an den Prak¬ 
tiken der Vereinigten Staaten stört 
man sich nur, so weit sie sich gegen 
Deutsche richten könnten, während 
der Mord an Fremden stillschweigend 
hingenommen wird. 


2012 auf der Konferenz in Genf ver¬ 
einbarten Schritte zu einem Waffen¬ 
stillstand, zu Verhandlungen ohne 
Vorbedingungen und zu einer Über¬ 
gangsregierung, an der Regierung und 
Opposition beteiligt sein sollen, end¬ 
lich zu realisieren. Wir stellen fest, dass 
es bisher vornehmlich die syrische Op¬ 
position war, die jegliche Verhandlung 
mit der Assad-Regierung strikt abge¬ 
lehnt und auf den bewaffneten Kampf 
zu dessen Sturz gesetzt hat. Wir for¬ 
dern im Einklang mit der UNO die 
Einberufung von Genf II, und zwar, 
wie es in der Resolution heißt, „so bald 
wie möglich“. 

Während die USA, Frankreich und 
Großbritannien betonen, dass nur die 
von ihnen aufrecht erhaltene Drohku¬ 
lisse Syrien zum Einlenken bewogen 
habe, stellen China und Russland den 
Erfolg des Sicherheitsrats als einen 
„Sieg der Diplomatie“ dar. Wir neigen 
ebenfalls zu dieser Auffassung und ge¬ 
ben zusätzlich zu bedenken, dass eine 
sehr breite nationale und internationa¬ 
le Opposition gegen den Krieg Obama 
zur Diplomatie gezwungen hat. Diese 
Opposition war zuvor schon in Groß¬ 
britannien stark genug, den zum Krieg 
drängenden Ministerpräsidenten im 
britischen Unterhaus zurückzupfeifen. 
Der Weg zu einem Frieden in Syrien 
bleibt steinig und stets gefährdet. Es 
wird von der Stärke der internationa¬ 
len Zivilgesellschaft und Friedensbe¬ 
wegung abhängen, ob sich die Kräfte 
der Vernunft und der Gewaltlosigkeit 
langfristig durchsetzen.“ 


UZ: Du hast am Friedens- und Sicher¬ 
heitspolitischem Workshop des DGB 
am 30. Oktober in Berlin teilgenom¬ 
men. Welchen Eindruck hast du mitge¬ 
nommen? 

Dieter Keller: Zunächst einen recht 
zweifelhaften. Doch bevor ich diese 
Frage etwas konkreter beantworte, ein 
kurzer Rückblick, wie dieser Workshop 
aus meiner Sicht zustande kam. Im Fe¬ 
bruar dieses Jahres fand ein Treffen der 
DGB-Führung mit Michael Sommer 
an der Spitze mit dem „Verteidigungs¬ 
minister“ Thomas de Maiziere statt. 
Dieses Treffen und die veröffentlichen 
Ergebnisse führten zu einer heftigen 
innergewerkschaftlichen Kritik. Die¬ 
se Kritik aufgreifend hat Michael Som¬ 
mer offensichtlich veranlasst, auf dem 
27. Gewerkschaftstag der GEW im Juni 
dieses Jahres, zu erklären, dass er plane, 
im Herbst einen großen friedenspoli¬ 
tischen Workshop zu veranstalten. Auf 
diesem Workshop sollten „alle zu Wort 
kommen.... Pazifisten und Kritiker von 
Auslandseinsätzen der Bundeswehr.... 
Eine solche Veranstaltung steht bewusst 
in der Tradition unserer Aufrufe zu den 
Anti-Kriegstagen.“ 

Als ich dann die Einladungen mit den 
Referenten, konkreter Tagesordnung 
und Zeitplanung erhielt, war ich - wie 
viele andere - empört und dachte, das 
könne doch nicht wahr sein: Ein Frie¬ 
denspolitischer Workshop des DGB 
ohne Rednerin aus der Friedensbewe¬ 
gung. Nicht der Kasseler Friedensrat¬ 
schlag. Nicht ohne Rüstung leben. Nicht 
die DFG/VK. Nicht die Ostermarsch¬ 
bewegung oder die Informationsstel¬ 
le Militarisierung (IMI) Tübingen, um 
nur einige zu nennen. Stattdessen exter¬ 
ne Referenten, die teilweise vehement 
Kriegs- und Militäreinsätze der Bun¬ 
deswehr befürworten, ohne diese so zu 
benennen wie z.B. Winfried Nachtweih, 
Mitglied im Beirat der Inneren Führung 
beim „Verteidigungs“ministerium. Das 
führte zu Empörung, lautstarkem Pro¬ 
test und teilweise scharfer Kritik an der 
ganzen Anlage des Workshops und an 
Michael Sommer. Daran änderte auch 
nichts, dass mit Rainer Braun von der 
Vereinigung deutscher Wissenschaftler, 
abweichend von der ursprünglichen Ta¬ 
gesordnung, ein konsequenter Aktivist 
für Frieden, Abrüstung und Rüstungs¬ 
konversion, kurzfristig und zusätzlich 
als Redner eingeladen wurde. 

UZ: Michael Sommer hat den Workshop 
eröffnet. Wie hat er auf die im Vorfeld ge¬ 
äußerte Kritik, er plane einen „ Kuschel¬ 
kurs“ zur Bundeswehr reagiert? 

Dieter Keller: Er verteidigte den Frie¬ 
dens- und Sicherheitspolitischen Work¬ 
shop als ein Diskussionsforum unter¬ 
schiedlicher Meinungen mit dem Ziel, 
Frieden zu erreichen. Er bestätigte, 
dass die massive Kritik am Treffen mit 
de Maiziere, bei dem es um ein besseres 
Verhältnis zwischen DGB und Bundes¬ 


wehr ging, „Auslöser“ dieses Workshops 
war. Er führte aus, dass der DGB stets in 
der Traditionslinie des Friedenskampfes 
in unserem Lande von der Remilitarisie¬ 
rung der Bundesrepublik bis heute ste¬ 
he. Der DGB sei Teil einer Bewegung 
gegen Militarismus, Krieg und für den 
Frieden. „So soll es bleiben. Wir sind für 
eine friedliche Welt.“ 

Interessant in diesem Zusammenhang 
Prof. Dr. Berger von der Ruhruniver¬ 
sität Bochum. Bei klarem Bekenntnis 
zum Militär zeigte er auf, dass der DGB 
einerseits Opponent gegen Wiederbe¬ 
waffnung und Krieg war, andererseits 
aber auch um Ausgleich und Verteidi¬ 
gungsauftrag bemüht, also nie konse¬ 
quent genug gewesen sei. Die Ursache 
dieses widersprüchlichen Verhältnisses 
sah er in der zu engen Anbindung des 
DGB an die SPD. 

Ich habe in meinem Diskussionsbeitrag 
kritisiert, dass die Anlage der Veran¬ 
staltung sowie die Auswahl der Redner, 
die Kritik und Proteste, die es am Tref¬ 
fen mit de Maiziere gab, konterkariere. 
„Ich persönlich und die gewerkschaft¬ 
liche Basis sind nicht bereit, als Alibi 
zu dienen für die Militarisierung der 
Gesellschaft und Auslandseinsätze der 
Bundeswehr. Wir lehnen diese mit aller 
Entschiedenheit ab.“ 

Ich habe für das Jahr 2014 - da jährt sich 
zum lOOsten Male der Beginn des Ers¬ 
ten Weltkrieges und zum 75. Male der 
Beginn des Zweiten Weltkrieges - und 
angesichts neuer drohender Kriege eine 
Kampagne des DGB „Für Frieden und 
Abrüstung! Nie wieder Krieg!“ gefor¬ 
dert. Es reiche nicht mehr aus; sich als 
DGB am Antikriegstag zu Wort zu mel¬ 
den. Ich informierte, dass aus dem DGB 
Baden-Württemberg dazu Anträge an 
die Bezirkskonferenz und den DGB- 
Bundeskongress gestellt werden. Der 
diesjährige Aufruf des DGB zum Anti¬ 
kriegstag ist dazu eine gute Grundlage. 
Ich forderte dazu auf, friedenspolitische 
Anträge über die Einzelgewerkschaften 
und DGB-Gliederungen an den DGB 
Bundeskongress zu stellen. 

UZ: War denn die gewerkschaftliche Ba¬ 
sis aus Betrieben und Ehrenamt vertre¬ 
ten? 

Dieter Keller: Ja. Das in jedem Falle, 
soweit dies in einem solchen Rahmen 
möglich ist. Sie waren das Salz in der 
Suppe bei diesem Workshop und ha¬ 
ben die Diskussion geprägt. Sie haben 
den DGB und die Einzelgewerkschaf¬ 
ten eindrücklich davor gewarnt, einen 
„Schmusekurs“ mit der Bundeswehr 
zu fahren. Sie forderten „klare Kante.“ 
Klare Kante in der Sprache, die aufklä¬ 
rend und konsequent sein muss. Klare 
Kante, was die Ursachen von Militaris¬ 
mus und Krieg sind. Klare Kante in der 
Haltung und Ablehnung von Militaris¬ 
mus und Krieg. 

Sie brachten Leben in die pseudowis¬ 
senschaftlichen Vorträge und unter¬ 
mauerten die friedenspolitischen For¬ 


derungen des DGB an der Basis und 
der Friedensbewegung. Sie forderten: 
Lernen, forschen produzieren für den 
Frieden. Keine Auslandseinsätze der 
Bundeswehr. Statt Rüstungsproduktion 
sinnvolle Produkte für den Frieden und 
der Erhaltung von Natur und Umwelt. 
Verbot von Rüstungsexporten. Kein 
Werben fürs Sterben. Kein Militär an 
Schulen und Hochschulen. 

In vielen Beiträgen wurde die Bundes¬ 
wehr gänzlich in Frage gestellt. Mit der 
Annexion der DDR und dem Wegfall 
des realen Sozialismus sei auch der ur¬ 
sprüngliche Zweck für die Bundeswehr 
entfallen. Der Kreisvorsitzende des 
DGB Freiburg, Bernd Wagner, sprach 
zum Verhältnis „Verteidigungsarmee - 
Angriffsarmee - Bundeswehreinsatz im 
Innern“. Dazu führte er aus. Der „rea¬ 
le Kapitalismus“ führt immer mehr 
Kriege. Im berechtigen Kampf gegen 
die Auslandseinsätze der Bundeswehr 
müssen wir wachsam sein, dass alle Ver¬ 
suche, die Bundeswehr im Innern einzu¬ 
setzen, bekämpft werden müssen. Das 
Grundgesetz verbietet den Einsatz der 
Bundeswehr nach außen und nach in¬ 
nen. 

UZ: Wie ist dein Schlussresümee? 

Dieter Keller: Ich will es mal vorsichtig 
formulieren: Seit langer Zeit hatten wir 
die Möglichkeit innerhalb des DGB zu 
diesen Themen miteinander zu reden, 
Meinungen auszutauschen, Kritik zu 
formulieren und hoffentlich auch ge¬ 
hört zu werden. Ich hoffe, dass dies ein 
Anfang war und sich daraus ein Pro¬ 
zess entwickelt. Ohne den faden Beige¬ 
schmack, den ich bereits erwähnte. Die 
militärische „Logik“, auch wenn sie im 
„wissenschaftlichen Gewände“ daher¬ 
kommt ist nicht unsere Logik. Der Ver¬ 
lauf hat gezeigt: Wir, Gewerkschaftsbe¬ 
wegung und Friedensbewegung, kön¬ 
nen unsere richtigen und gemeinsamen 
Forderungen artikulieren und müssen 
gemeinsam dafür kämpfen 
Erfreulich in diesem Sinne war dann 
auch die Schlussrunde, bei der dies von 
Rainer Braun sowie den Vertretern aus 
den Gewerkschaften und der Bundes¬ 
vorsitzenden der GEW, Marlis Tepe 
unterstrichen wurde. Die Diskussion 
und Vorschläge aus der Veranstaltung 
aufgreifend, sagte sie, 100 Jahre Beginn 
erster Weltkrieg müsse Anlass für den 
DGB sein, sich stärker der Friedens¬ 
frage zu stellen. Sie informierte, dass 
sie sich während der Tagung mit Mi¬ 
chael Sommer verständigt habe, noch 
vor dem Bundeskongress eine weitere 
Tagung durchzuführen. Wenn dies um¬ 
gesetzt würde, wäre dies ein Erfolg der 
lebhaften und kritischen Diskussion 
auf dem Workshop. Nun, so denke ich, 
sind die Mitglieder und Gremien der 
Einzelgewerkschaften und des DGB 
auf allen Ebenen aufgerufen, sich da¬ 
rauf vorzubereiten und entsprechend 
zu handeln. 

Das Gespräch führte Gerhard Ziegler 
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9. November 1918: 

Die Revolution erreicht Berlin 


D ie Revolution erfasste in nur fünf 
Tagen ganz Deutschland. Ma¬ 
trosen, Arbeiter und Soldaten 
waren aufgestanden gegen den Krieg. 
Sie wollten Frieden und Brot. Es ihren 
russischen Klassenbrüdern gleichtun: 
Die alte Gesellschaft beseitigen, die 
Herrschaft des Kapitals und der Groß¬ 
grundbesitzer. Land und Fabriken soll¬ 
ten jenen gehören, die den Boden be¬ 
arbeiteten, jenen, die in den Betrieben 
schufteten. 

Arbeiter- und Soldatenräte entstan¬ 
den überall im Land. Am 9. Novem¬ 
ber erreichte die Revolution Berlin. 
Die Hauptstadt erlebte einen umfas¬ 
senden Generalstreik und bewaffnete 
Demonstrationen. Das Polizeipräsidi¬ 
um, Kasernen und Polizeiwachen wur¬ 
den gestürmt, 650 politische Gefangene 
befreit. Gegen Mittag war die Stadt in 
der Hand der revolutionären Arbeiter. 
Karl Liebknecht proklamierte „die 
freie sozialistische Republik Deutsch¬ 
land.“ Und er erklärte den Anwesenden 
vor dem Stadtschloss: „Wir wollen an 
der Stelle, wo die Kaiserstandarte weh¬ 
te, die rote Fahne der freien Republik 
Deutschland hissen!“ 

An jenem Tag wurde die Umwand¬ 
lung Deutschlands in eine Republik 
proklamiert und baldige Wahlen für 
eine verfassunggebende Versammlung 
angekündigt. Der Rücktritt Kaiser 
Wilhelms, der nach Holland geflüch¬ 
tet war, wurde bekannt. Eine neue Re¬ 
gierung wurde eingesetzt, bestehend 
aus je drei Vertretern der sogenannten 
Mehrheits-Sozialdemokraten und der 
USPD: Ebert, Haase, Scheidemann, 
Dittmann, Landsberg und Barth. Am 
11. November wurde dann das Waffen¬ 
stillstandsabkommen unterzeichnet. 
Im sozialdemokratischen „Vorwärts“ 
musste man in einer der Extraausgaben 
am selben Tag als Mitteilung der neu¬ 
en Regierung jedoch lesen: „Soldaten! 
Kehrt ruhig in die Kasernen zurück...“ 
Die Revolution war im vollen Gange, 
Menschen in Bewegung. Und da hatten 
einige rechte Sozialdemokraten nichts 
anderes zu tun als die Leute auf der 
Straße aufzurufen, an Heim und Herd 
bzw. in die Kasernen zurückzukehren! 
Am 9. November trafen sich in ei¬ 
nem verschwiegenen Zimmer des Ho¬ 
tel Continental in der Neustädtischen 
Kirchstraße aber auch maßgebliche 


Großindustrielle. Unter dem Vorsitz 
von Hugo Stinnes und Karl Freiherr 
von Siemens handelten sie mit Carl 
Legien und einigen anderen Gewerk¬ 
schaftsführern eine „Arbeitsgemein¬ 
schaft“ zwischen Finanzkapital und Ge¬ 
werkschaften aus - für das „Geschenk“ 
des Achtstundentags, der soeben drau¬ 
ßen auf der Straße erkämpft worden 
war. Mit dem Pakt über eine „Arbeits¬ 
gemeinschaft“ wurde die politische 
Linie von SPD und rechten Gewerk¬ 
schaftsführern gegenüber dem Groß¬ 
kapital für die Weimarer Republik 
schon am 9. November 1918 festgelegt. 
Der rechte Sozialdemokrat Friedrich 
Ebert verständigte sich an jenem Tag - 
während die Konzernvertreter mit den 
rechten Gewerkschaftsführern verhan¬ 
delten - mit der in Amt und Würden 
verbliebenen kaiserlichen Obersten 
Heeresleitung über die Liquidierung 
der Revolution. Selbstverständlich ge¬ 
heim. 

Die Konsequenz, mit der dann diese 
verschiedenen Kräfte - auf ihre Wei¬ 
se oder gemeinsam, abgestimmt - ge¬ 
gen die revolutionäre Linke vorging, 
war beachtlich und erfolgreich. Sie ha¬ 
ben dann daraus weiter gelernt: Für 
die Weimarer Republik und die bru¬ 
talen Unterdrückungsmaßnahmen des 
faschistischen Deutschlands, für die 
Verfolgung von Kommunisten und an¬ 
deren fortschrittlichen Kräften in der 
Bundesrepublik, für die Abstrafung 
jener, die maßgeblich für die Entste¬ 
hung und Entwicklung der DDR Ver¬ 
antwortung trugen ... Sie haben zu¬ 
gleich gelernt, dass es nicht ausreicht, 
Menschen mit sozialistisch/kommunis¬ 
tischer Überzeugung zu verfolgen. Es 
ging ihnen damals wie heute auch um 
die Diskreditierung und Ausmerzung 
der Idee. 

★ 

Will man die Ergebnisse der Revolu¬ 
tion bewerten, dann gehört sicherlich 
dazu, dass wesentliche Teilerfolge er¬ 
reicht wurden: Die Herrschaft der Ho- 
henzollern und der Fürsten wurde be¬ 
seitigt, eine einheitliche Republik ge¬ 
schaffen, der Achtstundentag erkämpft, 
demokratische Rechte und Freiheiten 
errungen. Damit wurden für die Arbei¬ 
terklasse national wie auch internati¬ 
onal günstigere Kampfbedingungen 
erreicht. Zugleich gelang es in einem 


gewissen - sehr bescheidenen - Maße, 
die Lage des jungen Sowjetstaates, der 
damals von allen Seiten bedrängt wur¬ 
de, zu erleichtern. Das, was sich Karl 
Liebknecht und viele andere erhofft 
hatten, - eine freie sozialistische deut¬ 
sche Republik - konnte jedoch noch 
nicht realisiert werden. 

Dass die Revolution von 1918 letztlich 
nicht siegreich war, dafür gibt es vie¬ 
le Gründe. Wichtig ist, die objektiven 
Bedingungen zu beachten. Hinzu kom¬ 
men die Fehler, die Illusionen und die 
Schwäche der revolutionären Linken 
in Deutschland. Die Revolution hatte 
keine einheitliche, entschlossene Füh¬ 
rung. Der Spartakusbund zögerte zu 
lange, sich als eigenständige Partei zu 
konstituieren. Erst an der Jahreswen¬ 
de 1918/19 wurde in Berlin die Kom¬ 
munistische Partei Deutschlands ge¬ 
gründet. 

Vor allem aber scheiterte die Novem¬ 
berrevolution in Deutschland an der 
Haltung und dem Verrat der rechten 
Führung der Sozialdemokratie. Ihnen 
hatte die Mehrheit der aktiven Mit¬ 
glieder der Arbeiter- und Soldatenrä¬ 
te vertraut, die nun betrogen wurden. 
Die Ebert, Noske und Co. verbündeten 
sich mit der Reaktion, mit den Banken 
und dem Kapital. Die Möglichkeit, die 
damals tatsächlich zeitweise bestand, 
nämlich in Deutschland einen wirk¬ 
lich demokratischen, sozialistischen 
Staat zu schaffen, blieb ungenutzt. Die 
Machtfrage wurde zugunsten der alten 
reaktionären Kräfte, vor allem zuguns¬ 
ten des Großkapitals entschieden. Ihr 
Eigentum blieb unberührt. 

Zu den unmittelbaren Folgen des Ver¬ 
rats gehörte die Ermordung von Karl 
und Rosa, von Leo Jogiches und vie¬ 
ler anderer. Zu den späteren Folgen 
gehörten auch 1933, die „Reichspro- 
gromnacht“ 1938, derer wir in diesen 
Tagen auch gedenken müssen. Zu den 
Folgen gehören Massenvernichtung 
und Krieg. 

Trotz alledem. Die Novemberrevolu¬ 
tion hat wichtige Ergebnisse gebracht, 
die wesentlichen Einfluss auf den wei¬ 
teren Gang der Geschichte hatten. Zu 
den bedeutsamsten Ereignissen und 
Resultaten der Novemberrevolution 
zählt die Gründung der Kommunisti¬ 
schen Partei Deutschlands an der Jah¬ 
reswende 1918/19. nh 



Bild oben links: Karl Liebknecht spricht im Tiergarten. 

Bild oben rechts: Demonstrationszug Unter den Linden am 9. November 1918. 

Bild darunter: Reichskongress der Arbeiter- und Soldatenräte im preußischen 
Abgeordnetenhaus in Berlin, 16 bis 20.12.1918. - Ansprache von Richard Müller, 
Mitglied des Vollzugsrates, bei der Eröffnung. 



Bild oben: Die Konterrevolution in Berlin. 

Bild unten: Standrechtlich erschossene Revolutionäre ... (März 1919). 
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Älvaro Cunhal: Zum 100. Geburtstag 




A lvaro Cunhal wurde am 10. November 1913 
in Coimbra geboren. 1931 beginnt Cunhal 
sein Studium an der juristischen Fakultät 
der Universität Lissabon. Im gleichen Jahr wird 
er Mitglied der PCP. 

In den ersten Jahren seiner Parteimitgliedschaft 
war Alvaro Cunhal Mitglied des Verbandes der 
Kommunistischen Jugend, wirkte mit in der asso¬ 
ziativen studentischen Bewegung und wurde 1934 
als Repräsentant der Studierenden in den Univer¬ 
sitäts-Senat gewählt. 

1934, mit 21 Jahren, wurde er Generalsekretär des 
Verbandes der Kommunistischen Jugend Portugals. 
Im darauffolgenden Jahr wurde er von der Füh¬ 
rung der PCP mit einer speziellen Mission nach 
Madrid entsendet. Angesichts des faschistischen 



Rückkehr nach Portugal am 30. April 1974 


„Woher kommt nun für uns portugiesische 
Kommunisten diese Freude, zu leben und zu 
kämpfen? Was bringt uns dazu, die Parteiak¬ 
tivität als einen zentralen Aspekt unseres Le¬ 
bens zu betrachten? Was bringt uns dazu, un¬ 
sere Zeit, Energie, unsere Fähigkeiten, unsere 
Aufmerksamkeit der Parteiaktivität zu wid¬ 
men? Was bringt uns dazu, aus Motiven un¬ 
serer Ideen und unseres Kampfes allen Schwie¬ 
rigkeiten und Gefahren gegenüberzutreten, 
unter Verfolgung zu stehen und, wenn es die 
Bedingungen erfordern, Folter und Verurtei¬ 
lung ertragen und sein Leben zu geben, wenn 
dies notwendig ist? Die Freude, zu leben und 
zu kämpfen beruht auf unserer tiefen Über¬ 
zeugung, dass das Ziel, für das wir kämpfen, 
ein gerechtes, begeisterndes und unbesieg¬ 
bares ist. 

Unser Ideal - das der portugiesischen Kom¬ 
munisten - ist die Befreiung der portugiesi¬ 
schen Arbeiter und des portugiesischen Volkes 
von jeglicher Form der Ausbeutung und Un¬ 
terdrückung. Es ist die Freiheit des Denkens, 
des Schreibens, der Meinung, der Schöpfung. 
Es ist das Recht auf Wahrheit. Es bedeutet, die 
Hauptproduktionsmittel nicht zur Bereiche¬ 
rung einiger weniger und der Armut vieler zu 
verwenden, sondern sie in den Dienst unseres 
Volkes und unseres Landes zu stellen. Es ist die 
Ausrottung von Hunger, Misere und Arbeitslo¬ 
sigkeit. Es ist die Garantie materiellen Wohl¬ 
befindens, des Zugangs zu Ausbildung und 
Kulltur für alle. Es ist die Erweiterung von Wis¬ 
senschaft,Technik und Kunst. Es ist das Sicher¬ 
stellen der tatsächlichen Gleichstellung der 
Frau, ihrer Rechte und gesellschaftlichen Stel¬ 
lung. Es ist die Gewährleistung von Bildung, 
Kultur, Arbeit, Sport, Gesundheit und Freude 
für die Jugend. Es ist die Schaffung eines glück¬ 
lichen Lebens für die Kinder und ruhigen Jah¬ 
ren für die Alten. Es ist die Bestätigigung der 
nationalen Unabhängigkeit bei der unnach¬ 
giebigen Verteidigung der territorialen Integ¬ 
rität, der Souveränität, der Sicherheit, des Frie¬ 
dens und für das Recht des portugiesischen 
Volkes, sein eigenes Schicksal bestimmen zu 
können. Es ist der Aufbau einer sozialistischen 
Gesellschaft in Portugal, die den nationalen 
Besonderheiten und Interessenten Bedürf¬ 
nissen, den Bestrebungen und dem Willen 
des portugiesischen Volkes entspricht - eine 
freie und vielfältige Gesellschaft, in welcher 
der Staat und die Politik gänzlich dein Wohl 
und der Glückseligkeit des Menschen dienen. 
Das war schon immer und ist weiterhin der 
Horizont im langen Kampf unserer Partei.“ 

Aus: Älvaro Cunhal, O Partido com Paredes de 
Vidro (Die Partei mit gläsernen Wänden), 1985 



Bei Minenarbeitern, 4. Juni 1985 


Putsches von Franco nahm er dort an Widerstands¬ 
aktivitäten teil. 

Nach seiner Rückkehr nach Portugal wurde er am 
21. Juli 1937 von der Politischen Polizei festgenom¬ 
men. Etwa ein Jahr später, am 21. Juni 1938, kam er 
wieder frei und absolvierte seinen Militärdienst in 
der „Companhia Disciplinar de Penamacor“. 
Nach seiner zweiten Festnahme im Mai 1940 
präsentiert er in Gefangenschaft seine Jura-Ab¬ 
schluss-Arbeit mit dem Titel „Abtreibung, Grün¬ 
de und Lösungen“. Sechs Monate später wird er 
freigelassen und geht als Funktionär der PCP in 
den Untergrund. 

Er beteiligte sich an der Reorganisierung der PCP 
1940/41 und war von 1942 bis 1949 Mitglied des 
Sekretariats. Während dieser Zeit leistete er ei¬ 
nen entscheidenden Beitrag für die Aktivität und 
die Definition der Orientierung und Identität der 
Partei. 

Am 25. März 1949 wird Alvaro Cunhal in einem 
Haus der Widerstandskämpfer in Luso festgenom¬ 
men, das er mit zwei weiteren Parteiführern be¬ 
wohnte. 

Im Mai 1950 wurde ihm in Lissabon von den Fa¬ 
schisten der Prozess gemacht, in dem er das fa¬ 
schistische Regime und seine ausbeutenden, un¬ 
terdrückenden, terroristischen und dem Imperia¬ 
lismus unterwerfenden Praktiken anprangerte. 
Von den Faschisten verurteilt, wurde er von Lissa¬ 
bon in das Festungs-Gefängnis von Peniche über¬ 
führt. 

Er verbrachte die gesamten 1950er Jahre in fa¬ 
schistischen Gefängnissen - die ersten 14 Mona¬ 
te ohne jegliche Kommunikation nach außen, an¬ 
schließend sieben Jahre unter strenger Isolation. 
Dort schrieb und übersetzte Cunhal diverse Wer¬ 
ke und zeichnete die „Desenhos da Prisäo“ (Ge¬ 
fängnis-Zeichnungen). Zu seinen Übersetzungen 
gehört auch „King Lear“ von William Shakespeare. 
Am 3. Januar 1960 gelang Cunhal die Flucht aus 
Peniche mit einer Gruppe anderer herausragender 
Mitglieder der Kommunistischen Partei. 

Cunhal wurde erneut Mitglied des Zentralkomi¬ 
tees und 1961 schließlich zum Generalsekretär der 
PCP gewählt. 

1964 erscheint seine Schrift „Rumo ä Vitöria“ (dt. 
„Kurs auf den Sieg“), mit der er einen entschei¬ 
denden Beitrag für die Analyse der nationalen 
Situation, beim Entwurf der zukünftigen Orien¬ 
tierung, bei der Definition der Aufgaben und der 
Richtung der politischen Aktion der Partei leis¬ 
tete und dadurch die Bedingungen für die April- 
Revolution schuf und deren Entwicklung beein¬ 
flusste. 

1969 nimmt er an der Internationalen Beratung 
der kommunistischen und Arbeiterparteien in 
Moskau teil und verteidigt dort das Prinzip des 
proletarischen Internationalismus gegen nationa¬ 
listische und „eurokommunistische“ Angriffe. In 
Abgrenzung zu opportunistischen Vorstellungen 
bestätigt Cunhal in Moskau die Orientierung der 
PCP auf einen bewaffneten Volksaufstand zum 
Sturz des Faschismus. 

Nach dem Sturz der faschistischen Diktatur am 
25. April 1974 konnte Cunhal zum ersten Mal 
nach fast 40 Jahren im Untergrund oder im Ge¬ 
fängnis die politische Aktivität unter den frei¬ 


heitlichen Bedingungen, welche die Revolution 
ermöglicht hatte, weiterentwickeln. 

Er war Minister ohne Geschäftsbereich in den 
ersten vier provisorischen Regierungen und 
Abgeordneter in der Verfassunggebenden Ver¬ 
sammlung von 1975 sowie im Parlament zwischen 

1975 und 1987. Er war Mitglied im Staatsrat von 
1982 bis 1992. 

1976 schrieb Älvaro Cunhal das Werk „Die por¬ 
tugiesische Revolution - Vergangenheit und Zu¬ 
kunft“, welches die vollständigste und sorgfältigs¬ 
te Studie über die April-Revolution darstellt. 
1999 verfasste Cunhal „Die Wahrheit und die 
Lüge über die April-Revolution - die Konterre¬ 
volution gesteht“ anhand von öffentlichen Aus¬ 
sagen und Bekenntnissen der betroffenen Prot¬ 
agonisten. Es stellt eine prägnante Analyse des 
konterrevolutionären Prozesses dar. 

Auf dem 14. Kongress der PCP 1992 gab er im 
Rahmen von Erneuerungen in Struktur und Füh¬ 
rung der Partei sein Amt als Generalsekretär auf 
und wurde vom Zentralkomitee zum Präsident 
des Nationalen Rates der PCP gewählt. Im De¬ 
zember 1996, auf dem 15. Kongress der PCP, ver¬ 
ließ er den Nationalen Rat und setzte seine Ar¬ 
beit als Mitglied des Zentralkomitees fort. 

Nicht zu trennen von seinem Kampf als Revolu¬ 
tionär ist Cunhals Beschäftigung mit Kunst und 
Ästhetik. 

Als Schriftsteller und als bildender Künstler betä¬ 
tigte er sich selber in diesem Bereich. Unter dem 
Pseudonym Manuel Tiago verfasste er Erzählun¬ 
gen und Romane wie „Bis morgen, Genossen“, 
„Fünf Tage, fünf Nächte“ und „Das Haus von Eu¬ 
lalia“. Er schuf Zeichnungen und Gemälde, zu ei¬ 
nem beträchtlichen Teil bereits in der Zeit seiner 
Gefangenschaft. Gleichzeitig beschäftigte er sich 
als Marxist reflektierend mit der Bedeutung von 
Kunst und Ästhetik in der Gesellschaft. Artikel 



15. Juni 2005 


wie „Fünf Anmerkungen über Form und Inhalt“ 
(1954) oder „Die Kunst, der Künstler und die Ge¬ 
sellschaft“ (1996) sind Ergebnisse dieser Arbeit. 
Er starb am 13. Juni 2005 und zu seiner Beisetzung 
am 15. Juni bildete sich ein Demonstrationszug 
von zehntausenden Menschen. Es war eine außer¬ 
gewöhnliche Ehrung von Kommunisten, Demo¬ 
kraten, Patrioten, Arbeitern und dem Volk, dem 
Älvaro Cunhal sein Leben widmete. 


Veranstaltungen im November 

Marx-Engels-Stiftung (MES), Marxistische Blätter, Karl-Liebknecht Schule der DKP u.a. 


Sa, 09.11.2013 

10:00-17:00 Uhr, Saalbau Bockenheim, 
Schwälmer Str. 28, Frankfurt /Main 

Heimat, Volk, Nationalstaat, 
Supranationalität, Nationalismus, 
Patriotismus, Internationalismus. 

Realität und Ideologien zwischen Fortschritt 
und Reaktion 

Gemeinsame Veranstaltung der MES mit 
dem Deutschen Freidenker Verband (DFV) 
u.a. 

• Lucas Zeise: Politische Ökonomie und die 
Entstehung der Nation 

• Daniel Bratanovic:Völker, Nationen,Staats¬ 
bürgerschaft 

• Andreas Wehr: Der europäische Traum und 
die Wirklichkeit 

• Sebastian Bahlo: Heimat und Patriotismus - 
Unwort für Internationalisten? 

• Klaus Hartmann: Zum Verhältnis von Nati¬ 
onalismus und Internationalismus 


Sa, 23.11.2013 

12:30-18:30 Uhr, Essen, Unperfekthaus, Fried- 
rich-Ebert-Str. 18 


Arbeitstagung: 50 Jahre 
Marxistische Blätter - 50 Jahre 
Marxismus für die A-Klasse 

Redaktion der Marxistischen Blätter 
Referentlnnen: u.a. Dietmar Dath, Prof. 
Dr. Georg Fülberth, Prof. Dr. Domenico Lo- 
surdo, Anne Rieger. 

Ab 19:30 Uhr Konzert für Chile mit der Grup¬ 
pe Quijote (Chemnitz) und ihrem neuen Pro¬ 
gramm Canto General 


Sa/So, 23./24. Nov 2013 

Karl-Liebknecht-Schule, Leverkusen, Am 
Stadtpark 68 

Umwelt, Klimawandel, Energie 

Eine Veranstaltung der Karl-Liebknecht-Schu- 
le der DKP, Referent: Hans-Peter Brenner 

Themen: 

Marxismus und Ökologie; Mensch-Natur-Ge- 
sellschaft; „Ökologische Krise“ und „Klima¬ 
wandel“ - eine nur „anthropogene“ Frage; 
Die Umweltpolitik der sozialistischen Staa¬ 


ten in Europa bis 1989/90; Klimawandel und 
Energiewende. 

DasSeminarsoll einen Anstoß geben zur Bil¬ 
dung einer Umweltkomission der DKP. Inte¬ 
ressenten - mit und ohne Vorkenntnisse -, 
die an diesem Seminar und Kommissions¬ 
projekt teilnehmen möchten, sind herzlich 
eingeladen. 

Anmeldungen bei der KLS 


Sa, 30.11.2013 

11-17 Uhr,Marx-Engels-Zentrum,Spielhagen- 
str.13, Berlin 

In welchem Kapitalismus leben wir? 

MES In Zusammenarbeit mit dem MEZ Berlin 
Referenten: 

• Lucas Zeise: Finanzkrise: Was ist heute an¬ 
ders als 2007? 

• Werner Seppmann: Risikokapitalismus - 
Auf dem Weg in die Armutsgesellschaft 

• Arnold Schölzel: Der ohnmächtige Antika¬ 
pitalismus. Enthüllung, Protest und Revolte 
heute 

• Andreas Wehr: Imperialismus heute 
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Freiheit für wen und für was? 

„Wie die Humboldt-Universität gewendet wurde“ 



Heinrich Fink als Rektor der Humboldt-Universität bei einer Mahnwache, 1990. 


I n der Alternativen Peter-Weiss-Bib¬ 
liothek Hellersdorf stellte Heinrich 
Fink, Vorsitzender der VVN-BdA, 
sein Erinnerungsbuch über die Jahre 
als einziger frei gewählter Rektor der 
ältesten Berliner Universität Unter den 
Linden vor. Es erschien zur diesjähri¬ 
gen Leipziger Buchmesse im Ossietz- 
ky-Verlag und komplettiert, angeregt 
von Herausgeber Eckart Spoo, die in 
der gleichnamigen Zweiwochenschrift 
veröffentlichte Artikelserie des Autors. 
Erneuerung aus eigener Kraft. Ge¬ 
stützt auf die bereits durchgesetzten 
unabhängigen Studentenvertretun¬ 
gen war das die hoffnungsvolle Devi¬ 
se von Finks im April 1990 begonne¬ 
nen, aber unter falschen persönlichen 
Stasi-Anschuldigungen von außen 
bald gestoppten Rektorats bis Januar 
1992. Mit dem danach übergestülpten 
Präsidialsystem, das personelle Ein¬ 
griffe und Steuerungen ermöglichte - 
erst extern veranlasste Stellenneube¬ 
setzung, dann Überprüfung des nicht 
zum Zuge gekommenen Personals -, 
wurde die beispielhafte eigene Hoch¬ 
schulverfassung mit aktivem und pas¬ 
sivem Wahlrecht für Studentinnen 
und akademische Mitarbeiterinnen 
stillschweigend außer Kraft gesetzt. 
Damit sollte jegliche emanzipatori- 
sche Bestrebung im Sande verlau¬ 
fen. „Wir erlebten freundschaftliche 
Unterstützung aus der Bevölkerung, 
ermutigende Solidarität von Künst¬ 
lerinnen und Wissenschaftlerlnnen, 
die uns mit Rat und Tat beigestan¬ 
den haben“, schreibt Heinrich Fink 
in seiner Würdigung des Widerstands 
inner- und außerhalb der Humboldt- 
Universität. „Besonders genannt sei 
der Schriftsteller Dieter Lattmann, 
der mit Freunden einen Fonds ,Gegen 
neues Unrecht 4 gründete, um die ,Un- 
Kosten 4 des Rechtsstreites tragen zu 
helfen. Vier Semester dauerte dieser 
beharrliche Versuch, im Sinne der Ge¬ 
brüder Humboldt im Hause der Wis¬ 
senschaft gemeinsam demokratische 
Verantwortung zu praktizieren 44 
Am Ende der historischen Alternati¬ 
ve stand nicht nur die vom CDU-Wis¬ 
senschaftssenator verfügte, von der 
Gauck-Behörde unterstützte und ge¬ 
gen jede Rechtsstaatlichkeit versto¬ 
ßende Exmatrikulation des Rektors. 
Zur Erfüllung dieses Musters wurden 
die gezielten „Enten“ der Boulevard¬ 
presse gebraucht. Das Kesseltreiben 
erfasste bald auch die strukturell ein- 


gegliederte Universitätsklinik, die Ber¬ 
liner Charite. Fünf Fachbereiche der 
Humboldt-Universität zu Berlin wur¬ 
den abgewickelt, die Sektion Geschich¬ 
te komplett, und ein umfassender Eli- 
tenwechsel durchgesetzt. Von den ins¬ 
gesamt 782 Hochschullehrern verloren 
644 ihre Position. Nur 16 Prozent aller 
im Jahr 1989 Beschäftigten (einschließ¬ 
lich Verwaltung und Technik) gehör¬ 
ten der Universität noch im Jahr 1994 
an. Rund 2500 waren innerhalb dieses 
Jahrfünfts entlassen worden. Berlins 
Wissenschaftssenator Ehrhardt scheu¬ 
te sich nicht, die Überprüfung sämt¬ 
licher Dissertationen aus den Jahren 
der DDR zu verlangen. Eine pauscha¬ 
le Durchleuchtung von Doktorarbei¬ 
ten aus der Zeit des Faschismus in den 
Nachkriegsjahren der Bundesrepublik 
ist nicht bekannt, nicht einmal einge¬ 
grenzt auf völkische, rassistische The¬ 
men. Die willkürlichen Neuberufungen 
von abgehalfterten personellen West- 
Importen, sogar mit NPD-Parteibuch 
in der Tasche, entsprachen einer so 
gewollten politischen Neugründung 
der Humboldt-Universität. Mit bevor¬ 
zugten Geistern solcherart sollte sie 
in jenen Jahren der Konterrevolution 
immerhin von der wesentlich kleine¬ 
ren Universität Greifswald noch über¬ 
trumpft werden. 


Unter den Studenten, die ihm solida¬ 
risch ihr Vertrauen aussprachen und 
zeitweise sogar die Rektoratsetage 
besetzt hielten, war Heinrich Fink all¬ 
gegenwärtig. Sie begleiteten ihn so¬ 
gar spontan zur Gauck-Behörde und 
noch im März 1997 zum Bundesver¬ 
fassungsgericht, das ausnahmsweise in 
Leipzig tagte, um über Finks Verfas¬ 
sungsbeschwerde und die von sieben 
anderen ehemaligen DDR-Bürgern 
zum Sonderkündigungsrecht zu ent¬ 
scheiden. Im Januar 1992 willkürlich 
abgesetzt, hatte er dennoch den zwei¬ 
tägigen Kongress „Wohin zieht der 
Anachronistische Zug“ an der Hum¬ 
boldt-Universität eröffnet. 20 Refe¬ 
renten aus elf Ländern waren seiner 
persönlichen Einladung als Rektor 
gefolgt. Der „Anachronistische Zug 44 
das war die mit Hanne Hiob in einer 
Kolonne quer durch die Bundesre¬ 
publik fahrende Verkörperung des 
Brecht-Gedichts gegen Krieg, Milita¬ 
rismus und Faschismus. Darin die ein¬ 
deutige Frage: Freiheit für wen und 
was? Im überfüllten Audimax setzte 
sich Fink damit auseinander. Das sei 
auch „eine Metapher dafür, dass man 
Vergangenheit nicht bewältigen kann, 
denn es gibt keinen Schlussstrich. ... 
Bewältigen müssen wir die Gegenwart 
dieser Vergangenheit. 44 


Der „exorzistischen 
Ankündigung“ des 
vom Berliner Wis¬ 
senschaftsenator 
berufenen Grün¬ 
dungsdekans Wil¬ 
helm Krelle, kein 
Marxist dürfe sei¬ 
nen Fuß über die 
Schwelle seiner Fa¬ 
kultät setzen, be¬ 
gegnete Heinrich 
Fink mit dem ge¬ 
setzlich verbrieften 
Erhalt des histori¬ 
schen Eingangsbe¬ 
reiches des Univer¬ 
sitätsgebäudes. Da 
das im Foyer ange¬ 
brachte Zitat der 
elften Feuerbach- 
These ihres ehe¬ 
maligen Studenten 
Karl Marx schon 30 
Jahre lang unver¬ 
ändert geblieben 
war, kam auch die¬ 
ses „Hauptärgernis“ 
unter Denkmalschutz: „Die Philoso¬ 
phen haben die Welt nur verschieden 
interpretiert. Es kommt aber darauf an, 
sie zu verändern.“ 

Rückblickend unterzieht der Jurist 
Karl Schwarz die demokratischen Er¬ 
neuerungsjahre, die der Abwicklung 
an der Humboldt-Universität entge¬ 
genstanden, einem für die Zukunft 
offenen Resümee. Damals von der 
Technischen Universität im Westteil 
als kommissarischer Kanzler, Finks 
Berater also, „ausgeborgt“, betont er in 
einem nachgestellten eigenen Beitrag 
unbeirrt seine persönliche Überzeu¬ 
gung: „Dass die Geschichte weitergeht 
und einige Grundprobleme der Ge¬ 
sellschaftsordnung nach wie vor nicht 
gelöst sind, hat jedenfalls als Ahnung 
gegenwärtig Konjunktur. Vielleicht 
führt die aktuelle Krise noch dazu, 
dass in unserem heutigen gemeinsa¬ 
men Deutschland die Art und Weise 
der Eingliederung der DDR in die 
Bundesrepublik nochmals überdacht 
wird. Die Erinnerung an den Prozess 
der Überführung der Humboldt-Uni¬ 
versität in das unveränderte bundes¬ 
republikanische Hochschulsystem ge¬ 
hört dazu.“ 

Hilmar Franz 

(ISBN 978 - 3 - 9808137 - 0 - 9 , 12,50 €) 


Die Düsseldorfer Kunstakademie sollte „umziehen“ 

Ein Appell an die neue Rektorin Prof. Rita McBride 


Die Düsseldorfer DKP hat Professorin 
Rita McBride anlässlich ihrer Amtsein¬ 
führung als neue Rektorin der renom¬ 
mierten Kunstakademie einen sym¬ 
bolischen „Umzug“ empfohlen. Das 
Hauptgebäude möge von der Eiskel¬ 
lerstraße 1 an den Hilarius-Gilges-Platz 
1 „umziehen“. Damit könne die Akade¬ 
mie an ihre antifaschistische Tradition 
anknüpfen. Und Geld würde der „Um¬ 
zug“ auch nicht kosten. 

Alle Ateliers, überhaupt alle Räume, 
könnten genau da bleiben, wo sie jetzt 
sind, auch ihre Nutzung müsste nicht 
verändert werden. Es bedürfte nicht ei¬ 
nes einzigen Umzugskartons. Notwen¬ 
dig wäre nur eine Änderung im Grund¬ 
buchamt und eine Aktualisierung der 
Briefbögen, weil es lediglich um eine 
Adressenänderung geht, bei der die 
Akademie sogar ihren Hausbriefkas¬ 
ten behalten kann. 

Die Kunstakademie wurde von 1875 
bis 1879 von den Handwerkern nach 
den Plänen des Architekten Hermann 
Riffart auf dem Grundstück Eiskel¬ 
lerstraße 1 am Rande des alten Stadt¬ 
zentrums errichtet. Bis 1872 hatte sie 
ihren Sitz im Residenzschloss, das ab¬ 
brannte. Vor dem Neubau gab es eine 
heftige Diskussion unter den Hono¬ 
ratioren, wo die Akademie errichtet 
werden sollte: am Standort des abge¬ 
brannten Schlosses oder am damali¬ 


gen Sicherheitshafen, dem jetzigen 
Standort. 

Ganz in der Nähe des Neubaus lebte der 
Antifaschist und Kommunist Hilarius 
Gilges in der Ritterstraße bis zu seiner 
Ermordung durch die Nazis am 20. Juni 
1933. Er war Mitglied in der KPD, im 
Kommunistischen Jugendverband 
Deutschlands (KFVD) und auch aktiv 
in der KPD-Theatergruppe „Nordwest 
ran“, geleitet von Wolfgang Langhoff. 
Vor zehn Jahren, am 23. Dezember 
2003, wurde der Platz vor der Kunst¬ 
akademie nach ihm benannt. An die¬ 
sem Platz stehen zwar Häuser, so auch 
die Kunstakademie. Sie führen als Ad¬ 
resse aber nicht die Anschrift „Hilari- 
us-Gilges-Platz“ sondern die Namen 
der angrenzenden Straßen. 

Das möchte die DKP mit Blick auf die 
Kunstakademie geändert sehen. Des¬ 
halb schrieb sie die Anregung an die 
neue Rektorin der Akademie, ebenso 
an den Allgemeinen Studentenaus¬ 
schuss (AStA), an die VVN, an die 
Nachkommen der Düsseldorfer Wi¬ 
derstandskämpfer Aloys Odenthal und 
Theodor Andresen, an die antifaschis¬ 
tische Gruppe Hilarius, an die Antifa¬ 
schistische Forschungsstelle der Fach¬ 
hochschule Düsseldorf. 

Die DKP behält sich vor, Wissenschafts¬ 
ministerin Svenja Schulze (SPD) einzu¬ 
beziehen. Schulze war Mitglied im So¬ 


zialistischen Hochschulbund (SHB), 
AStA-Vorsitzende in Bochum und Juso- 
Landesvorsitzende. Ohne in die Autono¬ 
mie der Akademie einzugreifen, könnte 
sie eine Empfehlung abgeben. Als letzte 
„parlamentarische Karte 44 verweist die 
DKP auf den Ausschuss für Anregungen 
und Beschwerden der Stadt Düsseldorf. 
Spätestens dort dürfte sich zeigen, ob die 


Stadt Düsseldorf ein Einvernehmen mit 
der Kunstakademie herstellen kann. Die 
DKP erinnert daran, dass Künstler der 
Akademie von den Nazis verfolgt und 
mit Berufsverbot belegt, andere im In¬ 
teresse der NSDAP gefördert wurden. 
Jetzt könne mit der richtigen Anschrift 
abschließend ein passendes Zeichen ge¬ 
setzt werden. Uwe Koopmann 



Lichtblicke 

... und missvergnügliche 
Anfechtungen 

Morgendämmerung! Das ist Hoffnung. 
Dass der Tag gut verlaufen möge. Doch 
der fängt mit Aufstehen an. Also raus 
aus dem Bett. Dem vorauseilenden 
Licht entgegen, du überwindest dich. 
Tag für Tag. Du suchst Halt. In deinem 
eigenen Wollen. In den Lichtblicken, 
die du in dir hast. Die musst du im Auge 
behalten. Sonst verlierst du den Weg, 
den du gehen willst. 

Perlen der Erkenntnis ündet man - 
wer wüsste das nicht - sowohl im All¬ 
tag, als auch beim kritischen Lesen. 
Über 35 Rezensionen zu politischen 
Sachbüchern wollten - in guter Zu¬ 
sammenarbeit mit der Neuen Rheini¬ 
schen Zeitung, Herausgeber und Re¬ 
dakteur Peter Kleinert - von Harry 
Popow gründlich durchforstet und be¬ 
sprochen werden. Welch ein Vergnügen 
des Denkens, von dem Bertolt Brecht 
schrieb. Dabei erinnere ich mich u.a. an 
das Buch von Joe Bageant „Auf Reh¬ 
wildjagd mit Jesus. Meldungen aus dem 
amerikanischen Klassenkampf“. Dazu 
schrieb der Autor eine Rezension, in 
der ich folgende Textstelle sehr inter¬ 
essant fand: Das Denken vieler Ame¬ 
rikaner drehe sich um das eigene Wohl, 
gegen Krieg haben sie weitgehend 
nichts und die Arbeiterklasse wolle 
vom Klassenkampf nichts hören. Ohne 
Bildung, meint Joe Bageant, könne sich 
nichts ändern: „Was meine Leute wirk¬ 
lich brauchen, ist jemand, der einmal 
ordentlich auf den Tisch schlägt und 
laut und verständlich sagt: ,Hört mal 
zu, Ihr verdammten Büffelhörner! Wir 
sind blöder als ein beschissener Hack¬ 
klotz und hätten dafür sorgen sollen, 
dass man uns was beibringt, damit wir 
wenigstens ein bisschen kapieren, was 
in dieser beschissenen Welt abläuft. 4 “ 
Wer haut hierzulande auf den Tisch? Es 
sind Autoren, die nach vorne denken und 
schreiben, es sind deren Werke, die nicht 
auf die Bestsellerlisten gelangen und 
auch in Printmedien als Rezensionen 
kaum zu finden sind und dennoch tief¬ 
gründig recherchierte Wegweiser darstel¬ 
len. Folgen Sie den Spuren Platons und 
anderer Intellektueller und lassen sich 
inspirieren von deren Kraft der über¬ 
zeugenden Worte. Besuchen Sie das so¬ 
wjetische Ehrenmal in Treptow und lesen 
Sie eine interessante Zwiesprache mit 
Tamara ... Oder gewinnen Sie Einblick 
in Begegnungen der nicht sehr erfreu¬ 
lichen Art, so zum Beispiel mit einem 
„Braven Soldaten“. Oder amüsieren Sie 
sich über ein „fiktives“ Wortgefecht mit 
einem, der Substanz für ein Gewürz hält. 
Oder erleben Sie eine Feld- und Wald¬ 
wanderung, die mit einer kleinen Über¬ 
raschung endet. Oder die Premiere eines 
italienischen Dokumentarfilms im Film¬ 
theater Babylon. Oder den Dank eines 
Piraten für die Besprechung seines Bu¬ 
ches. Oder in dem Buch „Blattkritik 44 den 
Frontalangriff auf die Medien und de¬ 
ren Geldgeber. Oder wie man die Kon¬ 
sumenten zum Shoppen verführen will. 
Oder wie und warum Mord(s)geschäfte 
vom Staat geduldet und gefördert wer¬ 
den. Oder die Tränen des Vaterlandes zu 
Problemen Israels zu den Palästinensern. 
Oder wie man mit Gott auf Sklavensuche 
geht. Oder wie eine Chamäleon-Dame 
ihr Volk verschaukelt. Oder wie Mumia 
Abu-Jamal in einem amerikanischen Do¬ 
kufilm sehr warmherzig und lebendig als 
aufrechter Klassenkämpfer beschrieben 
wird. Oder wie Daniela Dahn das Privat¬ 
eigentum an Produktionsmitteln unter 
Beschuss nimmt... 

Nicht weniger interessant: Essays so¬ 
wie Tagebuch- und Blog-Notizen ein¬ 
schließlich E-Mails zum politischen 
Alltag. Selbstverständlich - wie kann 
das anders sein - aus sehr subjektiver 
und privater Sicht des Autors. Lassen 
Sie sich kurzweilig entführen in die 
Welt des Widerstands gegen gewollte 
Sinnentleerungen, bewusst provozier¬ 
ter Hohlköpügkeit. Zu entdecken sind 
Lichtblicke, die der Morgendämme¬ 
rung vorauseilen . .. Alex Schumann 

Harry Popow: „Dem Morgendämmern vor¬ 
auseilende Lichtblicke“, 218 Seiten, 15 Euro 
Buchbestellung versandkostenfrei über die 
Mail-Adresse: info@copyhouse.de, www.co- 
pyhouse.de 
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Hintergrund: Wohnungsnot 


unsere 


zeit Q£d 


Zahlen, 

Daten, 

Fakten 

Das Wintersemester hat begonnen 
und die Wohnraumsituation für 
Studierende ist vielerorts katastro¬ 
phal. Auf den Wartelisten der Stu¬ 
dierendenwerke für Wohnheim¬ 
plätze stehen bundesweit aktuell 
über 50 000 Studierende. Die Mie¬ 
ten in hochschulnahen Wohnungen 
sind für die meisten unbezahlbar. 

★★★ 

Die Universitätsstadt Düsseldorf 
ist nach Hamburg und München 
das teuerste Immobilienpflaster. 
Das Besondere: Die Schere zwi¬ 
schen den Stadtteilen geht immer 
weiter auseinander. 11-12 Euro 
pro Quadratmeter muss man in 
den „gefragtesten“ Stadtbezirken 
hinblättern, 7-8 Euro in den zent¬ 
rumsfernen Randgebieten. 

★ ★★ 

Zwischen 1999 und 2013 wurden 
in Deutschland mehr als 2,2 Mil¬ 
lionen Mietwohnungen im Rah¬ 
men größerer Paket- und Anteils¬ 
verkäufe privatisiert. Bei 1,4 bis 
1,5 Millionen der Wohnungstrans¬ 
aktionen handelt es sich um Erst¬ 
verkäufe von Unternehmen und 
Wohnungsbeständen der öffentli¬ 
chen Hand, staatseigener Banken, 
Industrieunternehmer oder ande¬ 
ren Akteuren der früheren gemein¬ 
nützigen Wohnungswirtschaft. 

Die Hauptverantwortung für diese 
Verkäufe tragen Bund und Länder, 
die seit 1999 knapp 590 Tsd. Woh¬ 
nungen verkauft haben. Davon gin¬ 
gen 370 Tsd. direkt an Privatinves¬ 
toren. 

Die Kommunen veräußerten im 
gleichen Zeitraum 385 Tsd. Woh¬ 
nungen, davon 196 Tsd. an Privatin¬ 
vestoren. 

Hinzu kommen mindestens 260 
Tsd. Werkswohnungen, die in die¬ 
sem Zeitraum direkt an Privatin¬ 
vestoren verkauft wurden. Insge¬ 
samt wurde der Wohnungsbestand 
des öffentlichen bzw. gemeinnützi¬ 
gen Sektors seit 1999 um mindes¬ 
tens 900 Tsd. Wohnungen verklei¬ 
nert. 

★★★ 

In der BRD hat sich die Wohn- 
raumgröße pro Person von 22 Qua¬ 
dratmetern in 1965 auf 43 Quadrat¬ 
meter in 2011 nahezu verdoppelt... 
Die Spreizung in der Nutzung von 
Wohnraum reicht allerdings von 
null Quadratmeter Wohnraum für 
Obdach- und Wohnungslose - 2010 
wurden in der BRD 22 000 Ob¬ 
dachlose, 248 000 Wohnungslose 
und 354 000 Wohnungsnotfälle mit 
steigender Tendenz geschätzt - bis 
zu mehreren einige tausend Qua¬ 
dratmeter großen Wohnungen der 
Milliardäre - die „Forbes-Liste“ 
zählt zur Zeit 57 Dollarmilliardäre 
in oder aus Deutschland, ebenfalls 
mit steigender Tendenz. 

★★★ 

Der Bund hat sich aus der Förde¬ 
rung des Sozialen Wohnungsbaus 
fast vollständig zurückgezogen. Die 
Fördermittel wurden auf heute nur 
noch 518 Mio. Euro zusammen ge¬ 
strichen. Dem entsprechend ist der 
Bau von geförderten Sozialwoh¬ 
nungen dramatisch geschrumpft - 
von rund 300.000 Wohnungen Mit¬ 
te der 1950er Jahre auf nur noch 
22.000 Wohnungen in 2011. Aber 
selbst davon waren gerade einmal 
12.000 soziale Mietwohnungen. 

★★★ 

Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung hat in einer 
Wohnungsmarktprognose 2015 für 
die Jahre 2010 bis 2025 einen bun¬ 
desweiten Neubaubedarf von jähr¬ 
lich mindestens 183.000 bis 256.000 
Wohneinheiten berechnet. 

★★★ 


„Viele können sich keine angemessene 

Wohnung mehr leisten“ 

Studierendenvertretungen machen gegen Wohnungsnot mobil 


Katharina Mahrt ist Vorstandsmit¬ 
glied des „freier Zusammenschluss 
von studentlnnenschaften“ (fzs,), der 
als überparteilicher Dachverband von 
Studierendenvertretungen in Deutsch¬ 
lands fungiert (www.fzs. de) 

UZ: Sie haben gemeinsam mit verschie¬ 
denen Organisationen das Bündnis 
„Studis gegen Wohnungsnot“ gegrün¬ 
det Welche Organisationen unterstüt¬ 
zen Sie? 

Katharina Mahrt: Das Bündnis ist ein 
Zusammenschluss, in dem nicht nur 
Studierendenschaften und Hochschul¬ 
gruppen vertreten sind, sondern bei¬ 
spielsweise auch Die Linke.SDS, Ju- 
so-Hochschulgruppen, Campusgrün, 
der Bundesverband grün-alternativer 
Hochschulgruppen, die DGB- und die 
ver.di-Jugend, der Bundesverband Aus¬ 
ländischer Studierender (BAS) und der 
Bund demokratischer Wissenschaftle- 
rinnen und Wissenschaftler (BdWi). 
Aktuell laufen die bundesweiten Mie¬ 
tenaktionstage unseres Bündnisses, an 
denen sich viele Studierendenschaf¬ 
ten mit Aktionen vor Ort beteiligen. 
Die lokalen Bündnisse und Studieren¬ 
denschaften machen dabei mit unter¬ 
schiedlichen Aktionen auf die Woh¬ 
nungsnot aufmerksam, um die Politik 
auf der lokalen Ebene weiter zu einer 
Lösungsfindung zu bringen. 

UZ: Was fordern Sie konkret? 

Katharina Mahrt: Wir fordern auf Bun¬ 
des- und Landesebene die gesicherte 
Bereitstellung von bezahlbaren Woh¬ 
nungen in Hochschulnähe, den Neubau 
von mindestens 25 000 zusätzlichen 
Wohnheimplätzen und die Schaffung 
eines Bund-Länder-Programms zur 
ausreichenden Wohnungsversorgung. 
Außerdem machen wir uns für die Er¬ 
höhung der finanziellen Förderung der 
Studierendenwerke durch Bund und 
Länder, u.a. für Instandhaltung und 
Sanierung der Wohnheime, stark. Da¬ 
rüber hinaus ist uns die Rekommuna- 
lisierung von ehemals staatlichen und 
städtischen Wohnungen oder Flächen 
und ein verstärktes Engagement der 


Kommunen im sozialen Wohnungs¬ 
bau, sowie der Ausbau des barrierefrei¬ 
en und familiengerechten Wohnraums 
wichtig. Kurzfristig fordern wir die Ge¬ 
währleistung von kostenlosen Notfall¬ 
unterkünften - schon in diesem Herbst. 

UZ: Trotz der vielerorts schwierigen 
Wohn- und Finanz verhältnisse von Stu¬ 
dentinnen und Studenten, scheinen diese 
jedoch etwas träge - selbst wenn es um 
den Kampf für ihre eigenen Rechte geht. 
Trügt dieser Eindruck? 

Katharina Mahrt: Studierende sind ge¬ 
rade in den ersten Wochen ihres Studi¬ 
ums sehr ausgelastet mit dem Einstieg 
ins Studium, der Wohnungssuche, der 
Jobsuche, der Eingewöhnung in die neu¬ 
en Lebensumstände. Gerade die Kraft, 
die für die Wohnungssuche gebraucht 
wird, fehlt dann an anderer Stelle. Er¬ 
schwerend kommt hinzu, dass es kei¬ 
ne wirkliche „Eingewöhnungszeit“ ins 
Studium mehr gibt. Studierende müssen 
bereits ab dem ersten Semester die not¬ 
wendigen Creditpoints erbringen, um 
nicht aus der Regelstudienzeit zu fallen, 
was wiederum dazu führen würde, dass 
das BAföG gestrichen wird. 

Der Druck auf Studierende ist also 
enorm gewachsen, während ihre sozia¬ 
le Absicherung dagegen eher abnimmt. 
Die Zeit, welche Studierende früher 
in gesellschaftliches, politisches und 
ehrenamtliches Engagement stecken 
konnten, hat in den letzten Jahren mas¬ 
siv abgenommen und wird in der Regel 
heute für den Erwerb des Lebensunter¬ 
halts und das Studium gebraucht. Stu¬ 
dierenden fehlt also nicht die Motiva¬ 
tion, sondern die Zeit für den Kampf 
um die eigenen Rechte. Dies ist auch 
keine zufällige Entwicklung, sondern 
systembedingt. 


Trotzdem gibt es eine breite Unter¬ 
stützung für den Kampf gegen die stu¬ 
dentische Wohnungsnot, der sich auch 
immer mehr Interessensgruppen an¬ 
schließen. Letztlich ist dies ja auch ein 
Problem, vor dem nicht nur Studieren¬ 
de stehen. Der Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum betrifft auch andere gesell¬ 
schaftliche Gruppen. 

UZ: Also wäre eine radikale Neuaus¬ 
richtung der Wohnungspolitik notwen- 
dig? 

Katharina Mahrt: Ja. Wohnraum muss 
als Grundrecht begriffen werden, das 
allen zur Verfügung gestellt wird, ohne 
dass dafür der überwältigende Teil 
des Einkommens aufgebracht wer¬ 
den muss. Die Entwicklung in eini¬ 
gen Städten läuft hingegen darauf hi¬ 
naus, dass in erster Linie hochpreisiger 
Wohnraum geschaffen wird und immer 
mehr Menschen sich keine angemesse¬ 
ne Wohnung mehr leisten können. 
Studierende stehen insbesondere vor 
dem Problem, dass sie während ihres 
Studiums in der Regel häufiger wegen 
eines Studienstandortwechsel zwischen 
Bachelor- und Masterstudium, Praktika 
oder Auslandssemester umziehen und 
mit jeder Neuvermietung der Mietpreis 
steigt. Dies hat natürlich auch Auswir¬ 
kungen auf andere Gruppen von Mie¬ 
terinnen und Mietern. 

Zusätzlich wird die Finanzierungssitu¬ 
ation immer schwieriger. Während die 
Mieten und die Lebenshaltungskosten 
aufgrund der Preisentwicklung in vielen 
Hochschulstandorten steigen, hat sich die 
finanzielle Situation für BaföG-Empfän- 
gerinnen und -empfängern seit 2010 nicht 
geändert, da die BaföG-Sätze nicht er¬ 
höht wurden. Für 224 Euro, die im BaföG- 
Satz für Wohnen veranschlagt sind, eine 


Bleibe in Berlin, Frankfurt, Hamburg 
oder München zu finden, ist jedoch prak¬ 
tisch unmöglich bzw. mit einer enormen 
Konkurrenzsituation verbunden. 

UZ: Was werden - fernab Ihrer Aktivi¬ 
täten im Bereich der Wohnungspolitik - 
die Kernprojekte des fzs in den kom¬ 
menden Wochen und Monaten sein? 

Katharina Mahrt: Wir setzen im kom¬ 
menden Jahr einen Fokus auf die drin¬ 
gend notwendige Novellierung des 
BAföG. Hier wollen wir nicht nur 
erreichen,dass die Bedarfssätze an die 
allgemeine Preisentwicklung angepasst 
werden, sondern auch das Gesetz so 
gestaltet wird, dass wieder mehr Men¬ 
schen überhaupt BAföG-berechtigt 
sind. Aktuell bezieht nicht mal ein Vier¬ 
tel aller Studierenden BAföG, während 
aber fast Zweidrittel aller Studierenden 
neben ihrem Studium arbeiten gehen. 
Im kommenden Jahr ist außerdem eine 
Evaluation der Bologna-Reform unse¬ 
rerseits geplant, da im Juni die Unter¬ 
zeichnung der Bologna-Erklärung 15 
Jahre her ist. 

Wir erwarten außerdem, dass seitens 
der Politik endlich die Abschaffung 
des Kooperationsverbots umgesetzt 
wird, mit dem Ziel, dass der Bund wie¬ 
der finanziell am Ausbau des Bildungs¬ 
systems beteiligt wird. Die aktuellen 
Kürzungsmaßnahmen im Hochschul¬ 
bereich in diversen Bundesländern be¬ 
weisen, dass die Länder absehbar nicht 
mehr in der Lage sind, die notwendigen 
Mittel zur Verfügung zu stellen, um ein 
solides Bildungssystem gewährleisten 
zu können. Dies betrifft nicht nur die 
Hochschulen an sich, sondern auch die 
soziale Infrastruktur im Hochschul¬ 
raum - eben auch den Wohnraum. 

Interview: Markus Bernhardt 


Viele Arten zu töten 

Es gibt viele Arten zu töten. Man kann einem ein Messer in den Bauch stechen, einem das Brot 
entziehen, einen von einer Krankheit nicht heilen, einen in eine schlechte Wohnung stecken, einen durch 
Arbeit zu Tode schinden, einen zum Selbstmord treiben, einen in den Krieg führen usw. 

Nur weniges davon ist in unserem Staate verboten. 

Bertolt Brecht (Me-ti, Buch der Wendungen, S.54) 


Jeder kämpft für sich allein? 

„Wohnungsfrage heute“ ★ Das Schwerpunktthema der Zeitschrift „Z“ Nr. 95 


Dass der Wohnungsbau als Kapital¬ 
anlage schon immer eng mit der Kre¬ 
ditwirtschaft, mit Banken und Versi¬ 
cherungskonzernen verbunden war, 
darf als bekannt gelten. Wie sich das 
Verhältnis von Wohnungsmarkt und 
Finanzspekulation heute konkret ge¬ 
staltet, welche Alternativen es gibt 
und wie sie von wem umgesetzt wer¬ 
den könnten, das steht im Mittelpunkt 
der sehr zu empfehlenden Ausgabe 95 
von „Z - Zeitschrift für Marxistische 
Erneuerung“. 

Hans-Dieter Frieling, Wirtschafts¬ 
geograf aus Göttingen, gibt einen 
umfassenden Überblick zum aktuel¬ 
len Wohnungsmarkt, zu Trends der 
Mietbelastung und räumlichen Diffe¬ 
renzierungsprozessen (Metropolen¬ 
wachstum). Ungleiche Entwicklung - 
wirtschaftliche, soziale und auch räum¬ 
liche - so der Autor, seien in diesem 
Wirtschaftssystem keine temporäre 
Erscheinung, sondern ein „notwen¬ 
diges Resultat wie Mittel“ der kapi¬ 
talistischen Konkurrenz. Er geht vom 
besonderen Charakter des kapitalisti¬ 
schen Wohnungsmarktes aus, auf dem 
Wohnungsknappheit „strukturell not¬ 
wendig“ sei und der „nur unter der 
Bedingung der Wohnungsnot“ im In¬ 
teresse der Eigentümer funktioniere. 
Frieling geht der Frage nach, ob z.B. 
Gentrifizierung einem gezielten poli¬ 
tischen Programm geschuldet ist, oder 
vielmehr „spontanen“ Marktprozessen. 
Seine Antwort: beidem. Denn Ziel und 


Programm herrschender Politik beste¬ 
he auch auf lokaler Ebene darin, „die 
kapitalistische Konkurrenz zu gewähr¬ 
leisten, die Akkumulation zu befördern 
und am Erfolg der Unternehmen in der 
Konkurrenz zu profitieren.“ 

Knut Unger, Journalist und politischer 
Koordinator des Mieterinnenvereins 
Witten und Umgebung, zeigt, dass und 
wie der große Ausverkauf der ehemals 
gemeinnützigen Wohnungswirtschaft 
in Deutschland Macht und Einfluss von 
international agierenden Finanzinves¬ 
toren vergrößert hat. Die Rahmenbe¬ 
dingungen des deutschen Wohnimmo- 
bilienmarktes seien von der Situation 
der globalen Finanzmärkte abhängig 
und ihrer Logik grundsätzlich unter¬ 
geordnet worden, gefördert durch die 
Politik von Bund und Ländern. 

Für die Debatte um „Wege aus der 
Wohnungsnot“ sind zwei Beiträge be¬ 
sonders wertvoll. Günter Bell, Stadt¬ 
planer und Sozialwissenschaftler aus 
Köln, sowie stellvertretender Spre¬ 
cher der LINKEN. NRW plädiert im 
Ergebnis seiner Analyse der regional 
sehr unterschiedlichen Wohnungssitua¬ 
tion für die Neubelebung einer gemein¬ 
wohlorientierten Wohnungswirtschaft. 
Die Reaktivierung kommunaler Woh¬ 
nungsverbände, wie sie z.B. der Deut¬ 
sche Mieterbund fordere, seien „ohne 
Zweifel ein richtiger Schritt“ aber nicht 
ausreichend. Um das erforderliche Vo¬ 
lumen preisgünstiger Mietwohnungen 
erstellen zu können, sei die Wiederbe¬ 


legung einer gemeinwohlorientierten 
Wohnungswirtschaft unerlässlich. Es 
fehle allerdings „nicht an Vorschlä¬ 
gen für eine soziale Wohnungspolitik, 
es fehle aber am politischen Willen, 
diese Vorschläge gegen die Immobi¬ 
lienverbände, gegen die großen Woh¬ 
nungsgesellschaften und gegen ,Haus 
und Grund‘, die Lobbyorganisation 
der Kleinvermieter/innen durchzuset¬ 
zen. Dieser Konflikt kann nur gewon¬ 
nen werden, wenn eine aktive Mieter/ 
innenbewegung den Druck von un¬ 
ten weiter erhöht.“ Anknüpfend an 
linke Debatten, die unter dem Stich¬ 
wort einer „Sozialen Infrastruktur“ 
neue Wege einer Sozialpolitik in den 
entwickelten kapitalistischen Ländern 
suchen, diskutiert Andrej Holm, Sozi¬ 
alwissenschaftler und Hochschullehrer 
aus Berlin, das Konzept „Wohnen als 
Soziale Infrastruktur“ anhand von vier 
Fragen: Warum ist das Wohnen ein Po¬ 
litikfeld für die Diskussion um eine So¬ 
ziale Infrastruktur? In welchem polit- 
ökonomischen Kräfteverhältnis muss 
eine Reorganisation der Wohnungsver¬ 
sorgung durchgesetzt werden? Welche 
Voraussetzungen hat eine Wohnungs¬ 
versorgung als Soziale Infrastruktur? 
Welche sozialen Bewegungen und po¬ 
litischen Akteure können als Träger der 
gewünschten Veränderung angesehen 
werden? 

Die drei folgenden Beiträge berichten 
von vielfältigen Themen, grundsätzli¬ 
chen und Detail-Forderungen und Ak¬ 


tionen neuerer sozialer Bewegungen, 
die sich mit Wohnungsproblemen be¬ 
fassen. Michael Ziehl, Diplom-Ingeni¬ 
eur aus Hamburg, wirbt als Mitinitiator 
des Internetportals „leerstandmelder. 
de“ für das Projekt und belegt, dass 
der Kampf gegen oft spekulativ ver¬ 
ursachte Gebäudeleerstände beträcht¬ 
liches Mobilisierungspotential in sich 
birgt. Jürgen Ehlers, angestellter Ar¬ 
chitekt in Frankfurt, schildert den lan¬ 
gen und bisher erfolgreichen Kampf 
gegen die Privatisierung der gemein¬ 
nützigen Wohnungsbaugesellschaft 
„Nassauische Heimstätte“ in Hessen. 
Fred Schmid, Wirtschaftswissenschaft¬ 
ler und isw-Mitarbeiter, befasst sich 
am Beispiel München mit den Auswir¬ 
kungen der Finanzmarktkrise auf die 
öffentliche Wohnungswirtschaft und 
dem Mieterwiderstand gegen die Über¬ 
eignung von Wohnraum an Finanzin¬ 
vestoren. All diese Beispiele belegen: 
Widerstand auf dem Feld der Woh- 
nungs- und Stadtentwicklungspolitik 
kann auch unter heutigen Bedingun¬ 
gen (zeit-und teilweise) erfolgreich sein 
und den Handlungsdruck der Politik 
erhöhen. Als soziale Bewegung ist er 
bisher allerdings lokal und thematisch 
höchst beschränkt, überregional/natio¬ 
nal kaum wirksam. Darauf weist auch 
Andrej Holm in seinem Beitrag hin 
und fordert, „die derzeit fragmentier¬ 
ten Diskussions- und Mobilisierungs¬ 
strukturen zu überwinden und Foren 
des Gemeinsamen zu entwickeln.“ LoG 
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Wege aus der Wohnungsnot 

Was kommunistische Kommunalpolitikerinnen vorschlagen 


Auf dem bundesdeutschen „Wohnungsmarkt“ wächst das Chaos. Wo pri¬ 
vate Immobilienfonds sich einstmals solide und bezahlbare Sozial- und 
Werkswohnungen einverleibt haben, um mehr Rendite zu machen, ver¬ 
kommen die Wohnblocks, verschlechtert sich die Wohn- und Lebensqua¬ 
lität. Zugemüllte Treppenhäuser, kaputte Briefkästen, kein Hausmeister 
weit und breit, Sanierungsstau beim Wohnungsbau. Zu diesem Markt- 
Chaos gehört auch: Rund 3,5 Millionen Wohnungen stehen bei uns leer, 
während rund 260.000 Obdach- und Wohnungslose Null Quadratme¬ 
ter Wohnraum haben, 350.000 Menschen in katastrophalen Verhältnis¬ 
sen leben, Besserverdienende Geringverdiener aus guten Wohnlagen in 
„Schrottviertel“ verdrängen. Großstädte wachsen und wo Arbeitsplätze 
vernichtet wurden, wandern Menschen ab. Notstand herrscht bei bezahl¬ 
barem Wohnraum, besonders für Erwerbslose, Beschäftigte im Niedrig¬ 
lohnsektor, Familien mit Kindern, Alleinerziehende, Rentner, Studierende 
und Auszubildende. Die Mieten und „Nebenkosten“ explodieren, nicht 
nur in den Metropolen. Lothar Geisler hat sich für die UZ umgehört und 
umgeschaut, was Kommunistinnen als „ Wege aus der Wohnungsnot“ Vor¬ 
schlägen. 


Klaus Seibert, Kreisvorsitzender der 
DKP Main-Kinzig und stellvertreten¬ 
der Fraktionsvorsitzender der „Wahl¬ 
alternative Maintal - Soziale Gerech¬ 
tigkeit“ (WAM), findet angesichts der 
aktuellen Lage auf dem Wohnungs¬ 
markt hochaktuell, was Friedrich En¬ 
gels zur Wohnungsfrage geschrieben 
hat und betont, dass aus seiner Sicht 
die Wohnungsfrage im Kapitalismus 
nicht dauerhaft zu lösen sei. Was na¬ 
türlich kein DKP-Mitglied davon ab¬ 
halte, sich in aktuellen Auseinander¬ 
setzungen für Mieterinteressen und 
die Bekämpfung der Wohnungsnot 
zu engagieren, so wie er es beim bun¬ 
desweiten Aktionstag „Keine Profite 
mit der Miete“ Ende September ge¬ 
tan hat. „Wir müssen an die Profite 
ran und an die Strukturen, die dieses 
System befördern. Deshalb ist unse¬ 
re Forderung nach Vergesellschaftung 
von Grund und Boden und des großen 
Mietwohnungsbesitzes wichtig und 
richtig.“ Seine ganz persönliche Tages¬ 
förderung: „Sofortige Bereitstellung 
von Mitteln für den sozialen Woh¬ 
nungsbau und Studentenwohnheime 
aus dem Rüstungshaushalt. Wohnen 
ist wichtiger als Drohnen.“ Allerdings 
ist er auch sicher, dass das kein The¬ 
ma bei den laufenden KoalitionsVer¬ 
handlungen in Berlin und in Hessen 


sei und sich ohne Druck von unten, 
dort nichts bewege. 

Claus Schreer, DKP München und 
Mitarbeiter des dortigen isw, sieht das 
grundsätzlich ähnlich. „Private Investo¬ 
ren bauen Wohnungen nur dann, wenn 
sie für ihr investiertes Kapital mindes¬ 
tens die marktübliche Rendite erzie¬ 
len. Ohne Aussicht auf Rendite wer¬ 
den auch keine Wohnungen gebaut. 
Solange also Wohnungen zum Zwecke 
des Profits gebaut werden, wird es a) 
Wohnungsnot geben und b) auch keine 
sozialen und für die Mehrheit der Be¬ 
völkerung erträglichen Mieten.“ Staat¬ 
liche Eingriffe wie Kappungsgrenzen in 
Mietgesetzen verhinderten bestenfalls 
einen Teil des Mietwuchers. Staatliche 
Wohngeldzahlungen machten teure 
Mieten im Individualfall zwar erträg¬ 
licher, seien aber „eine staatliche Sub¬ 
vention, die die Mieten nicht senkt, 
sondern weitere Mietpreissteigerungen 
ermöglicht.“ Steigende Mieten hätten 
so immer höhere Wohngeldzahlungen 
und Ausgaben für ALG II-Empfänger 
zur Folge. „Dafür wird heute bereits die 
astronomische Summe von 17 Milliar¬ 
den Euro ausgegeben. Diese Milliarden 
fließen in die Taschen derjenigen, die 
das Problem verursacht haben - an die 
privaten Hauseigentümer und Immo¬ 
bilienspekulanten.“ Eine soziale Woh- 


nungs- und Mietpolitik erfordere da¬ 
her „wesentlich schärfere Eingriffe in 
die am Profit orientierte Verwertung 
des Haus- und Grundeigentums.“ Für 
Claus Schreer sind „die drei wichtigs¬ 
ten Voraussetzungen für eine soziale 
Wohnungs- und Mietenpolitik: eine 
dauerhafte Begrenzung der Mietpreise, 
ein sozialer Wohnungsbau, der diesen 
Namen wirklich verdient und die Über¬ 
führung des privaten Grundbesitzes in 
öffentliches Eigentum.“ (Ausführlicher 
aus argumentiert von Claus Schreer in: 
Marxistische Blätter 5-2013) 

Mit einem „Blick zurück nach vorn“ 
erinnert Uwe Koopmann, Lehrer im 
Ruhestand und langjähriges Mitglied 
der Bezirks Vertretung Düsseldorf- 
Gerresheim, an die Wohnungspolitik 
der DDR: „ Häuser und Grundstücke 
wurden in der DDR weitgehend ent¬ 
eignet, sie gehörten dem Staat oder 
Baugenossenschaften. 1989 betraf das 
59 Prozent aller Wohnungen. Sie soll¬ 
ten keine Ware sein, die auf dem freien 
Markt gehandelt wird, sondern als öf¬ 
fentliches Gut Teil der sozialistischen 
Sozialpolitik.“ Um die Wohnungsfrage 
in der BRD als soziale Frage dauerhaft 
zu lösen, komme man um die Verge¬ 
sellschaftung der Immobilienkonzer¬ 
ne, Banken und Versicherungen nicht 
herum. Als Kandidat der DKP bei der 
Kommunalwahl im nächsten Jahr for¬ 
dert er: „Die Stadt Düsseldorf kann 
Bauland und Brachen kaufen und 
zum Selbstkostenpreis an gemeinnüt¬ 
zige Wohnungsbaugenossenschaften 
abgeben. Nur wenn die Profitspirale 
aus Baulandvermarktung und Mie¬ 
tensteigerung unterbrochen wird, las¬ 
sen sich die Mietpreise sozial steuern.“ 
Zur Lösung der aktuellen Studieren¬ 
den-Wohnungsnot empfiehlt er, in den 
Uni-Städten z.B. leerstehende Büro¬ 
oder Geschäftshäuser bzw. auch Ka¬ 
sernen in Studentenwohnungen um¬ 
zuwandeln, wie es Anfang der 1990er 
Jahre mit der „Pferdemarkt-Kaserne“ 
in der Mitte von Oldenburg gesche¬ 
hen sei. 

„Beim Blick in die Städte ist schnell 
erfahrbar, wie sehr sich die soziale 


Spaltung durch die neoliberale Poli¬ 
tik vertieft hat und welche Dynamik 
die Zonierung des Wohnungsmark¬ 
tes angenommen hat. Die Klassen¬ 
gesellschaft zeigt sich wieder offe¬ 
ner, ungenierter und brutaler - neben 
der Produktionssphäre auch wieder 
in der Reproduktionssphäre“, sagt 
Wolfgang Richter, Professor im Ru¬ 
hestand und DKP-Kommunalpoliti- 
ker aus Dortmund. Seit Jahren liegt 
ihm das Thema Stadtentwicklung am 
Herzen. 2008 und 2013 organisierte er 
zwei hochinteressante Tagungen der 
Marx-Engels-Stiftung: „Die Stadt als 
Raum für Klassenkämpfe“ und „Die 
neoliberale Stadt“, deren Vorträge in 
der Zeitschrift „Marxistische Blätter“ 
dokumentiert sind. „Die Stadt ist Ort 
der Zuspitzung der Klassenwidersprü¬ 
che, Lebensraum der niederen wie 
der oberen Klassen. Die Flächen der 
Stadt, d.h. auch der Wohn-Raum sind 
Gegenstand der Aneignung durch Ka¬ 
pitalinteressen gegen Gebrauchswert¬ 
ansprüche der ausgebeuteten Klasse. 
Die Stadt ist Raum der Kämpfe um 
Öffentlichkeit und Demokratie ge¬ 
gen private Eigentumsansprüche 
und Profitspekulationen.“ Marxisti¬ 
sche Theorie und Politik tue gut da¬ 
ran, „die vor allem der Herrschafts¬ 
sicherung zweckdienlichen Mythen 
,Recht auf ...‘, ,Grundrecht auf... 4 , 
,Menschenrecht auf.. . 4 Wohnung und 
Ressourcen, auf Quartier und Stadt, 
auf Beteiligung und Mitbestimmung 
bei Quartiers- und Stadtentwicklung 
zu entzaubern und daraus abgeleite¬ 
te Erwartungen an Politiker und Still- 
halteposen zu desillusionieren.“ Seine 
Faustformel: „Was die arbeitende 
Klasse im hochentwickelten Kapitalis¬ 
mus (noch immer) nicht oder nur ein¬ 
gegrenzt erreicht hat, lässt sich auch 
nicht durch Verweis auf vermeintliche 
Rechte konfliktfrei aneignen, sondern 
muss wie eh und je durch Kämpfe um 
die Verteilung der allgemeinen Res¬ 
sourcen und der kollektiv erarbeiteten 
Reichtümer - zu ihnen gehören auch 
die Häuser, Stadtteile und Städte - er¬ 
rungen werden.“ 


Aktiv für Mieterinteressen! 

Von Michael Gerber, DKP-Fraktionsvorsitzender in Bottrop 



Der Wohnungskonzern Vivawest mit 
6000, die Deutsche Annington mit 
2000 sowie die städtische Gesellschaft 
für Bauen und Wohnen Bottrop (GBB) 
mit 2 000 Wohneinheiten beherrschen 
den Mietwohnungsmarkt in Bottrop. 
Die Deutsche Annington versucht 
z.Z. 669 Wohneinheiten in Bottrop zu 
veräußern. Auch die Vivawest versucht 
einen Großteil ihres Wohnungsbestan¬ 
des zu verkaufen. Beide Wohnungskon¬ 
zerne haben in den Zechensiedlungen 
jahrelang notwendige Instandhaltungs¬ 
maßnahmen aus Profitgründen unter¬ 
lassen. Jetzt wird versucht, diese Woh¬ 
nungen entweder an bisherige Mieter 
oder Spekulanten zu verkaufen. Dabei 
werden die Rechte von jahrzehntelan¬ 
gen Mietern vielfach missachtet. Diese 
Privatisierungswelle verändert radikal 
das über viele Jahre gewachsene soli¬ 
darische Miteinander in den Zechen¬ 
siedlungen. Wo bisher das Prinzip der 
Nachbarschaftshilfe und der im Berg¬ 
bau geprägten gemeinsamen Klassen¬ 
lage vorherrschend war, zieht mit der 
Privatisierung Stück für Stück eine 
Ellenbogenmentalität in traditionelle 
Siedlungsstrukturen ein. 

Gleichzeitig wird durch die städtische 
Siedlungspolitik versucht, mit Nach¬ 
verdichtung und Innenflächenbebau¬ 
ung den Wohnungskonzernen neue 
Profitmöglichkeiten zu ermöglichen. 
Die traditionell großen Mietergärten 
in den Bergarbeitersiedlungen sind 
ein begehrtes Bauland. Auf Druck 
der Wohnungskonzerne Vivawest und 
der Deutschen Annington werden zu¬ 
nehmend städtische Bebauungsplä¬ 
ne dahingehend geändert, bisheriges 
Gartenland in Bauland umzuwidmen. 
Dagegen Widerstand zu organisieren 


ist ein wichtiges Betätigungsfeld der 
DKP-Fraktion. Gemeinsam mit Mie¬ 
tern und Anwohnern ist es vielfach 
gelungen, dagegen erfolgreich Wider¬ 
stand zu leisten. Diese Gärten bieten 
eine große Lebensqualität und sind bei 
dem Klimawandel ein immer wichtige¬ 
rer ökologischer Faktor für das Stadt¬ 
klima. So konnte insbesondere in der 
Rheinbabensiedlung, einer Hochburg 
der DKP in Bottrop, mit einem Wäh¬ 
leranteil von 16 Prozent, eine solche 
Nachverdichtung und Innenflächen¬ 
bebauung der Gärten dieser Zechen¬ 
siedlung verhindert werden. In einer 
anderen Bergarbeitersiedlung, in der 
die Verankerung der DKP zurückge¬ 
gangen ist, war dieser Widerstand nicht 
erfolgreich. In Ebel hatte die DKP als 
einzige Fraktion Einspruch gegen die 
Änderung des Bebauungsplanes ein¬ 
gelegt, um die Bebauung von Garten¬ 
land zu verhindern. Vivawest will dort 
34 neue Wohnungseinheiten mit Ein¬ 
familienhäusern errichten. Gleichzei¬ 
tig stehen in dieser Zechensiedlung von 
Vivawest mehr Wohnungen leer und 
werden dem Verfall überlassen. Die 
DKP forderte statt der Innenflächen¬ 
bebauung, dass der Wohnungskonzern 
gezwungen wird, den Leerstand durch 
überfällige Instandhaltungsmaßnah¬ 
men und Neuvermietung zu beseitigen. 
Die DKP-Fraktion ist über die Rats¬ 
frau Irmgard Bobrzik im Verwaltungs¬ 
rat der städtischen Baugesellschaft 
GBB vertreten. Aufgrund dieser Funk¬ 
tion konnten in der Vergangenheit viel¬ 
fach Mieter bei Problemen unterstützt 
werden. Gemeinsam mit Mietern konn¬ 
te die DKP durchsetzen, dass in ei¬ 
nem sozialen Brennpunkt sogenannte 
Schlichtwohnungen der GBB, mit nur 


einer Heizung in der Wohnung, abge¬ 
rissen und durch moderne Sozialwoh¬ 
nungen ersetzt wurden. Mit der immer 
größeren finanziellen Verschuldung der 
Stadt entstanden Begehrlichkeiten bei 
der Ratsmehrheit von SPD und CDU, 
dass die GBB Finanzlöcher der Stadt 
stopfen sollte. Dazu wurde gegen den 
Widerstand der DKP der Gesellschaf¬ 
tervertrag der GBB dahingehend ge¬ 
ändert, dass die bisherige Höchstgren¬ 
ze von 4 Prozent Gewinnausschüt¬ 
tung auf die städtische Stammeinlage 
von 3,2 Millionen Euro ersatzlos ge¬ 
strichen wurde. Dagegen protestierte 
DKP-Ratsfrau Irmgard Bobrzik im Rat 
der Stadt: „Durch den Wegfall dieser 
4 Prozent-Grenze besteht die Gefahr, 
dass auf Kosten der Mieter der GBB 
der städtische Haushalt saniert wer¬ 
den soll. Zu Lasten der Mieter und zu 
Lasten der Instandhaltung ihrer Woh¬ 
nungen können sich die Gesellschafter 
der GBB in Zukunft aus dem Jahres¬ 
überschuss der Gesellschaft bedienen. 
Zukünftige Mieterhöhungen der GBB 
können so über die erhöhten Gewinn¬ 
ausschüttungen direkt in den städti¬ 
schen Haushalt zum Stopfen von Haus¬ 


haltslöchern wandern.“ Die gesamte 
Rede im Rat der Stadt von Irmgard 
Bobrzik wurde anschließend in der 
DKP-Stadtzeitung, den Bottroper No¬ 
tizen in einer Auflage von 35.000, veröf¬ 
fentlicht. Sehr zum Ärger der SPD- und 
CDU-Vertreter im Verwaltungsrat der 
GBB. Daraufhin wurde eine Anwalts¬ 
kanzlei durch die GBB beauftragt, ge¬ 
gen die Darstellung von Irmgard Bob¬ 
rzik juristisch vorzugehen. Der Anwalt 
kam zu dem Ergebnis, dass die Ausfüh¬ 
rungen von Ratsfrau Bobrzik im Rat 
der Stadt korrekt waren. Den Sachver¬ 
halt, den sie jedoch in den Bottroper 
Notizen unterstellt hat, dass aufgrund 
von Mieterhöhungen und Reduzierung 
von Bauunterhaltungsmaßnahmen, 
also zu Lasten der Mieter, der städti¬ 
sche Haushalt entlastet werden soll, sei 
nicht akzeptabel. Dieses Verhalten sei 
grenzwertig und damit ein Verstoß ge¬ 
gen die Treuepflicht der Gesellschaft. 
Diese Reaktion zeigte, wie die DKP 
wieder einmal ins Schwarze getroffen 
hatte. Natürlich lässt sich auch künftig 
die DKP nicht einschüchtern, um sich 
energisch für die Interessen der Mieter 
in Bottrop einzusetzen. 


Alternativen 
der DKP 



Mit einem aktuellen Flyer will die DKP 
in aktuelle Kämpfe gegen Mietwucher, 
Wohnungsnot und Zwangsräumungen 
eingreifen. Sie fordert u.a. die Been¬ 
digung von Wohnraum-Privatisierung, 
Beseitigung der Schuldenbremse für 
Bund, Länder und Kommunen und 
die Wiederbelebung des sozialen Woh¬ 
nungsbaus in kommunalem Besitz mit 
demokratischer Kontrolle und Miet¬ 
preisbindung. 

Mehr: www.dkp.de 

Wohnungspolitik der 
DKP Hamburg 

Seit Oktober 2012 hat die DKP Ham¬ 
burg ein umfassendes wohnungspo¬ 
litisches Forderungsprogramm. Sein 
Ziel ist, einen Beitrag zu leisten, dass 
Mieterinnen und Mieter ihre Interes¬ 
sen gemeinsam aktiver und effektiver 
vertreten - gegen Vermieter und Ham¬ 
burger Senat. Seine konkreten Forde¬ 
rungen konzentrieren sich auf die fünf 
größten Missstände in der Hamburger 
Wohnungspolitik. 

1. Dramatisch steigende Mieten und 
Leerstände 

2. Austrocknung des Sozialen Woh¬ 
nungsbaus 

3. Verkauf städtischer Flächen und 
boomende Bodenspekulation 

4. Das Stadtentwicklungskonzept 
„wachsende Stadt“, mit dem Stadtvier¬ 
tel umgekrempelt und Mieter/innen 
verdrängt werden 

5. Das völlig ungenügende Wohnungs¬ 
bauprogramm des SPD-Senats, das zu¬ 
dem kaum mehr als Absichtserklärun¬ 
gen enthält. 

Mehr: www.dkp-hamburg.de 

DKP-Konferenz zur Wohnungs¬ 
und Mietenpolitik 

Der 20. Parteitag der DKP hat die 
Durchführung einer bundesweiten 
Konferenz zur Wohnungs- und Mieten¬ 
politik beschlossen, die im März 2014 
stattfinden wird. In einem Material für 
diese Konferenz heißt es: „Erforderlich 
ist ein grundlegender politischer Rich¬ 
tungswechsel auch in dieser Frage als 
wichtiger Bestandteil einer Wende hin 
zu einer sozialen und demokratischen 
Politik.“ 

„Unabdingbare Forderungen der 
DKP“ seien: „1. Enteignung des gro¬ 
ßen Grund- und Bodenbesitzes, sowie 
der Wohnungsbaukonzerne und -Spe¬ 
kulanten gemäß Grundgesetz zuguns¬ 
ten der öffentlichen Hand, vorzugswei¬ 
se der Kommunen. 2. Einführung einer 
Grundmietenobergrenze von zehn Pro¬ 
zent des Netto-Haushaltseinkommens 
ohne Anrechnung des Kindergeldes.“ 
Als Sofortmaßnahmen wird in dem 
Material u.a. zur Diskussion gestellt: 
Sofortiger Mietpreisstopp 
Verbot des Verkaufs von Steuergelder¬ 
geförderten Wohnungen 
Untersagung von Mieterhöhungen bei 
auslaufender Sozialbindung 
Einführung einer drastischen Leer¬ 
standsabgabe nicht nur für den Miet¬ 
wohnungsbau, sondern auch für nicht 
genutzte Gewerbe-und Bürogebäude 
Verbot von Zwangsräumungen und 
Stromabstellungen 

Wesentliche Aufstockung der Mittel 
für den Wohnungsbau finanziert durch 
Senkung des Rüstungshaushalts sowie 
Streichung von Steuervergünstigun¬ 
gen und Subventionen für Finanz- und 
Großkonzerne 
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„ Wenn der Tag verweht und die Schatten wachsen, 
will ich zum Myrrhenberg gehen, zum Weihrauchhügel. 

Alles an dir ist schön, meine Freundin; 
kein Makel haftet dir an. “ 

(Das Hohe Lied Salomos) 

Meine Kampfgefährtin, Genossin, Freundin aus bewegter Hamburger 
Zeit (1989 - 1992) 

Margret Esther Sari 

erlag am 25.09.2013 ihrer langen, schweren Krankheit. 

In tiefer Trauer 

Shulamit 


DKP Niedersachsen 


Wochenendseminar 

Die DKP Niedersachsen veranstaltet am 9. und 10. November im Natur¬ 
freundehaus Springe ein Seminar zu dem Thema 

„Sozialismus oder Barbarei - Produktivkraftentwicklung 
und Produktionsverhältnisse im Kapitalismus 
des beginnenden 21. Jahrhunderts“. 

Als Referent ist Thomas Hagenhofer (Informationswissenschaftler 
aus Saarbrücken und Bezirksvorsitzender der DKP Saarland sowie 
Mitglied im Herausgeberkreis der Marxistischen Blätter) eingeladen. 
Anmeldungen an bv@dkp-niedersachsen.de 
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Willi Meyer-Buer 

Erinnerungen 

Der verlorene Kampf. 

... aller er war nicht vergebens! 




NEUE 

IMPULSE 

VERLAG 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-2486482 
Fax: 0201-2486484 






Willi Meyer-Buer 

Erinnerungen 

Der verlorene Kampf. 

...aber er war nicht vergebens! 
Vorwort von Heinrich Hannover 

ISBN 9-783910-080799 
300 Seiten, 19,80 Euro 
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70 Jahre jung 

wurde am 3.11. unsere Genossin 

Traudi Spiller 

und am 6 .11. unsere Genossin 

Liesel Dettmann 


Wir gratulieren nachträglich ganz herzlich! 

Wir wünschen euch alles Gute, Gesundheit und Kraft! 
Macht weiter so! 

Kreisvorstand der DKP Hannover 
DKP Gruppe Hannover Linden 
DKP Gruppe Hannover Mitte 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauplstrafle 1 
5739Z Stil Hi allen k ft rp- 
ti falsch aft 
Hücltsauerland 

Tel.: 02I72-S7M-Ö 
Fax.: 

Restaurant; 

Dieistip Ruhetag 


HäuSprflSpefct 

aalardein 


In u nmittelbarcr Mähe dns Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt;auch heuleder Wfl 
pefsftficti lür das Wohl der Gäste, 

Komfonable Zimmer und Räumlichkeiten, pules Essen, 
gepnepte Gelränke, Alle Zimmer naben Bad. Dusche. WC. 
Telfllon, Fffnsefier, die meisten Balkan und vorraum. im 
Hotelbereich bclirdEn sich Lifo. Gau na, Solarium, N ich r- 
fawdherämmer und Kamin. Kimseispielraum, Satolbiiii&t, 
FnihsiucksLnilffti. Auch Ssnlorafi-Piortlofieri- 

Übernachtung/Frühstück 30 .-Ui 5 53 ,- t 0-P. 

HP 15,50 Cp.F * VP. 22 h -€p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahntahren im Saueitand 
Auch KinderernräEigung t fikbensaisonpreist. 

Bei ii Tagen AufavthaJt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthof-heimas.de * www.gaslhQl-heimes.de 


Hier könnte Ihre Anzeige stehen... gewerblich oder privat; zur Ankündigung 
von Terminen und Veranstaltungen; für Mitteilungen und Grüße 

Die UZ wird gelesen... von Genossinnen und Genossen der DKP; von zahl¬ 
reichen Abonnentinnen aus dem gesamten linken Spektrum 

Nutzen Sie die UZ-Anzeigenseite... und unterstützen Sie die UZ damit 
auch finanziell. 

E-Mail: info@unsere-zeit.de . Tel.: 0201 -17 78 89 - 23 / - 24 



SM3 


pismm 

DEIM KIA5SH5TAHDPUHKT- 

DEIM SOZIALISTISCHES 

JUGEMDMAGAZTKI 

WWW.SDAJ.ORG 



NEUE 

IMPULSE 

VERLAG 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-2486482 
Fax: 0201-2486484 


Harald Neubert 

Europäische 

Nachkriegsordnung 

West-Ost-Konflikt und deutsche 
Zweistaatlichkeit 

300 Seiten, 19,80 Euro 


Neuheiten bei JUMP UP November 2013 
Liedstöckel: 

Kohle - Lieder aus Bergbauregionen - 
CD EUft 12,00 

bte FoJ-kgruppe Liedstöckel hat efne neue CD mit Liedern aus KohJe- 
regi&hen herausgeb nacht. Die Lieder stammen au 5 dem Saarland, 
dem Ruhrgebiet; aus Frankreich, USA, örossbritannien, Russland 
und aus Südafrika 

Barbara Thal heim: 

Zwischenspiel-Live - CD EUR 16,95 

Zwischen Aggression und reinster Verliebtheit: starkes Comeback 
der ostdeutschen Sängerin. 

www.jump-14j.de // info@junpup.de 

Schdlp Jattenversand Matthias Henk PF 11 04 47, 28207 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4988535 (AB) 




Toskana, nah am Meer 

fWM.tizikani | Ü 034 . 0 VH. S 4 « 7 S 

Ökohüf im Olivenhain, 
weiter Slick* Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
Kindsrparadies. 


Jetzt inserieren: 
Eure Anzeigen 
helfen der UZ. 


95 Jahre Novemberrevolution 
Wir ehren die Kämpfer 

Der DKP Bezirksvorstand ruft auf zur Teilnahme 
an den Veranstaltungen. 

9. November 

Kranzniederlegung des DGB Region Kern 

10 Uhr, Ratsdienergarten - Revolutionsdenkmal, 

Lorentzendamm, Kiel 

9. November 

Kranzniederlegung mit Ansprachen und 
musikalischer Umrahmung 

Treffpunkt 14 Uhr, Haupteinhang Friedhof Eichhof, Kiel, Eichofstraße 
Veranstalter: DKP gemeinsam mit Kieler linken Organisationen. 

Ein Reader 

„Warum sich Kommunisten heute mit den Ereignissen 
1918/1919 beschäftigen“ kann bei der 

DKP Schleswig-Holstein, Marienbader Straße 19,24146 Kiel 
oder über christian.koberg@t-online.de bestellt werden. 


* 95- JAHRESTAG NOVEMBERREVOLUTION ★ 

Sozialismus oder Barbarei 


14.00 Uhr: Kranzniederlegung | Friedhof Eichhof | Eichhofstr. 56 | Kiel 
20.00 Uhr: Filmvorführung „Trotz alledem" (SDAJ Kiel) | 

Kieler Gewerkschaftshaus | Legienstr. 22 
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En t schlau n ign ng: 

Kühe & Nanir satt bn MQritz- 
Naüonjalparic, 2 Ftfltojc 2-3 Pcra. 
ganzjährig kn KraIxeburg-Grarjün . 
Havel i Havel aetn, Lkrat & Rad. 
laf«: wrm .brloeffk. de 
TeL; 03*37*70796 [*JB| 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 

Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, 
Kühlschrank, Bad, Dusch, WC). Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Für 1 - 3 Studentinnen 


biete ich endsprechende Zimmer 
in Dortmund-Bövinghausen an. 
Günstige Verkehrsanbindungen 
zur UNI Dortmund. 

Tel.: 0231/694414 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Für Veranstaltungen 2014 
zur Erinnerung an den 
Beginn des 1. Weltkriegs: 

i. 

Karl Kraus 

Die letzten 
Tage der 
Menschheit 

40 Szenen aus 
dem Gesamtwerk 

dargebracht von 

Erich Schaiiner 


www.ericltscltaflner.de 


MARXISTISCHE 

BIÄTTER 

www. marxfstische-blaetter. de 



50 Jahre Marxistische Blätter 

50 Jahre Marxismus für die A-Klasse 

Gemeinsame Tagung von Marxistische Blätter 
und Marx-Engels-Stiftung 


Samstag, 23. November 2013 
12.30 Uhr bis 18.30 Uhr 
Unperfekthaus, Friedrich-Ebert-Str. 18 
45127 Essen 

(Innenstadt, vom Hauptbahnhof fußläufig gut zu erreichen) 

Themen und Referentlnnen: 

„Kurs auf 50 + x“ - Herausforderungen für eine 
zukunftsfähige marxistische Zeitschrift Robert 
Steigerwald * „Dass er das Wissen trägt“ Dietmar 
Dath ★ Der doppelte Boden der Marx-Renais¬ 
sance Georg Fülberth ★ Östlicher und Westlicher 
Marxismus? Domenico Losurdo ★ Der EU-weite 
Angriff auf Tarifverträge - Aufgabe der Marxistin¬ 
nen im Verteidigungskampf der Gewerkschaften 
Anne Rieger 

Tagungsbeitrag: Spende für die Marxistischen Blätter 

Um Anmeldung wird wegen Raum- und Essensplanung dringend gebeten: 

Redaktion Marxistische Blätter, 0201 -2486482 
log@Neue-lmpulse-Verlag.de 


• Gemeinsam statt einsam 
eventuell zum UZ-Pressefest? 

Wer hat Lust, mit mir (Sie, Jahr¬ 
gang 1939, DKP-Mitglied) zu 
lachen, zu weinen, für den Frieden 
zu kämpfen, ist naturverbunden, 
tierlieb, neugierig, warmherzig, 
führt gerne anregende Gesprä¬ 
che? Mein Zuhause ist der Kreis 
Bergstraße/vorderer Odenwald. 

Bei Interesse bitte Zuschrift unter 
Chiffre UZ-Anz2319 an Comm- 
press-Verlag GmbH, Hoffnungs¬ 
traße 18,45127 Essen 


• Enrico, 43 Jahre, Mitglied 
von KPD und RotFuchs, sucht 
eine treue, ehrliche Partnerin. Ich 
lese gern, mag Spaziergänge, 
bin tierlieb und naturverbunden, 
wohne in einer WG für psychisch 
Erkrankte. Mobil: 0160/91601943 



Urlaub unter Freunden 

ln ri«r «tffjfccUhElBCbM E.ftiaHurvflw- 
uiwd In fr H-prdh»fcd»„ 

I nrnrmiliüni-n und HuctuHi^ urtl*r: 

■ ITH 


Das Silvester-Programm kann angefordert werden. 
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Mutiger Aufstand 

Betr.: „Der Hamburger Aufstand 
1923“, UZ vom 18.10.2013, S. 9 

Danke, Olaf, für die Erinnerung an ei¬ 
nen mutigen Versuch der Hamburger 
Arbeiter, mit der KPD eine Revolution 
„auf den Weg zu bringen“. 

Im Wissen um das Kräfteverhältnis ge¬ 
genüber Staat und Militär übernahm 
Ernst Thälmann eine enorme Verant¬ 
wortung, nicht ohne große Sorge um 
seine Genossen, Freunde und deren Fa¬ 
milien. 

Einer dieser Freunde und treuer Kampf¬ 
gefährte war der im Osten Hamburgs 
lebende Arbeiter und Genosse Fiete 
Schulz. 

Fange Jahre Hamburger Bürger und 
Genossen, lernten wir in den 70er Jahren 
seine Tochter Wilma und ihren Mann 
Rudi Giffey kennen. Ihre Geburtstage 
waren legendär und Treffpunkt vieler 
Hamburger Genossen. Unvergessliche 
Geschichtsstunden, denn sie alle waren 
Zeitzeugen. 

Wilma konnte sich noch lebhaft erin¬ 
nern an die vielen Zusammenkünfte 
in der Küche. Sie saß bei „Teddy“ auf 
dem Schoß und hörte, wie er und ihr Va¬ 
ter Fiete planten und organisierten. Sie 
lernte früh und viel und behielt alles im 
Gedächtnis. 

Vor allem die Besuche im Gefängnis, 
Fiete wollte seiner Tochter Wilma noch 
viel mit auf den Weg geben. Er durfte 
nicht lange mit ihr sprechen. 

Aber das Wenige war ausreichend für 
eine Erziehung zu einer mutigen, tapfe¬ 
ren, kämpferischen und äußerst liebens¬ 
werten, bis zu ihrem Tod disziplinierten 
Parteiarbeiterin. Sie gab alles für die 
Partei. „Musste ich meinem Vater ver¬ 
sprechen.“ 


Das Pressefest in Dortmund muss 
noch beschlossen werden. Dennoch - 
und damit es überhaupt beschlossen 
werden kann - laufen vielerorts Vorbe¬ 
reitungen, die auch die Voraussetzun¬ 
gen für einen Beschluss schaffen. So 
in Dortmund, der Gastgeberstadt der 
letzten und möglicherweise des nächs¬ 
ten Pressefestes der UZ. Wir sprachen 
vor diesem Hindergrund mit Doris 
Borowski, Kreisvorsitzende der DKP 
in Dortmund. 

UZ: An der DKP Dortmund wird vor 
und beim Fest jede Menge Arbeit hän¬ 
gen bleiben. Wie ist die Stimmung in 
der Dortmunder Partei hinsichtlich des 
Pressefestes? Welche Sorgen und welche 
Hoffnungen habt ihr? 

Doris Borowski: Das Pressefest ist für 
unsere Dortmunder Kreisorganisation 
immer eine Herausforderung gewesen, 


Ich bin mir ganz sicher, für die Presse¬ 
festfinanzierung hätte die Tochter von 
Fiete Schulz ihren Ohrensessel verkauft. 
So sollten wir alle denken, solidarisch, 
sozialistisch, wahrhaftig. 

Heide Wolff Neuendorf b.E. 

Nicht nur eine militärische 
Niederlage 

Betr.: „Der Hamburger Aufstand 
1923“, UZ vom 18.10.2013, S. 9 

Es wär 4 gut gewesen, wenn ihr diesen 
Artikel vor der Veröffentlichung ge¬ 
lesen hättet, dann wären Euch sicher 
einige gravierende Fehler aufgefallen. 
Zumindest die 26 Prozent Wählerstim¬ 
men der KPD bei „der nachfolgenden 
Reichstagswahl“ hätten euch stutzig ma¬ 
chen müssen. 

Ich will mich nur auf den Absatz „Der 
Aufstand“ beschränken: 

• In Chemnitz auf dem Kongress wur¬ 
de nicht mit einer hauchdünnen sozial¬ 
demokratischen Mehrheit der General¬ 
streik nicht beschlossen, sondern Brand- 
ler zog seinen Antrag zurück, es wurde 
also gar nicht über ihn abgestimmt. 

• Die Stimmenzahl der KPD verbes¬ 
serte sich mitnichten reichsweit von 
18 auf 26 %: Bei der vorangegangenen 
Reichstagswahl (1920!) erreichte die 
KPD 1,7 %, die USPD 18,8 % der Stim¬ 
men. Bei der dem Hamburger Aufstand 
folgenden Wahl im Mai 1924 erhielt die 
KPD 12,6%, die kleine Rest-USPD 
0,8 % der Stimmen - zählt man also 
die Stimmen der beiden Parteien zu¬ 
sammen, ergibt das einen starken Stim¬ 
menrückgang. Im Dezember 1924 gab 
es eine erneute Reichstagswahl, bei der 
die KPD 8,9 % der Stimmen gewann. In 
Zahlen: 3,7 Mio im Mai, 2,7 Mio im De¬ 
zember 1924. 



aber auch immer ein Erfolg! In diesem 
Sinne haben wir im Kreisvorstand dis¬ 
kutiert und uns stark gemacht für ein 
Pressefest 2014. Natürlich sind wir alle 
älter geworden und wir werden über¬ 
legen müssen, wie und wo wir Kräfte 
einsparen können. 


• Wenn die Tatsache, dass 50 000 Mit¬ 
glieder aus der SPD ausgetreten sind, 
als politischer Erfolg gewertet wird, was 
bedeutet dann der Mitgliederrückgang 
der KPD von 295 000 auf 121.400 zwi¬ 
schen September 1923 und April 1924?? 
Mir scheint, der Hamburger Aufstand 
war nicht nur eine militärische Nieder¬ 
lage, sondern auch ein politischer Miss¬ 
erfolg, anders als im Artikel ausgeführt. 

Norbert Heckl y Stuttgart 

Starker Tobak 

Betr.: Interview, UZ vom 28.10.2013, 

S. 12 

Starker Tobak, was Günter Pohl in ei¬ 
nem Interview in der UZ vom 18.10. 
veröffentlicht. Er kritisiert, dass Partei¬ 
gruppen mit einem Mitglied von Syriza 
Veranstaltungen durchgeführt haben, 
unterstellt den Organisatoren geheime 
Planung und mangelnde Beschluss¬ 
treue. Das gipfelt in dem Zitat: „Eine ei¬ 
gene Außenpolitik 4 kann eigentlich nur 
anstreben, wer eine eigene Partei will.“ 
Die DKP Elmshorn verwahrt sich ge¬ 
gen diese Unterstellungen und Vor¬ 
würfe. 

Wir haben zum Thema „Griechenland- 
Solidarität“ eine öffentliche Veranstal¬ 
tung mit einem Referenten aus Grie¬ 
chenland durchgeführt, der eine EU¬ 
weite Kampagne mit Griechenland 
organisiert. 

Er ist Bürgermeister seines Heimator¬ 
tes, Mitglied und Funktionsträger in der 
Partei „Syriza“, mit der die DKP seit sie¬ 
ben Jahren in der EL zusammenarbei¬ 
tet, spricht ausgezeichnet Deutsch und 
hat informativ und sachlich auf einer 
gut besuchten Veranstaltung in Elms¬ 
horn referiert. Etwa die Hälfte der An¬ 
wesenden war nicht Mitglied der DKP. 


UZ: Welche Ziele stellt sich die Dort¬ 
munder Partei? 

Doris Borowski: Wir möchten wieder 
einen eigenen Beitrag gestalten, unsere 
Dortmunder Themen mit den Bünd¬ 
nispartnern diskutieren, Dortmunder 
Kultur vorstellen und neue Sympati- 
santen, Freunde und Genossinnen ge¬ 
winnen. 

UZ: Das Fest wendet sich natürlich 
nicht nur an Mitglieder der DKP, son¬ 
dern an die gesamte Linke. Gibt es bei 
euch ein Echo aus dem Bündnisbe¬ 
reich? 

Doris Borowski: Wir werden bei unse¬ 
ren Ständen und auf Veranstaltungen 
immer wieder auf das Pressefest ange¬ 
sprochen, jetzt haben sich bereits die 
ersten Helfer gemeldet, was uns natür¬ 
lich bestärkt. 


Die Diskussion führte auch zum Ergeb¬ 
nis, weitere Treffen eines zu schaffenden 
Solidaritätskreises zu verabreden 
Die DKP Elmshorn war kurz nach den 
Bundestagswahlen auch durch die¬ 
se Veranstaltung in der Öffentlichkeit 
präsent. Sie war in den „Elmshorner 
Nachrichten“ angekündigt und wurde 
mit Plakaten und Flugblättern öffent¬ 
lich beworben. Trotz guten Kontaktes 
zu der Partei „Die Linke“ scheiterte 
das Konzept, diese Veranstaltung mit 
Bündnispartnern durchzuführen, nach 
zunächst erfolgter Zusage leider am 
Kreisvorstand der Partei „Die Linke“. 
Heinz Stehr hat in der Internationalen 
Kommission des Parteivorstandes be¬ 
richtet. 

Auf einer Mitgliederversammlung der 
DKP wurde die Veranstaltung als Er¬ 
folg gewertet. 

Aber Inhalte, Einschätzungen und po¬ 
litische Schlussfolgerungen interessier¬ 
ten Genossen Pohl wohl nicht. Es geht 
ihm offensichtlich um Disziplinierung 
der DKP-Mitglieder in Elmshorn und 
anderer DKP-Gliederungen, die eben¬ 
falls erfolgreiche Veranstaltungen 
durchführten. 

Wir weisen dieses Vorgehen zurück 
und stellen im Gegensatz zu seinen 
Ausführungen fest, dass die DKP Elms¬ 
horn erneut einen Beitrag geleistet hat, 
das internationale Ansehen der DKP 
auch in Griechenland zu erhöhen. 

DKP Elmshorn 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


UZ: Wie will sich die gastgebende DKP- 
Kreisorganisation dar stellen ? 

Doris Borowski: In der „Perle vom 
Borsigplatz“ wollen wir unsere Schwer¬ 
punkte: Kommunalpolitik, Antifa- und 
Friedensarbeit darstellen und mit 
Bündnispartnern, Freunden und Sym- 
patisanten diskutieren. Natürlich soll 
die „Perle“ auch wieder ein schön ge¬ 
stalteter Treffpunkt werden. 

UZ: Wie bereitet sich die DKP in Dort¬ 
mund auf das Pressefest vor? 

Doris Borowski: Bisher haben wir die 
Diskussion überwiegend im Kreisvor¬ 
stand geführt, für die weiteren Über¬ 
legungen wollen wir den Verkauf der 
Buttons in den Gruppen und Arbeits¬ 
kreisen und das Ausfüllen der Erfas¬ 
sungsbögen nutzen. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


termine@unsere-zeit.de 


Gießen: „Verfolgt Verboten Vergessen.“ 
Filmabend der DKP über den Kampf gegen 
die Remilitarisierung und die Verfolgung im 
Kalten Krieg. Im Anschluss Diskussion mit 
Herbert und Ingrid Wils. DGB-Haus, Dachsaal, 
Walltorstraße 17,19.30 Uhr. 

Lüdenscheid: „Befinden wir uns in der fi¬ 
nalen Krise der EU?“ Veranstaltung und 
Diskussion der DKP Märkischer Kreis mit 
Gregor Nadolny, Dipl. Ökonom aus Bochum. 
Gaststätte „Der kleine Prinz“, Luisenstraße 
15,19.00 Uhr. 


SA ★ 9. NOV 


Frankfurt/Main: „Heimat, Volk, National¬ 
staat, Supranationalität, Nationalismus, Pat¬ 
riotismus, Internationalismus - Realität und 
Ideologien zwischen Fortschritt und Reakti¬ 
on“ Vorträge und Diskussion mit Lucas Zei¬ 
se, Daniel Bratanovic, Andreas Wehr, Klaus 
Hartmann und Sebastian Bahlo. Veranstalter: 
Marx-Engels-Stiftung. Saalbau Bockenheim, 
Schwälmer Str. 28,10.00 Uhr. 

Krefeld: „9. November - Ein deutsches Da¬ 
tum“, Infostand der DKP Linker Niederrhein. 
Neumarkt, ab 10.30 Uhr. 

Springe: „Sozialismus oder Barbarei - Pro¬ 
duktivkraftentwicklung und Produktionsver¬ 
hältnisse im Kapitalismus des beginnenden 
21. Jahrhunderts“. Seminar der DKP Nieder¬ 
sachsen mit Thomas Hagenhofer (Informati¬ 
onswissenschaftler, Bezirksvorsitzender der 
DKP Saarland). Naturfreundehaus Springe. 
Anmeldungen an bv@dkp-niedersachsen.de. 


SO ★ 10. NOV 


Voerde: „Erfahrungen mit dem Bürgerbe¬ 
gehren in Voerde“, Mitgliederversammlung 
der DKP Wesel/Kleve mit Joachim Kinder, 
Fraktion „Die Linke“ im Rat der Stadt Voerde. 
Gasthaus Möllen, Rahmstraße 123,10.30 Uhr. 


MO ★ 11. NOV 


Bamberg: Offener Gruppenabend der DKP 
Bamberg-Forchheim, Gaststätte „Tambosi“, 
Promenadestr. 11. Beginn 19:00 Uhr. 


DO ★ 14. NOV 


Gladbeck: Wahlversammlung der DKP-Mit- 
glieder im Landkreis Recklinghausen für die 
Landrats- und Kreistagswahlen am 25. Mai 
2014. Rolf-Krane-Zentrum, Friedenstraße 16, 
19.00 Uhr._ 

Suhl: „18. Parteitag der KP Chinas - Meilen¬ 
stein für die zukünftige Entwicklung Chinas zum 
Sozialismus oder zum Kapitalismus?“ Vortrag 
und Diskussion mit Rolf Berthold, Botschafter 
der DDR in China a. D. und Vorstandsmitglied im 
RotFuchs Förderverein e.V. Hotel „Thüringen“, 
Platz der Deutschen Einheit 2,17.00 Uhr. 


FR ★ 15. NOV 


Hannover: „Mietenfragen sind Klassenfra¬ 
gen“, Veranstaltung der DKP im neuen Büro, 
Göttinger Straße 58 (gegenüber der ehern. 
Hanomag), 18.00 Uhr. 


Das UZ-Pressefest ist immer ein Erfolg gewesen! 

Die DKP Dortmund setzt wieder auf die „Perle vom Borsigplatz“ 


UZ-Probeabo-Karten für Eure Aktionen - 


Jetzt kostenlos bestellen! 



Wir wollen viel mehr Menschen für die DKP 
interessieren. Dafür brauchte die UZ: 

Woche für Woche viele Infos, Meinungen, 
Argumente, Berichte aus der Partei usw. 
Es lohnt sich also, für die UZ zu werben. 

Der erste Schritt kann ein Probeabo sein. 
Vier Wochen kostenlos, vier Wochen DKP im 
0-Ton. Für die Werbung sind unsere Probe- 
Abo-Karten da. Für Info-Tische, zum Aus¬ 
legen bei Veranstaltungen, zur Verteilung 
bei Aktionen. Oder, wenn vorhanden, zum 
Einlegen in die eigene Kleinzeitung. 

Bestellungen sind möglich in einer Menge 
von 25 bis 500 Stück. 

Die Karten sind gratis. Über eine Spende 
freuen wir uns. 


Bestellungen an: info@unsere-zeit.de oder Tel. 0201 -17788923. 


Impressum 

unsere zeit (UZ) - Zeitung der DKP 


Herausgeber: 

Parteivorstand der DKP 

Erscheint wöchentlich 
Redaktion: 

Nina Hager (0201/1778-8914, Chefre¬ 
dakteurin, v.i.S.d.P.), Paul Kranefeld, Man¬ 
fred Idler, Werner Sarbok, WolfgangTeuber 

Für Beiträge, die mit vollem Namen gekennzeich¬ 
net sind, übernehmen allein die Autor/inn/en 
die Verantwortung. Für unverlangt eingesandte 
Manuskripte kann keine Haftung übernommen 
werden. 

Telefon: 0201/225447 
Internet: www.unsere-zeit.de 
E-Mail: redaktion@unsere-zeit.de 

Verlag 

CommPress Verlag GmbH 
Hoffnungstraße 18, 45127 Essen 
Geschäftsführer: August Ballin 
Telefon: 0201/177889-23/24 
Fax: 0201/2486484 

E-Mail: vertrieb@unsere-zeit.de 


(ISSN 0943-4216) 

Anschrift von Verlag und Redaktion 

Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

Druck 

Union Druckerei Berlin GmbH 

Bankverbindung 

Postbank Köln (BLZ 37 010 050) 
Konto-Nr.: 417 099 507 

Abo-Verwaltung 

Pro-Abo-Service 

Postfach 1407,48 237 Dülmen 
Telefon: 0201/2486482 
Fax: 02594/98583 

E-Mail: uzabo@t-online.de 

Anzeigen 

Walter Herbster/Ben Richter 

Telefon: 0201/177889-23/24 
Fax: 0201/177889-28 

E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Anzeigenschluss 

ist jeweils Freitag der Vorwoche. 


Spendenkonten des DKP-Parteivorstandes: 

Für zentrale Arbeit, Pressefest und UZ: 

GLS Gemeinschaftsbank e.G. Bochum, 

BLZ 43060967, Konto-Nr. 4002487 500 oder 
Postbank Köln, BLZ 37 010 050, Konto-Nr. 80880505 
Für internationale Solidarität: 

Postbank Köln, BLZ 37 010 050, Konto-Nr. 253525502 





























16 Freitag, 8. November 2013 


Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Aufruf 

Tear down this wall! 

Schleift die Festung Europa! 



Monatsrückblick Oktober 2013 


Das wird die GröKaZ, die Größte Ko¬ 
alition aller Zeiten! Die schäbige Rest- 
Opposition im Parlament kann nicht 
mal einen Untersuchungsausschuss 
beantragen für die Schweinereien, 
die noch passieren werden. Und die 
Regierung kann so was von durchre¬ 
gieren, da kann man auch gleich den 
Bundesrat abschaffen. Naja, wenn die¬ 
se Regierung fähig ist, zu regieren. Im¬ 
merhin sitzt Mutti obenan. Die regiert 
nicht, die sitzt aus. Und die SPD hat 
sich noch nie getraut, im Ernstfall ge¬ 
gen die Obrigkeit anzutreten. Es wird 
also nichts passieren. Die Herdprä¬ 
mie bleibt, die Ausländermaut kommt, 
Steuern werden nicht erhöht, Steuer¬ 
sünder nicht verfolgt - da sei der Hoe- 
ness vor! - und die Schuldenbremse 
wird sowieso alle Reformen ersticken, 
die Geld kosten. Und bei der nächs¬ 
ten Finanz- und Wirtschaftskrise wer¬ 
den wieder alle vorher nichts gewusst 
haben und weitermachen wie bisher, 
nach dem Motto: Gestern standen wir 
noch vor dem Abgrund, heute sind wir 
schon einen Schritt weiter. 

Und die Atomlobby wird wieder be¬ 
dient, weil Fukushima ja weit ist und 
schon fast vergessen gemacht wurde 
über den steigenden Strompreisen. 
Die ja in Wirklichkeit gar nicht stei¬ 
gen. An der Börse wird Strom schon 
unter Wert gehandelt - ja, der Markt! 
Die Energiekonzerne wollen aber ihre 
Gewinne machen, und zwar am liebs¬ 
ten mit Kohle und Atom, und wenn 
der Markt das nicht hergibt, springt 
der Steuerzahler doch gerne ein! Dem 
wird Angst gemacht vor zuviel Erneu¬ 
erbarer Energie, und schon vergisst er 
alles, was er über Umweltgefährdung 
jemals wusste. 

★ 

Was machen nun aber alle die SPD- 
Mitglieder und Wähler, die „Verrat“ 
schreien? Zähne knirschen und wei¬ 
ter darauf warten, dass ein Wunder ge- 


Von Jane Zahn 

schieht, und die SPD wieder an „ihre“ 
Wähler denkt? Das „S“ steht doch 
schon lange nicht mehr für „Sozial¬ 
demokratisch“. Das steht für „Sado- 
Maso“! Die Masochisten an der Ba¬ 
sis flehen die Sadisten an der Spitze 
doch immer an: Ach bitte, bitte, quält 
uns noch ein bisschen! Erhöht die Ver¬ 
brauchssteuern, und senkt die Vermö¬ 
genssteuern! Senkt die Renten und 
treibt die Preise! Und fangt doch bit¬ 
te, bitte noch einen Krieg an! - Und 
die Sadisten an der Spitze machen das 
dann auch immer gern. 

★ 

Und deshalb sage ich „Back to the 
roots!“ Wir fangen noch einmal von 
vorne an! 

Vielleicht gibt es dann ja auch mal wie¬ 
der eine Revolution. Und vielleicht ge¬ 
lingt sie ja auch mal... 

★ 

Allerdings hat sie wenig Chancen, 
wenn die NSA alles vorher weiß. Der 
Verfassungsschutz kann es ja ruhig 
wissen, der wusste ja auch alles über 
die NSU-Morde und hat sie nicht ver¬ 
hindert. Aber die NSA weiß, wie man 
Revolutionen verhindert oder notfalls 
manipuliert, wenn sie schon nicht ver¬ 
hindert werden können. Sieht man ja 
in Ägypten. Das ist jetzt eine Militär¬ 
diktatur im Auftrag der USA. Natür¬ 
lich ganz demokratisch! Der gewählte 
Präsident kann ruhig abgesetzt werden, 
wenn er nicht passt. Und alles bleibt 
beim Alten. Solange die Demonstran¬ 
ten nicht für eine Veränderung der Be¬ 
sitzverhältnisse auf die Straße gehen, 
sondern für ihren Glauben oder gegen 
den Glauben der anderen. 

★ 

Glauben ist was Schönes! Für die, die 
wissen. 

Das hat Frau Merkel nicht geglaubt, 
dass sie als potentielle Terroristin von 


der NSA abgehört wird! Unter Freun¬ 
den! Ja, Frau Merkel, wer solche Freun¬ 
de hat, braucht keine Feinde mehr. Ist 
doch gut, dass Sie auch mal spüren, 
wie das so ist, als abgehörter Bürger. 
Müssen wir alle doch schon länger mit 
leben - und hat Sie vorher auch nicht 
gestört. Ist schon ein bisschen komisch, 
wie Sie da jetzt die Empörte spielen. 
Aber nach Moskau zu Herrn Snowden 
lassen Sie lieber mal den grünen Strö¬ 
bele fahren, das gildet nix. Der hat Nar¬ 
renfreiheit, da können Sie gegenüber 
den „Freunden“ das geliftete Gesicht 
wahren. 

Mal sehen, wie alt Sie wirklich ausse- 
hen, wenn die Wahlkampf-Maske fällt. 

★ 

Das gibt dann wohl einen Phantom- 
Schmerz. Der ist aber auch eine Tat¬ 
sache, wie wir jetzt gelernt haben. 
Phantom-Tore sind echte Tore, wenn 
sie durch eine Tatsachen-Entscheidung 
dazu ernannt wurden. Das gilt nicht 
nur im Fußball! 

Phantom-Regierungen sind ja auch 
echt. 

Und unsere Phantom-Demokratie, die 
am Werkstor aufhört? Da gibt es jetzt 
immer mehr Beispiele, dass sich die 
Betroffenen nicht mehr an die Spiel¬ 
regel halten, dass sie stillzuhalten ha¬ 
ben. Bei Norgren in Großbettlingen 
wird seit drei Wochen gestreikt, am 
Anfang sogar „wild“ 

(Naja, was heißt in Deutschland 
„wild“! Wenn halt noch kein offiziel¬ 
ler Beschluss vorliegt). 

Und die Beschäftigten im Einzelhan¬ 
del handeln auch und streiken warn. 
Gibt es also doch so etwas wie Gegen¬ 
wehr von unten? Oder ist das nur ein 
Phantom? 

Was heißt nur? Wir haben doch ge¬ 
lernt: Es kommt auf Tatsachenent¬ 
scheidungen an! 

In diesem Sinne: Auf zur entscheiden¬ 
den Schlacht! 


An den südlichen Grenzen Europas, 
aber nicht nur an jenen, sterben Men¬ 
schen. In diesem und dem vorigen Jahr 
allein forderte die Festung Europa min¬ 
destens 460 Opfer. 

Die Flüchtlinge fliehen aus Staaten, in 
denen Willkür, Gewalt und Unterdrü¬ 
ckung herrschen, sie fliehen aus Län¬ 
dern, deren staatliche Integrität zer¬ 
schlagen wurde, aus Bürgerkriegsge¬ 
bieten und Diktaturen. 

Sie fliehen vor Hunger, Not und Armut. 
Sie fliehen aus Regionen, in denen der 
europäische Kolonialismus geherrscht 
hat, und sie fliehen vor den Nachwir¬ 
kungen dieses Kolonialismus ebenso 
wie vor den Resultaten aktueller In¬ 
terventionspolitik. 

Sie fliehen zu uns. 

Sie fliehen nicht leichtfertig, sie fliehen 
nicht aus milden Gründen. Sie sind kei¬ 
ne Wirtschaftsflüchtlinge: Sie fliehen 
den persönlichen, ganz individuellen 
Untergang. 

Sie fliehen, 

weil es keinen anderen Ausweg 

für sie gibt. 

Europas Nationen, die nun armen wie 
die reichen, haben Afrika und Asien, 
Südamerika und Ozeanien ausgebeu¬ 
tet, haben sich über Jahrhunderte an 
den Produkten und an der Arbeitskraft 
der oftmals versklavten Einwohner be¬ 
reichert. Unbarmherzig und unmensch¬ 
lich wurden Strukturen zerschlagen 
und Grenzen gezogen, Traditionen be¬ 
seitigt und die Reichtümer der Regio¬ 
nen geplündert. Unsere koloniale Ge¬ 
schichte, deren Früchte noch immer Teil 
des europäischen Reichtums sind, ver¬ 
langen von uns Demut und nicht chau¬ 
vinistische Abschottung. 

Nicht das europäische Grenzregime mit 
seinen Schnellboten und Drohnen, mit 
Nachtsichtgeräten, Hubschaubern und 
Hundestaffeln darf die Antwort auf den 
Andrang der Flüchtenden sein. Nicht 
stacheldrahtumzäunte Lager dürfen 
das europäische Heim der Fliehenden 
werden. Nicht Arbeitsverbote, verord- 
nete Armut und Abschottung sollen 
das Leben der Menschen verengen, die 
auf unsere Hilfe hoffen. Im Gegenteil: 
wir sollten sie als Freunde und Partner 
betrachten. 

Die Innenminister der europäischen 
Mitgliedstaaten blockieren seit Jahren 
ein gemeinsames europäisches Asyl¬ 
recht, aus Angst vor den nationalisti¬ 
schen und rechtspopulistischen Partei¬ 
en in ihren Ländern. 

Europarecht muss grundsätzlich auf 
Menschenrechten basieren - nationa¬ 
le Ängste und Befindlichkeiten dür¬ 
fen nicht benutzt werden, um Europas 
Konzernen ihre profitable Müllkippe zu 
erhalten! 

Europa braucht eine humanitäre und 
humanistische Flüchtlingspolitik. 
Zugleich brauchen die Bewohner der 
Länder, aus denen so viele fliehen, Hil¬ 
fen, die nicht die einheimische Öko¬ 
nomie zerschlagen, nicht die dortige 
Landwirtschaft vernichten und nicht 
der Herrschaft von Warlords und Clans 
Vorschub leisten. 

Wir, Schriftsteller und Künstler, fordern 
die Gremien der Europäischen Union 
auf: 


• Schafft ein humanitäres Flüchtlings¬ 
recht 

• Schafft ein menschliches Asylrecht 

• Schafft die Dublin-II-Verordnung ab 

• Begreift: Kein Mensch ist illegal 

• Beendet das Sterben 

Erstunterzeichner 

Carmen Maja Antoni, Schauspielerin 

Jennifer Antoni, Schauspielerin 

Rolf Becker, Schauspieler 

Jan Degenhardt , Musiker 

Kai Degenhardt , Musiker 

Diether Dehrn, Textautor, Komponist, 

MdB 

Elisabeth Dishur, Objektkünstlerin 
Andre Heller ; Künstler 
Heidrun Hegewald, Malerin, Schrift¬ 
stellerin 

Per Oie Heidorn, Musiker 
Mena Koller, Schriftstellerin 
Robert Lange, Maler 
Manfred Maurenbrecher, Musiker 
Robert Menasse, Schriftsteller 
Peggy Parnass, Schriftstellerin, Schau¬ 
spielerin 

Prinz Chaos II, Musiker, Schriftsteller 

Max Prosa, Musiker 

Renate Richter, Schauspielerin 

Thomas J. Richter, Maler 

Viola Roggenkamp, Schriftstellerin, 

Publizistin 

Christa Schuenke, Schriftstellerin, 
Übersetzerin 

Gerhard Seyfried, Schriftsteller ; Zeich¬ 
ner 

Robert Stadlober, Schauspieler; Mu¬ 
siker 

Leander Sukov, Schriftsteller 
Dieter Süverkrüp, Musiker 
Imre Török, Schriftsteller 
Hannes Wader, Musiker 
Konstantin Wecker, Musiker, Schrift¬ 
steller 

Manfred Wekwerth, Regisseur 

Den Aufruf mitunterzeichnen: 

www. change. org/de/Petitionen/schleift- 

die-festung-europa 

Kontakt: Leander Sukov, Wilhelmstra¬ 
ße 119 b, 10 963 Berlin, leander.sukov@ 
leandersukov.de, 01781 305531 


Fast 25 000 
Unterstützer 

Der u.a. von Andre Heller, Robert 
Stadlober, Leander Sukov, Robert Me¬ 
nasse, Max Prosa und Carmen Maja 
Antoni Unterzeichnete Aufruf für 
eine neue, humane Flüchtlingspolitik 
hat in den letzten drei Wochen fast 
25 000 Unterstützer finden können. 
Unter der Webadresse http://www. 
change.org/de/Petitionen/schleift- 
die-festung-europa haben viele 
Menschen aus Deutschland ihre 
Übereinstimmung mit den Zielen 
der Erstunterzeichner bekundet. 

Der Aufruf läuft so lange weiter, bis 
sich die Europäische Gemeinschaft 
bereit findet, Regularien zu schaf¬ 
fen,die eine legale Flucht nach Euro¬ 
pa möglich macht und das abstruse 
und sinnlose DubIin- 11 -Prot 0 ko 11 für 
obsolet erklärt wird. 


Pressefest- 

\ 

Finanzbarometer 1 


Stand 5 . November 2013 

v W J 

Pressefest-Buttons (1 421 Stück) 

7105,00 Euro 

Zuschüsse von DKP-Gliederungen 

13 710,00 Euro 

Spenden 

9 743,51 Euro 

gesamt (am 5.11.13) 

30 558,51 Euro 

Ziel (zum 18.11.13) 

35 000,00 Euro 



















